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I. Abschnitt 

Auftrag, verkehrspolitische Grundlagen und Ausgangslage 


1. Auftrag 

1 . 1 . 

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 
14. Juni 1973 (Drucksache 7/693) die Bundesregie- 
rung ersucht, 

— dem von ihr angekündigten Gesamtkonzept zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit eine beson- 
dere Priorität einzuräumen, damit dieses Konzept 
alsbald dem Parlament vorgelegt werden kann; 

— in Zukunft jährlich Unfallverhütungsberichte für 
den Straßenverkehr zu erstatten und diese über 
den Rückblick hinaus zu einem echten Instrument 
der Fortschreibung der Verkehrssicherheits-Stra- 
tegie zu machen; 

— zur Erhöhung der Verkehrssicherheit eine umfas- 
sende Aufklärungsaktion für Kraftfahrer vom 
Deutschen Verkehrssicherheitsrat durchführen zu 
lassen, die folgende Schwerpunkte zum Inhalt 
hat: die sich aus dem 0,8-Promille-Gesetz erge- 
benden Beschränkungen für den Alkoholgenuß 
vor Fahrtantritt, die Vorteile des Sicherheits- 
gurtes, die besonderen Pflichten zur Rücksicht- 
nahme auf Kinder und die Vorschriften über den 
Führerscheinentzug bei wiederholten Verkehrs- 
verstößen; 

— sich in verstärktem Maße um den personellen 
Ausbau und um eine finanziell ausreichende Aus- 
stattung der bei der Bundesanstalt für Straßen- 
wesen in Köln eingerichteten Unfallforschungs- 
stelle zu bemühen und bei den künftigen Ent- 
würfen des Bundeshaushalts entsprechende An- 
sätze vorzusehen. 

1 . 2 . 

Die Bundesregierung hat daraufhin ein Programm 
zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr 
„Mehr Sicherheit auf unseren Straßen" (Verkehrs- 
sicherheitsprogramm 1973) erstellt und dem Deut- 
schen Bundestag am 28. November 1973 zugeleitet. 

1 . 3 . 

Als Ergebnis seiner Beratungen über dieses Pro- 
gramm hat der Deutsche Bundestag am 15. März 1974 
(Drucksache 7/1733) folgenden Beschluß gefaßt: 

1. Von dem Verkehrssicherheitsprogramm der Bun- 
desregierung — Drucksache 7/1283 — wird zu- 
stimmend Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 
31. Dezember 1974 einen Maßnahmen-Zeit-Kata- 
log vorzulegen. In dem Katalog sind die auszu- 
führenden Maßnahmen nach Art, Vorbereitung 


und Zeitpunkt des Inkrafttretens unter Angabe 
der ausführenden Stellen nach Abstimmung mit 
den Ländern zu bezeichnen. Das Programm der 
Bundesregierung zur Verbesserung der Sicherheit 
im Straßenverkehr ist unter anderem dahin- 
gehend zu überprüfen, 

— ob eine generelle Anschnallpflicht auf Vorder- 
sitzen im Pkw nicht erst dann gesetzlich vor- 
geschrieben werden kann, wenn in allen Pkw's 
Sicherheitsgurte angebracht sein müssen, 

— in welchem Umfange Aufklärungsaktionen 
hinsichtlich der Anlegung von Sicherheitsgur- 
ten notwendig sind, wenn eine gesetzliche An- 
schnallpflicht geplant ist, 

— ob das Mitfahren von Kindern auf den Vor- 
dersitzen allenfalls dann erlaubt werden soll, 
wenn diese ordnungsgemäß angeschnallt sind, 

— ob zusätzliche Seh-Tests für Autofahrer einge- 
führt werden sollen und 

— inwieweit der Deutsche Verkehrssicherheits- 
rat zu einer verstärkten Behandlung von Ver- 
kehrssicherheitsfragen in den Massen-Medien 
beitragen kann. 

1 . 4 . 

Mit den nachstehenden Ausführungen über 

— die Unfallentwicklung (II. Abschnitt), 

— das Verkehrssicherheitsprogramm 1973 (III. Ab- 
schnitt), 

— den Vollzugsplan (Maßnahmen-Zeit-Katalog) zum 
Verkehrssicherheitsprogramm 1973 (IV. Ab- 
schnitt), 

— die Ergänzung des Vollzugsplans zum Verkehrs- 
sicherheitsprogramm 1973 aufgrund dieses Be- 
richts (V. Abschnitt) 

kommt die Bundesregierung diesem Ersuchen des 

Deutschen Bundestages nach. 


2. Verkehrspolitische Grundlagen der 
Bemühungen der Bundesregierung 
auf dem Gebiet der Unfallverhütung 
im Straßenverkehr 

2 . 1 . 

In der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 hat 

die Bundesregierung betont, daß die Verkehrssicher- 
heit ihre besondere Aufmerksamkeit verlange. 

2.2 

Im Kursbuch für die Verkehrspolitik „Der Mensch 
hat Vorfahrt" hat die Verkehrssicherheitsarbeit der 
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Bundesregierung auf dem Gebiet des Straßenver- 
kehrs einen bedeutsamen Platz im Gesamtkonzept 
der Verkehrspolitik erhalten. 

2.3. 

Mit ihrem Verkehrssicherheitsprogramm 1973 hat 

die Bundesregierung deutlich gemacht, daß sie ent- 
schlossen ist, mit einem auf alle Bereiche des Unfall- 
geschehens ausgerichteten Programm die Verluste 
an Menschenleben, an Gesundheit und Sachwerten 
zu verringern. 

2.4. Fortsetzung der Bemühungen 

Im Jahre 1973 wurden auf den Straßen des Bundes- 
gebiets bei 1,3 Millionen Straßenverkehrsunfällen 
16 302 Menschen getötet und 488 246 verletzt. Bei 
970 000 Unfällen ereignete sich nur Sachschaden. 

Dieses gegenüber dem Vorjahr verringerte, aber 
immer noch hohe Ausmaß des Unfallgeschehens und 
seiner tiefgreifenden Folgen für das Schicksal der 
Betroffenen und das allgemeine Wohl verpflichten 
die Bundesregierung zu anhaltenden Anstrengungen 
zu einer weiteren Verbesserung der Sicherheit im 
Straßenverkehr. 

Mit dem Verkehrssicherheitsprogramm 1973 hat die 
Bundesregierung aufgezeigt, welche Maßnahmen sie 
in den einzelnen Bereichen für erforderlich und ge- 
eignet hält, die Unfallbilanz zu verbessern. Sie 
setzt diesen Weg mit diesem Bericht fort. 

2.5. 

Die Bundesregierung ist sich dabei bewußt, daß sie 
in ihrem Bemühen in weitem Umfang auf das Mit- 
wirken von Ländern und Gemeinden angewiesen ist, 
da der Vollzug der Gesetze Aufgabe der Länder 
ist und die Fülle der örtlichen Probleme der Straßen- 
verkehrssicherheit nur durch die ortsnahe Verwal- 
tung zu lösen ist. 

2 . 6 . 

Das Mühen um mehr Sicherheit im Straßenverkehr 
müßte Stückwerk bleiben, wenn es allein auf den 
staatlichen Bereich beschränkt bliebe. Die Teilnahme 
am Straßenverkehr ist Bestandteil der Lebensgestal- 
tung jedes einzelnen. Für ein grundlegend besseres 
Verkehrsverhalten des einzelnen ist deshalb auch 
unerläßlich, daß neben dem Staat die nichtstaatlichen 
Kräfte an der großen Aufgabe Straßenverkehrs- 
sicherheit tatkräftig mitwirken. 

Die Bundesregierung begrüßt daher die Tätigkeit 
von nichtstaatlichen Organisationen, Vereinigungen 
und Einrichtungen auf dem Gebiet der Straßenver- 
kehrssicherheit. Sie ist davon überzeugt, daß durch 
dieses freiwillige Mitwirken am Gemeinschaftswerk 
„Sicherheit im Straßenverkehr" das notwendige 
staatliche Handeln verständlicher wird, mehr Zu- 
stimmung bei den Verkehrsteilnehmern findet und 
dadurch seine günstige Wirkung besser zu erzielen 
vermag, als staatliche Anordnungen dies alleine 
könnten. Besondere Bedeutung kommt hierbei der 
Arbeit des Deutschen Verkehrssicherheitsrates 
(DVR) zu. 


2.7. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffas- 
sung, daß eine nachhaltige Verbesserung der Ver- 
kehrssicherheit auf Dauer im wesentlichen vom ver- 
kehrsgerechten, angepaßten Verhalten jedes einzel- 
nen abhängt. 

Dieses Ziel können staatliche Gebote und Verbote 
nur bis zu einem bestimmten Grad erreichen. Anzu- 
streben ist daher vor allem, daß sich die Verkehrs- 
teilnehmer noch mehr aus eigener Einsicht und Ver- 
antwortung in das menschlich-technische Großsystem 
Straßenverkehr sicherheitsbewußt eingliedern. Hier- 
zu dient eine verstärkte Verkehrsaufklärung und 
-erziehung. 

Nur dann, wenn der anzustrebende Erfolg im Einzel- 
fall nicht in hinreichendem Maße und in verantwort- 
barer Zeitspanne erreicht wird, muß der Staat auch 
reglementierende Maßnahmen ergreifen, wie etwa 
bei der vorgesehenen Pflicht zum Anlegen vorge- 
schriebener Sicherheitsgurte oder beim Verbot der 
Beförderung von Kindern auf den Vordersitzen von 
Kraftfahrzeugen. Dabei muß Richtschnur bleiben, 
den Freiheitsraum des einzelnen so wenig wie mög- 
lich einzuengen. Die Bundesregierung prüft daher 
sorgfältig, auch unter Einbeziehung der technischen 
Möglichkeiten, in jedem Einzelfall, welche Maß- 
nahme zu ergreifen ist. 

2 . 8 . 

Die Bundesregierung glaubt aus der Unfallentwick- 
lung besonders des Jahres 1974 Anzeichen dafür 
entnehmen zu können, daß sich die Verkehrsteilneh- 
mer, besonders aber die Führer von Personenkraft- 
wagen, Lastkraftwagen und Omnibussen, verkehrs- 
gerechter und damit sicherer verhalten. Sie begrüßt 
den sich gegenwärtig abzeichnenden Wandel der 
Einstellung zum Auto und seiner Benutzung. 

2.9. 

Die Bundesregierung unterstützt diesen Wandel 
durch die Vermittlung von mehr Einsicht in Gefah- 
renbereiche und Schutzmöglichkeiten. Sie wird daher 
einen erheblichen Teil der für 1975 auf 20 Millionen 
DM veranschlagten Haushaltsmittel für Aufklärungs- 
und Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung der 
Verkehrsunfälle dazu verwenden, bundesweite Auf- 
klärungsaktionen durchzuführen. 

Mit Hilfe dieser Aufklärungs- und Erziehungsmaß- 
nahmen beabsichtigt die Bundesregierung nicht nur, 
bestimmten schädlichen Verhaltensweisen entgegen- 
zutreten. Sie hofft vielmehr, daß es ihr im Zusam- 
menwirken mit dem DVR und seinen Mitglieds- 
organisationen hiermit auch gelingt, allgemein mehr 
Verständnis für die Sicherheitsprobleme des Stra- 
ßenverkehrs zu gewinnen, um schließlich zu positi- 
ven Verhaltensweisen zu gelangen, die von allen 
Verkehrsteilnehmern als ungeschriebenes Gesetz im 
Umgang mit den anderen Verkehrsteilnehmern aner- 
kannt werden. Aufklärungsaktionen, die im Zusam- 
menhang mit staatlichen Vorschriften stehen (0,8- 
Promille-Gesetz, Sicherheitsgurt), verfolgen zugleich 
das Ziel, Einsicht und Verständnis hierfür in breiten 
Bevölkerungsschichten zu gewinnen. 
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Anlage 1 

Der gesamte Bestand an Kraftfahrzeugen hat vom 
Jahre 1972 zum Jahre 1973 um 6,0 °/o und von 1973 
bis 1974 um 2,4 °/o zugenommen (jeweils 1. Juli). Die 
Zuwachsrate bei den Personen- und Kombinations- 
kraftwagen betrug 1972/1973 6,0 °/o; von 1973 zum 
Jahre 1974 fiel sie auf 1,9 %. 

In den gleichen Zeiträumen ging die Neuzulassung 
von Kraftfahrzeugen zurück. Bereits 1972 lag die 
Zahl der neuzugelassenen Personen- und Kombina- 
tionskraftwagen um 0,4 % unter dem Vorjahres- 
bestand; 1973 waren es —5,2% und im 1. Halbjahr 
1974 -25,6%. 


Bestand i 


Bestand an Kraftfahrzeugen 
nach Fahrzeugarten 


Kraftomnibusse und übrige Kraftfahrzeuge 
Zugmaschinen 


Y///A Lqstkraftwagen 

./Y/YA mit Normal- und Spezialaufbau 


Personen- und 
Kombinationskraftwagen 

Kraftfahrzeuge mit 
Versicherungskennzeichen 



1938 1950 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 
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3.2. Bestand an Fahrerlaubnisinhabern 

Anlagen 2, 3, 4 

Der Bestand an Fahrerlaubnisinhabern, die Auftei- 
lung auf die einzelnen Fahrerlaubnisklassen sowie 
die Altersschichtung stehen nicht sicher fest, da es 
z. Z. noch keine entsprechende Erfassung auf Bun- 
desebene gibt. In einer Studie der Bundesanstalt für 
Straßenwesen (BASt) sind aufgrund von Hochrech- 
nungen folgende Annahmen enthalten: 

Die Anzahl der Fahrerlaubnisinhaber der Fahr- 
erlaubnisklasse 3 hat im Jahre 1973 um 5 % auf 
19,1 Millionen zugenommen; 12% dieser potentiel- 
len Pkw-Führer sind unter 25 Jahre alt, 6 % sind 
65 Jahre und älter. In der Altersgruppe von 18 bis 
unter 21 Jahren hat der Bestand geringfügig abge- 
nommen, während die stärkste Zunahme in der 
Lebensaltersgruppe der 35- bis unter 45jährigen zu 


verzeichnen ist. Auch im Jahre 1973 hielt die Ten- 
denz an, daß in jüngeren Altersgruppen (bis unter 
35 Jahre) der Zuwachs im Führerscheinbestand an- 
nähernd gleichmäßig auf die Geschlechter verteilt 
ist. Bemerkenswert ist hierbei die Zunahme des An- 
teils nicht bestandener Prüfungen auf 31,6%. Zum 
Ende des Jahres 1973 belief sich die Gesamtzahl der 
Inhaber von Fahrerlaubnissen der Klassen 1, 2 sowie 
3 auf 23,4 Millionen Personen. 


3.3. Fahrleistungen 


Anlage 5 


1973 ist die Gesamtfahrleistung aller Kraftfahrzeuge 
um 4,6 % auf 274,6 Mrd. km angestiegen. Davon ent- 
fielen 238,3 Mrd. km oder 86,8 % auf Personen- und 
Kombinationskraftwagen und 24,8 Mrd. km oder 
9,0 % auf Lastkraftwagen. 


Gesamtfahrleistungen *) 


Mrd. km 



1959 60 65 70 73 


*) Aus „Verkehr in Zahlen 1974", Herausgeber: Der Bun- 
desminister für Verkehr, verantwortlich für den Inhalt: 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), 
Berlin 

A ) einschließlich Kombinationskraftwagen 

2 ) einschließlich Mopeds und Mokicks 

3 ) einschließlich Obusse, Sonderkraftfahrzeuge und Zug- 
maschinen 


In derselben Zeit haben die durchschnittlichen Jah- 
resfahrleistungen der Personen- und Kombinations- 
kraftwagen von 14 200 auf 14 000 km (1,4%) abge- 
nommen. Bei den übrigen Kraftfahrzeugen sind sie 
gleichgeblieben oder leicht angestiegen, so z. B. bei 
den Lastkraftwagen um knapp 3 % auf 23 000 km. 
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Durchschnittliche Fahrleistungen *) 


Tausend km 



*) Aus „Verkehr in Zahlen 1974", Herausgeber: Der Bundes- 
minister für Verkehr, verantwortlich für den Inhalt: Deut- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin 

h einschließlich Kombinationskraftwagen 


Bis einschließlich Oktober 1973 nahm auf den Auto- 
bahnen die Gesamtfahrleistung gegenüber dem je- 
weiligen Vergleichszeitraum des Vorjahres um rund 
8 °/o zu. Für November 1973 wurden etwa gleiche 
Fahrleistungen wie im November 1972 ermittelt; der 
Dezember 1973 zeigte im Vergleich zum Vorjahr 


einen Rückgang um 15 bis 20% (Energiesparmaß- 
nahmen). 

Bezogen auf die mittlere monatliche Fahrleistung 
auf Autobahnen im Jahre 1972 (= 100), ergeben sich 
für die einzelnen Monate der Jahre 1972 und 1973 
die nachstehend aufgeführten Indexwerte: 



Ja- 

nuar 

Fe- 

bruar 

März 

April 

Mai 

, 

Juni 

1 

Juli 

Au- 

gust 

Sep- 

tem- 

ber 

Okto- 

ber 

No- 

vem- 

ber 

De- 

zem- 

ber 

1972 

76 

73 

98 

103 

107 

106 

135 

129 

110 

102 

79 

82 

1973 

79 

76 

95 

115 

108 

127 

153 

145 

118 

106 

79 

69 


Außerhalb geschlossener Ortschaften kann aufgrund 
der Tendenz aus den Vorjahren für Bundesstraßen 
für die Zeit vom 1. Januar 1973 bis 31. Oktober 1973 
gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres 
ein Zuwachs von etwa 3 bis 4 °/o, für Landes/Kreis- 
straßen ein Zuwachs von etwa 5 bis 6 % angenom- 
men werden. 

Zählstellenergebnisse für Bundesstraßen zeigen für 
November 1973 etwa gleiche Ergebnisse wie für No- 
vember 1972, für Dezember 1973 einen Rückgang 
gegenüber Dezember 1972 von ca. 10 bis 15 °/o. 
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If. Abschnitt 

Unfallentwicklung 1973/1974 


1. Straßenverkehrsunfälle 1973 

Anlagen 6, 1 

Die Zahl der Straßenverkehrsunfälle des Jahres 1973 
lag um 4,1 % unter der von 1972. Die Unfälle mit 
Personenschaden gingen um 6,6 % zurück. Bei den 
Unfallfolgen waren noch günstigere Ergebnisse zu 
verzeichnen: die Verletzten nahmen um 40 281 oder 
7,6 °/o und die Getöteten um 2 509 oder 13,3 % ab. 

Mit 16 302 lag die Zahl der Getöteten sogar unter 
derjenigen des Jahres 1966, in dem bei einem Be- 
stand von 14,4 Millionen Kraftfahrzeugen 16 868 
Verkehrstote zu beklagen waren. Am 1. Juli 1973 
betrug die Zahl der Kraftfahrzeuge dagegen 21,9 Mil- 
lionen Einheiten (Anlage 7). 

1.1. Entwicklung in den einzelnen Monaten 
des Jahres 1973 

Anlage 8 

Der Höhepunkt des Unfallgeschehens lag im Jahre 
1973 im Mai. Ein zweiter Höhepunkt trat im Sep- 
tember/Oktober auf. Ab Oktober ist ein auffällig 
starker Rückgang der Unfälle und der Schwere ihrer 
Folgen festzustellen. Nur die Anzahl der getöteten 
Fußgänger hat zum Jahresende hin, wie alljährlich, 
zugenommen, allerdings in abgeschwächtem Maße. 

1.2. Entwicklung in den Ländern 

Anlage 9 

Unfälle und Unfalltote (Ausnahme Bremen) haben in 
allen Bundesländern abgenommen. Auffallend ist die 
im Vergleich zum Rückgang der Unfälle mit Perso- 
nenschaden erheblich höhere Abnahme der Anzahl 
der Getöteten, besonders in Norddeutschland. 

1.3. Kraftfahrzeugbestand 

und Straßenverkehrsunfälle 

Anlage 10 

Das Verhältnis zwischen den im Verkehr befind- 
lichen Kraftfahrzeugen und der Zahl der Unfälle mit 
Personenschaden hat sich in den vergangenen Jah- 
ren stetig verbessert. Mit 16,2 Unfällen je 1 000 
Kraftfahrzeuge hat es 1973 den bislang günstigsten 
Stand erreicht. 

Es darf dabei jedoch nicht übersehen werden, daß 
diese Verbesserung des Verhältnisses zwischen 
Fahrzeugbestand und Unfällen von einem Rückgang 
der durchschnittlichen jährlichen Fahrleistungen bei 
den Personen- und Kombinationskraftwagen beglei- 
tet wird (Anlage 5). Dieser Rückgang der Durch- 
schnittsfahrleistung erreichte mit 1,4 °/o im Jahre 
1973 jedoch nur einen Bruchteil der Abnahme der 
Unfälle mit Personenschaden je 1 000 Kraftfahrzeuge 
(12,4%). 


1.4. Unfallrisiko des einzelnen 

Anlage 10 

Auch die Gefahr für den einzelnen, bei einem Stra- 
ßenverkehrsunfall zu verunglücken, ist von 1972 auf 
1973 erheblich zurückgegangen. Das Risiko, bei 
einem Straßenverkehrsunfall getötet zu werden, war 
1973, gemessen an 100 000 Einwohnern, nicht mehr 
so hoch wie im Jahre 1964, obwohl seit dieser Zeit 
die Zahl der Kraftfahrzeuge um rd. 70 % zugenom- 
men hat. 

1.5. Schwere der Unfälle 

Anlage 10 

Das Verhältnis von Unfällen mit Personenschaden 
jeweils zu den dabei Verunglückten (Getöteten und 
Verletzten) und den Getöteten und den Verletzten 
kennzeichnet in vereinfachter Form die Schwere der 
Unfälle. Hier zeigt sich, daß die Anzahl der Verun- 
glückten und Verletzten je Unfall mit Personenscha- 
den nur unbedeutend abgenommen hat (1,3 % bzw. 
1,1 %), während das Risiko, bei einem Unfall mit 
Personenschaden getötet zu werden, um 7,2 % zu- 
rückgegangen ist. Damit wurde bei den Getöteten 
das Verhältnis des Jahres 1963 wieder erreicht. 


1.6. Häufigkeit und Schwere der Unfälle 

im Verhältnis zu den Fahrleistungen (Raten) 

Auf 100 Millionen Fahrzeug-Kilometer entfallen 



1970 | 

1971 

1972 

1973 

Unfälle mit 
Personenschaden . . 

161,4 

146,0 

144,3 

128,8 

Verunglückte 
(Getötete und Ver- 
letzte zusammen) . . 

235,6 

212,3 

208,5 

183,7 

Getötete 

8,2 

7,4 

7,2 

5,9 

Verletzte 

227,4 

204,8 

201,3 

177,8 


Hiernach ist die Zahl der Unfälle mit Personenscha- 
den, der Verunglückten, der Getöteten und der Ver- 
letzten, bezogen auf je 100 Millionen km Gesamt- 
fahrleistung, in den vergangenen 3 Jahren ständig 
zurückgegangen. Besonders bemerkenswert ist da- 
bei die Verringerung der Getötetenrate im Jahre 
1973 gegenüber dem Jahr 1972 um 18 %. Gegenüber 
1970 hat die Anzahl der Getöteten je 100 Millionen 
Fahrzeug-Kilometer sogar um 28,0 % abgenommen. 
Bei den Unfällen mit Personenschaden (—10,7%) 
und bei den Verletzten (—11,7%) hat sich dieses 
Verhältnis im Jahre 1973 gegenüber 1972 nicht in 
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gleichem Maße verändert. Der stärkere Rückgang der 
Getötetenrate gegenüber der Unfall- und Verletzten- 
rate belegt die Tatsache, daß die Unfälle 1973 gegen- 
über dem Vorjahr nicht nur absolut und relativ zu- 
rückgegangen, sondern auch weniger folgenschwer 
verlaufen sind. 

1.7. Unfallrisiko in der Bundesrepublik Deutschland 
im Verhältnis zu anderen Staaten 

Anlage 11 

Aus der Gegenüberstellung von Verunglückten und 
Kraftfahrzeugbestand läßt sich ein gewisser An- 
haltspunkt für die Beurteilung der Verkehrssicher- 
heit in den einzelnen Staaten gewinnen. Neben an- 
deren in den einzelnen Staaten unterschiedlichen 
Bestimmungsgrößen wie Bevölkerungsdichte, Art 
und Umfang des Straßenverkehrs und damit der 
Verkehrsdichte sowie der Zusammensetzung des 
Kraftfahrzeugbestandes sind die Zahlenwerte jedoch 
auch wegen der ungleichen Kriterien für die Bestim- 
mung des Begriffs „Unfalltoter" (vgl. Anmerkung 3 
zu Anlage 11) nur sehr bedingt vergleichbar. 

Der Übersicht für 1972 ist unter diesen Einschrän- 
kungen zu entnehmen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland zu den Staaten mit verhältnismäßig 
hohem Unfallrisiko gehört. 

1.8. Getötete nach Art der Verkehrsbeteiligung 

Anlagen 12, 13 

Charakteristisch für die Unfallentwicklung des Jah- 
res 1973 ist der starke Rückgang der als Führer und 
Mitfahrer von Personenkraftwagen im Straßenver- 
kehr Getöteten (—17,3 %>). Auch die Anzahl der ge- 
töteten Lkw-Insassen, der Radfahrer und der Fuß- 
gänger hat erheblich abgenommen (—13,4%, 
-12,5%, -12,3 %). 

Der Rückgang der Unfalltoten um 2 509 Personen 
teilt sich zu zwei Dritteln auf die Abnahme der getö- 
teten Pkw-Insassen und zu einem Viertel auf den 
Rückgang tödlich verunglückter Fußgänger auf. Fast 
die Hälfte des Gesamtrückgangs der Unfalltoten im 
Vergleich zum Vorjahr entfiel auf den Außerortver- 
kehr der Personenkraftwagen. 

Beachtenswert ist allgemein, daß sich der Anteil der 
getöteten Pkw-Insassen an der Gesamtzahl der Ver- 
kehrstoten nach Jahren der Zunahme wieder ver- 
ringert hat. Bei den Führern und Beifahrern motori- 
sierter Zweiräder ist indessen eine Zunahme zu ver- 
zeichnen (Krafträder: +0,8%, Mopeds und Mofas: 
+ 4,3 %). 

1.9. Kinderunfälle *) 

Anlagen 14, 15, 16, 17, 18 

Aus den seit 1968 regelmäßig geführten Unter- 
suchungen des Statistischen Bundesamtes über die 

*) Angaben über Unfälle von Schülern, Studierenden 
und Kindern in Kindergärten auf Wegen, die mit 
Schulen oder sonstigen Einrichtungen in Verbindung 
stehen, enthält der Bericht des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung über die Unfallversicherung 
für Schüler, Studenten und Kinder in Kindergärten 
vom September 1974. 


Unfälle der Kinder unter 15 Jahren (Kinderunfälle) 
geht hervor, daß sich im Laufe der Jahre an der 
Struktur dieser Unfälle relativ wenig geändert hat. 
Wie die für das Jahr 1973 vorliegenden Zahlen zei- 
gen, gelten weiterhin dieselben Erkenntnisse über 
die Art der Unfälle, ihre zeitliche und örtliche Ver- 
teilung sowie ihre Ursachen. 

Insgesamt verunglückten 1973 bei Straßenverkehrs- 
unfällen 68 808 Kinder (— 6,3 %). Davon wurden: 

1781 getötet (—16 %), 

24 714 schwerverletzt (—10 %), 

42 403 leichtverletzt (— 3,5%). 

Hiernach spiegelt sich die allgemein günstige Un- 
fallentwicklung bei den Kinderunfällen verstärkt 
wider. 1973 wurden 31 325 Fußgänger (—10,6%) 
und 21 124 Mitfahrer in Fahrzeugen (—5,2 %) im 
Kindesalter getötet oder verletzt. Die Zahl der als 
Radfahrer verunglückten Kinder, die sich auf 16 226 
belief, hat dagegen erneut zugenommen ( + 1,8 %). 

Wie in den vergangenen Jahren war die Gefahr, 
als Fußgänger zu verunglücken, für die 7jährigen 
Jungen und Mädchen am größten. Während mit 
dem Fahhrad am häufigsten wieder 12- und 13jäh- 
rige in Unfälle verwickelt waren, kamen als Mitfah- 
rer von Fahrzeugen hauptsächlich 14jährige zu 
Schaden. 

Bei den Kindern als Fußgänger war die unfall- 
trächtigste Zeit nach wie vor das Frühjahr. Im Som- 
mer verringerten sich ihre Unfallzahlen wieder et- 
was, stiegen im Herbst jedoch nochmals an, ohne 
aber das Ausmaß des Frühjahrs zu erreichen. Die 
Unfallzahlen der radfahrenden Kinder entsprachen 
der Häufigkeit der Benutzung des Fahrrades wäh- 
rend der Jahreszeiten. Der Gipfel der Unfallkurve 
lag bei ihnen im August. 

1 . 10 . 

In sämtlichen Bundesländern wurden 1973 geringere 
Unfallzahlen bei zu Fuß gehenden und radelnden 
Kindern als 1972 gemeldet, überdurchschnittlich zu- 
rückgegangen sind die Verunglücktenzahlen in 
Hamburg ( — 9,5%), Baden-Württemberg ( — 9,0%), 
Saarland ( — 8,0%), Nordrhein-Westfalen ( — 7,5%) 
und Rheinland-Pfalz (—7,4 %). Den geringsten Rück- 
gang hatte Bremen (—1,4%) und Berlin (—2,5%) 
zu verzeichnen. 

1 . 11 . 

Bezogen auf 100 000 Kinder verunglückten 1973 rd. 
493 (1972: 523). Auch die Häufigkeit der tödlichen 
Unfälle hat abgenommen: von 100 000 Kindern wur- 
den 13 getötet, gegenüber 15 im Jahr zuvor. Sie ent- 
sprach damit etwa dem Stand von 1966. 

Im internationalen Vergleich gehört die Bundes- 
republik Deutschland zu den Staaten mit verhältnis- 
mäßig hohem Unfallrisiko für Kinder im Straßenver- 
kehr. Im Jahre 1972 hatte sie unter den Staaten mit 
etwa vergleichbarer Verkehrsdichte die höchste 
Zahl an verunglückten Fußgängern und Radfahrern. 
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1.12. Unfallbeteiligte 

Anlagen 19, 20 

Auch 1973 war die Gruppe der Pkw-Fahrer (ein- 
schließlich Kombi-Fahrer) an Unfällen mit Personen- 
schaden am häufigsten beteiligt (innerorts mit ca. 
61%, außerorts ca. 75°/o). Motorisierte Zweiräder 
(Motorräder, -roller, Mokicks, Mopeds, Mofas) wa- 
ren 1973 an Unfällen mit Personenschaden inner- 
orts mit 9,5 °/o und außerorts mit 6,5 % beteiligt, 
während Fußgänger innerorts zu 13,8 °/o und außer- 
orts mit 3,4 °/o in Unfälle mit Personenschaden ver- 
wickelt waren. Die jahreszeitliche Abhängigkeit der 
Unfallbeteiligung ist bei motorisierten Zweirädern 
und Fahrrädern besonders stark ausgeprägt (Mini- 
mum in den Wintermonaten, Maximum in den Som- 
mermonaten). Die Zahl der an Unfällen mit Perso- 
nenschaden beteiligten Fußgänger hat 1973 gegen- 
über dem Vorjahr leicht abgenommen, wobei der 
stärkste Rückgang im Dezember sowie in den Fe- 
rienmonaten April und Juli zu beobachten war. 

1.13. 

Die Beteiligung aller Verkehrsteilnehmer an der für 
das Unfallgeschehen besonders bedeutsamen Grup- 
pe der Unfälle mit Getöteten ist im Jahre 1973 ge- 
genüber 1972 insgesamt um 12,6% zurückgegan- 
gen. Diese Abnahme erstreckt sich mit unterschied- 
licher Stärke auf alle wesentlichen Gruppen der Ver- 
kehrsteilnehmer. Ausgenommen hiervon sind allein 
die Krafträder und die Mofas. 

überdurchschnittlich hat die Beteiligung der Perso- 
nenkraftwagen abgenommen (—16,3%). Innerhalb 
der Gruppe der Personenkraftwagen ist bei den 
Fahrzeugen mit einem Hubraum bis 1499 ccm ein 
stärkerer Rückgang zu verzeichnen (—19,3%), als 
dies bei den Fahrzeugen über 1499 ccm Hubraum 
der Fall ist (—12,9 %). 

j 

Die gleiche Entwicklung zeichnet sich bei der Betei- 
ligung an Unfällen mit Schwerverletzten ab. Der all- 
gemeine Rückgang gegenüber 1972 um 8,1 % wurde 
von den Personenkraftwagen mit 10,6% übertrof- 
fen, während die Anzahl der beteiligten Fahrräder 
nur noch um 2,3 % zurückging und bei den motori- 
sierten Zweirädern sogar eine Zunahme zu ver- 
zeichnen ist (Krafträder: +7,0%, Kleinkrafträder: 
+ 4,6% und Mofas: +22,4%). 

1.14. Beteiligte an Unfällen 
nach Alter und Geschlecht 

Anlagen 21 a, 21 b 

Von den an Unfällen mit Getöteten im Jahre 1973 
beteiligten Führern von Kraftfahrzeugen waren 
58,5% zwischen 18 und 35 Jahre alt; 32,2% waren 
zwischen 35 und 65 Jahre alt, und 3,9 % waren 65 
Jahre alt und älter. 9,1 % von ihnen waren Frauen. 
Bei den Fahrerlaubnisinhabern der Klasse 3 entfie- 
len am 1. Januar 1974 dagegen auf die 18- bis 35jäh- 
rigen 41 %, auf die 35- bis 65jährigen 53 % und auf 
die 65jährigen und älteren Inhaber dieser Fahr- 
erlaubnisklasse 6,4 %. 


1.15. Unfallentwicklung innerorts und außerorts 

Anlagen 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28 

Die Unfälle mit Personenschaden haben außerhalb 
geschlossener Ortschaften stärker ( — 9,2%) abge- 
nommen als innerhalb (— 5,4%). Hierdurch hat sich 
der Anteil der Außerortsunfälle an allen Unfällen 
von 32,1 % auf 31,2 % vermindert. Das gleiche trifft 
auf die dabei Getöteten zu: außerorts gingen diese 
um 14,3% und innerorts um 12,1 % zurück. Wie in 
den zurückliegenden fünf Jahren entfiel auch im 
Jahre 1973 auf knapp ein Drittel der Unfälle 
(31,2%), die sich außerhalb geschlossener Ortschaf- 
ten ereigneten, mehr als die Hälfte aller Getöteten 
(56,8%). 

1.16. Getötete und Verletzte nach Straßenarten 

Anlagen 25, 26, 27, 28 

Der Rückgang der Getöteten um insgesamt 13,3% 
im Jahre 1973 war auf den einzelnen Straßenarten 
sehr unterschiedlich. Während sich die Zahl der Ge- 
töteten auf den Bundesautobahnen insgesamt kaum 
verändert hat ( — 0,6%), ging sie auf den außerorts 
gelegenen Bundesstraßen um 18,2 % zurück. Bei 
den Schwerverletzten wiederholt sich dieses Ergeb- 
nis in abgeschwächter Form, während sich bei den 
Leichtverletzten die geringsten Abweichungen zu 
den Vorjahresergebnissen ergeben. 

Bei einer Untersuchung der einzelnen Monate zeigt 
sich, daß im Zeitraum Januar bis September 1973 
auf den Autobahnen noch ein Anstieg der Unfälle 
mit Personenschaden um 3,9 % und der Getöteten 
sogar um 12,3 % bei einer Zunahme der Verkehrs- 
leistung um ca. 8 % zu verzeichnen war. Dagegen ist 
im gleichen Zeitraum auf außerörtlichen Bundesstra- 
ßen ein Rückgang der Unfälle mit Personenschaden 
um 13,4 % und der Getöteten um 14,7 % festzustel- 
len. In den Monaten Oktober bis Dezember 1973 ist 
ein stärkerer allgemeiner Rückgang gegenüber den 
Vergleichsmonaten des Vorjahres zu erkennen; be- 
sonders ausgeprägt ist dies im Dezember der Fall. 

1.17. Unfallursachen bei Verkehrsfeilnehmern 

Anlagen 29, 30 

Die Struktur der Unfallursachen hat sich auch im 
Jahre 1973 nicht wesentlich verändert. Bei den Un- 
fällen mit Personenschaden sind vier Fünftel der 
Ursachen den Fahrzeugführern zuzurechnen; auf die 
Fußgänger entfallen 11,1 %. Mängel bei den Fahr- 
zeugen und sonstige Ursachen spielen mit zusam- 
men 3,2 % in der auf den Unfallanzeigen der Polizei 
beruhenden Unfallstatistik des Statistischen Bundes- 
amtes eine untergeordnete Rolle. Der nur 1,8% 
betragende Anteil der Unfallursache „Fahrzeug- 
mängel" bei den Unfällen mit Getöteten wird im- 
mer wieder als zu gering bezeichnet. Diesen Zwei- 
feln steht entgegen, daß die Untersuchung des Ver- 
bandes der Haftpflicht-, Unfall- und Kraftversiche- 
rer e. V. über „Ursachen und Begleitumstände der 
Verkehrsunfälle mit schwerem Personenschaden in 
der Bundesrepublik Deutschland, Unfalltyp F, Ab- 
kommen von der Fahrbahn", Hamburg 1971, zu dem 
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Ergebnis kommt (Tabelle E 28/1 und 2), daß selbst 
bei dieser Unfallgruppe, bei der sich Mängel am 
Fahrzeug besonders verhängnisvoll auswirken, die 
Ursachengruppe „Fahrzeugmängel" nur 6,6 % be- 
trägt, von denen rd. drei Viertel auf mangelhafte 
Bereifung entfallen, für die der Fahrzeughalter 
selbst verantwortlich ist. 

Bei den Unfällen mit Getöteten ist der Anteil der 
von Fahrzeugführern gesetzten Ursachen um 1,5% 
auf 73,7 % zurückgegangen, während sich die von 
Fußgängern ausgehenden Fehlverhaltensweisen um 
0,4 % auf 17,6 % erhöht haben. Dieses Ergebnis 
deckt sich im Ergebnis mit der rückläufigen Unfall- 
entwicklung bei den vierrädrigen Kraftfahrzeugen. 

Zum ganz überwiegenden Teil werden die Unfall- 
ursachen — die Bundesstatistik weist 91,3 °/o bei den 
Unfällen mit Getöteten und 90,8 °/o bei den Unfällen 
mit Personenschaden aus — demnach von den Ver- 
kehrsteilnehmern selbst gesetzt. 

1.18. Hauptunfallursachen 

Die hauptsächlichen Unfallursachen 
Unfällen mit Personenschaden: 

Anlage 30 

sind bei den 


Anteil an allen Unfallursachen 


1969 

| 1970 

| 1971 | 

1972 | 

1973 




in °/o 



1. Zu schnelles Fahren 

18,3 

18,6 

18,6 

18,7 

17,9 

2. Nichtbeachten der Vorfahrt und der 
Verkehrsregelung 

11,3 

11,4 

11,9 

12,4 

12,4 

3. Falsches Überholen, Vorbeifahren 
und Begegnen 

11,0 

10,9 

10,7 

10,6 

10,4 

4. Falsches Verhalten der Fußgänger 
beim überschreiten der Fahrbahn . . 

9,9 

10,1 

9,7 

9,6 

9,3 

5. Alkoholeinfluß bei Fahrzeugführern 

8,5 

8,6 

9,0 

9,3 

8,5 

1.19. 






Bei Unfällen mit Getöteten ergibt sich: 





Anteil an allen Unfallursachen 


1969 

| 1970 

| 1971 | 

1972 | 

1973 




in °/o 



1. Zu schnelles Fahren 

22,5 

22,7 

23,7 

24,9 

23,4 

2. Falsches Verhalten der Fußgänger 
beim überschreiten der Fahrbahn . 

14,0 

14,8 

13,9 

13,1 

13,4 

3. Alkoholeinfluß bei Fahrzeugführern 

11,6 

11,3 

11,2 

12,1 

11,0 

4. Falsches Überholen, Vorbeifahren 
und Begegnen 

9,8 

10,1 

10,4 

10,0 

10,3 

5. Falsches Verhalten von Fahrzeug- 
führern gegenüber Fußgängern .... 

6,1 

6,4 

6,3 

6,2 

6,2 


Danach haben vor allem die besonders schwere 
Folgen verursachenden Unfallursachen „Zu schnelles 
Fahren" und „Alkoholeinfluß bei Fahrzeugführern" 
ihren Anteil an allen Ursachen bei den Unfällen mit 
Getöteten verringert. 

Deutlicher wird diese Tatsache, wenn man unter- 
sucht, welche Unfallursachen — ausgedrückt in ab- 
soluten Zahlen — überdurchschnittlich zurück- 
gegangen sind. 
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Unfallursachen 
bei Unfällen mit Getöteten 

1972 

1973 

Veränderung 
gegenüber 1972 
in °/o 

1. Zu schnelles Fahren 

7 717 

6 261 

-18,9 

2. Falsches Verhalten der Fußgänger beim überschrei- 
ten der Fahrbahn 

4 071 

3 585 

-11,9 

3. Alkoholeinfluß bei Fahrzeugführern 

3 765 

2 932 

-22,1 

4. Falsches Überholen, Vorbeifahren und Begegnen .... 

3 114 

2 755 

-11,5 

5. Falsches Verhalten von Fahrzeugführern gegenüber 
Fußgängern 

1916 

1 656 

-13,6 

Unfallursachen insgesamt 

30 995 

26 763 

-13,7 


Aus dieser Übersicht ergibt sich eine überdurch- 
schnittliche Abnahme beim Alkoholeinfluß bei Fahr- 
zeugführern (~22 f l °/o) und bei zu schnellem Fah- 
ren ( — 18,9 %). 

1.20. Unfallursachen in den Bundesländern 

Anlage 31 

Die Ursachen — in absoluten Zahlen — bei Unfällen 
mit Personenschaden haben — etwa entsprechend 
dem Rückgang der Unfälle mit Personenschaden — 
bis auf Bremen in allen Ländern abgenommen. Der 
Bundesdurchschnitt von — 6,5 °/o wurde von Ham- 
burg, Nordrhein-Westfalen, Hessen sowie Baden- 
Württemberg übertroffen und von Schleswig-Hol- 
stein, Niedersachsen, Bremen, Rheinland-Pfalz, 
Bayern, dem Saarland und Berlin unterschritten. 

Bei der Unfallursache Alkoholeinfluß bei Fahrzeug- 
führern haben die Länder Schleswig-Holstein, Ham- 
burg und Nordrhein-Westfalen einen über den 
Bundesdurchschnitt von —14,9% hinausgehenden 
Rückgang zu verzeichnen. Von den übrigen Ländern 
wird das Bundesergebnis trotz erheblichen Rück- 
gangs in diesem Bereich nicht erreicht. 

Zu schnelles Fahren ist in den Ländern Hamburg, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Hessen 
überdurchschnittlich zurückgegangen. 

1.21. Unfallursachen bei Kindern 

Anlage 32 

Bei den Fußgängern haben vor allem die Haupt- 
unfallursachen „Falsches Verhalten beim über- 
schreiten der Fahrbahn" (—13,8%) und „Nichtbe- 
achten des Fahrzeugverkehrs " (—13,6%) in beacht- 
lichem Umfange abgenommen. 

Bei den Radfahrern sind die Hauptunfallursachen 
„ Ni chtbe achten der Vorfahrt" ( — 2,8%), „Unacht- 
sames Ausfahren aus Grundstücken" (—4,0%) und 
„Unachtsamer Wechsel des Fahrstreifens im fließen- 
den Verkehr" in geringerem Maße zurückgegangen. 
Beim „Falschen Abbiegen nach links" ist sogar eine 
Zunahme zu verzeichnen. 


1.22. Folgen der Unfallursachen 

Die Straßenverkehrsunfallstatistik weist nicht un- 
mittelbar aus, wieviel Getötete und Verletzte auf 
die einzelnen Unfallursachengruppen zurückzufüh- 
ren sind. Diese lassen sich nur mittelbar mit Hilfe 
der Überlegung bestimmen, daß eine bestimmte Ur- 
sache bei einem Unfall gewöhnlich nur einmal auf- 
tritt. Es wird damit eine entsprechende Anzahl von 
Unfällen von dieser einen Ursache wenigstens mit- 
beeinflußt. Im Jahre 1973 wurden 2 932 der. 14 715 
Unfälle mit Getöteten durch Alkoholeinfluß bei 
einem unfallbeteiligten Fahrzeugführer mitverur- 
sacht. Das sind 19,9%. Wenn aber 19,9% dieser 
Unfälle alkoholbedingt waren, dann sind der Alko- 
holbeeinflussung auch die hierbei Getöteten zuzu- 
rechnen, also etwa 3 200 Personen. 

Im Vergleich zu 1972 bedeutet dies, daß im Jahre 
1973 etwa 800 Menschen weniger das Opfer alko- 
holbeeinflußter Fahrzeugführer geworden sind. 

Ähnliche Überlegungen lassen sich bei anderen 
Unfallursachen anstellen, so z. B. bei überhöhter 
Geschwindigkeit. 42,6 % der Unfälle mit Getöteten 
sind u. a. auf überhöhte Geschwindigkeit zurückzu- 
führen. Deshalb war im Jahre 1973 bei rd. 7 000 Ge- 
töteten überhöhte Geschwindigkeit eine der durch- 
schnittlich 1,8 Unfallursachen je Unfall. Gegenüber 
1973 bedeutet dies, daß etwa 1 500 Unfalltote weni- 
ger auf überhöhte Geschwindigkeit als mitwirkende 
Ursache zurückzuführen sind. 

Falsches überqueren der Fahrbahn durch Fußgänger 
war bei 24,4 % der Unfälle mit Getöteten eine der 
Unfallursachen. Diese Ursache hat daher zum Tod 
von rd. 4 000 Menschen beigetragen, über 500 weni- 
ger als 1972. 

2. Unfallentwicklung im 1. Halbjahr 1974 

Anlage 33 

Der Rückgang der Unfälle und die Abnahme der 
Unfallopfer und -Schäden setzten sich in der ersten 
Jahreshälfte 1974 fort. Bis einschließlich August 
nahmen die Unfälle insgesamt um 13,2 %, die Un- 
fälle mit Personenschaden um 12,6 %, die Zahl der 
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Getöteten um 2 232 oder 20,1 °/o und die der Ver- 
letzten um 49 686 oder 14,9 %> gegenüber den Ver- 
gleichsmonaten 1973 ab. 

2 . 1 . 

Besonders stark war der Unfallrückgang im 1. Quar- 
tal 1974. In dieser Zeit gingen die Unfälle mit Per- 
sonenschaden um 16,5 °/o und die Zahl der Getöteten 
um 22,2 °/o zurück. Vor allem im außerörtlichen 
Straßennetz waren große Rückgänge zu verzeich- 
nen. So nahmen die Unfälle mit Personenschaden auf 
Autobahnen um fast die Hälfte (45,3 %>) und auf 
Bundesstraßen um beinahe ein Drittel (31,8%) ab. 
Die Zahl der Unfalltoten verminderte sich auf Bun- 
desautobahnen um 44,0 % und auf außerörtlichen 
Bundesstraßen um 30,8 %. Diese Entwicklung kam 
vor allem den Insassen von Kraftfahrzeugen zugute. 
Allein die Zahl der getöteten Pkw-Insassen nahm 
außerorts um 35,4 °/o gegenüber 1973 ab. 

2 . 2 . 

Dieser Rückgang hielt auch im zweiten Quartal 1974 

an. Die ganz außergewöhnlich hohen Abnahmen des 
ersten Quartals wurden allerdings nicht mehr er- 
reicht. Bis Ende Juni 1974 haben die Unfälle mit Per- 
sonenschaden insgesamt um 14,1 % abgenommen; 
außerorts waren es jedoch 23,3 %. 

2.3. 

Die Unfallopfer nahmen im ersten Halbjahr außer- 
orts noch erheblich stärker ab: 

— die Anzahl der Getöteten auf Autobahnen um 
36,5 % und 

— auf Bundesstraßen um 27,9 °/o, 

während innerorts nur ein Rückgang von 16,4 % zu 
verzeichnen ist. 

Die Verbesserung des Unfallgeschehens ist beson- 
ders auf eine erheblich geringere Beteiligung der 
Kraftwagen an Unfällen außerorts zurückzuführen. 
Dies zeigt sich auch darin, daß Personenkraftwagen 
insgesamt um 27,9 % weniger an Außerortsunfällen 
beteiligt waren, mit der Folge, daß sich die Anzahl 
der außerorts getöteten Pkw-Insassen um 30,4 % 
verringerte. 

Ausgenommen von dieser Entwicklung bei den 
Außerortsunfällen sind allein Krafträder, die im 
1. Halbjahr 1974 um 10,2 °/o häufiger beteiligt waren. 

2.4. 

Die rückläufige Entwicklung ist auch im 1. Halbjahr 
1974 auf den starken Rückgang der besonders ge- 
fahrenträchtigen Unfallursachen 

— zu schnelles Fahren ( — 25,2 %) 

— falsches Überholen, Vorbeifahren 

Begegnen (—18,9 °/o) 

— zu dichtes Auffahren (—18,9 %) 

— Alkoholeinfluß (“13,7 %) 

bei Unfällen mit Personenschaden zurückzuführen. 


3. Auswirkungen 

einzelner Sicherheitsmaßnahmen 

3.1. Allgemeines 

Die Auswirkung einer einzelnen Sicherheitsmaß- 
nahme auf das Unfallgeschehen läßt sich mit Hilfe 
der Statistik nur bedingt nachweisen. Angesichts der 
Vielfalt der jeden einzelnen Unfall und seine Folgen 
bestimmenden unmittelbaren und mittelbaren Fak- 
toren kann ein hinreichend überzeugender Nachweis 
nur aufgrund einer sehr sorgfältigen Analyse er- 
bracht werden. Diese muß alle in Betracht kommen- 
den wesentlichen Umstände erfassen, zu denen ne- 
ben den konkreten Sicherheitsmaßnahmen auch etwa 
die Fahrleistungen sowie die aus vielerlei Gründen 
veränderten Verhaltensweisen der Verkehrsteilneh- 
mer gehören. 

Solange die hierzu erforderlichen, z. T. bereits lau- 
fenden Untersuchungen nicht zu verwertbaren Er- 
gebnissen geführt haben, wie dies gegenwärtig noch 
der Fall ist, können die Unfallzahlen nur daraufhin 
untersucht werden, ob und wie sich bestimmte Ver- 
kehrssicherheitsmaßnahmen zeitlich in der Unfall- 
statistik niederschlagen. 

Bei den ständigen Bemühungen zur Verbesserung 
der Straßenverkehrssicherheit auf den Gebieten der 
Verkehrserziehung und -aufklärung ist es besonders 
schwierig, den Nachweis für den Erfolg einer be- 
stimmten Maßnahme zu führen. 

3.2. Großversuch „Tempo 100“ 

Die besorgniserregende Unfallentwicklung von 1970 
zwang zu einer Reihe staatlicher Maßnahmen. Als 
erstes sollte versuchsweise erreicht werden, daß auf 
weniger gut ausgebauten Außerortsstrecken nicht 
mehr so schnell gefahren wird. Die zulässige Höchst- 
geschwindigkeit auf Straßen, die nicht mit mehreren 
Fahrstreifen für eine Richtung ausgerüstet sind, 
wurde daher außerorts auf 100 km/h festgelegt. 
Diese Verordnung trat am 1. Oktober 1972 in Kraft. 

Da bisher in der Bundesrepublik Deutschland noch 
keine Erfahrungen mit allgemeinen Beschränkungen 
der Geschwindigkeit im Außerortsbereich gesammelt 
werden konnten, wurde diese Maßnahme als wis- 
senschaftlich begleiteter Großversuch eingeführt und 
zeitlich begrenzt. Sie verliert ihre Rechtswirksamkeit 
am 31. Dezember 1975 (BGBl. I 1972, S, 461). In einer 
Untersuchung der Bundesanstalt für Straßenwesen 
wird geprüft, in welchem Maße die Unfallhäufigkeit 
und -schwere sowie das Geschwindigkeitsverhalten 
in bezug auf Kolonnenbildung, Überholen und Ein- 
halten des Sicherheitsabstandes beeinflußt werden. 
„Tempo 100" fand unter den Kraftfahrern zunächst 
eine unterschiedliche Aufnahme. Bereits bei der 
Vorbereitung der Rechtsgrundlage entzündete sich 
in der Öffentlichkeit eine heftige Diskussion. Es 
scheint, daß bereits die Auseinandersetzung der Ver- 
kehrsteilnehmer über das Für und Wider dieser 
Maßnahme einen Sicherheitsertrag erbracht hat; 
denn schon im August 1972, also zwei Monate vor 
dem Inkrafttreten, zeichnet sich im Bild der Unfall- 
statistik eine deutliche Wende ab. Ein nicht unerheb- 
licher Rückgang der tödlichen Unfälle war von nun 


17 


Drucksache 7/3685 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


an in jedem Monat festzustellen. Hiernach kann 
schon jetzt schwerlich ein signifikanter Zusammen- 
hang zwischen der Geschwindigkeitsbegrenzung 
„Tempo 100" und einem Rückgang insbesondere der 
schweren Unfälle auch in unserem Lande in Frage 
gestellt werden. 

(Anlagen 8, 20 b, 20, 28) 

Die in den Schaubildern wiedergegebenen Entwick- 
lungslinien tödlicher Straßenverkehrsunfälle ver- 
deutlichen dies im Abknicken der 72er Ergebnisse im 
Monat August. 


Unfälle und Unfallschwere auf Außerortsstraßen 
ohne Autobahnen 


Oktober bis Juni 

Unfälle 

mit 

Personen- 

schaden 

Getötete 

Schwer- 

Leicht- 

Bei 
mit Pers< 

getötet 

. 1 000 Unfällen 
^nenschaden wurden 

schwer- | leicht- 

verletzte 

verletzt 

1969/70 


75 024 

6 543 

43 953 

75 724 

87 

586 

1 009 

1970/71 


76 811 

6 918 

45 248 

77 038 

90 

589 

1 003 

Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) 

in % 

+ 2,4 

+ 5,7 

+ 2,9 

+ 1,7 

+ 3,4 

+ 0,5 

-0,6 

1971/72 


78 216 

7 255 

46 822 

76 724 

93 

599 

981 

Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) 

in % 

+ 1,8 

+ 4,9 

+ 3,5 

- 0,4 

+ 3,3 

+ 1,7 

-2,2 

1972/73 


73 130 

6 472 

42 741 

71 275 

88 

584 

975 

Abnahme ( — ) in % 


- 6,5 

-10,8 

- 8,7 

- 7,1 

-5,4 

— 2,5 

-0,6 

1973/74 


59 085 

4 903 

34 669 

56 522 

83 

587 

957 

Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) 

in % 

-19,2 

-24,2 

-18,9 

-20,7 

~5,7 

+ 0,5 

-1,8 


Es scheint derselbe „Treppeneffekt" vorzuliegen, 
d. h. ein Absinken auf ein niedrigeres Niveau, der 
bereits schon einmal erzielt werden konnte, als am 
1. September 1957 durch die allgemeine Geschwin- 
digkeitsbegrenzung innerorts auf 50 km/h vor allem 
die Situation im Fußgängerverkehr in bebauten 
Gebieten spürbar entschärft wurde. Durch die Dros- 
selung des allgemeinen Geschwindigkeitsniveaus in- 
nerhalb von Ortschaften konnten seit 1958 jährlich 
mehr als 1 000 Menschenleben vor dem Unfalltod 
bewahrt werden. 

Bemerkenswert an der Entwicklung nach Einführung 
von „Tempo 100" ist ferner, daß ein Rückgang der 
Unfälle im Außerortsverkehr nach Inkrafttreten die- 
ser Maßnahme im wesentlichen nur auf den hiervon 
betroffenen Strecken eintrat. Auf den Autobahnen, 
auf denen „Tempo 100" bis zum 24. November 1973 
nicht galt, stieg dagegen die Zahl der tödlichen Un- 
fälle weiter an, und zwar von Oktober 1972 bis Ju- 
ni 1973 gegenüber der entsprechenden Vorjahres- 
zeit um 109 oder 14 °/o auf insgesamt 889. Auf den 
übrigen Außerortsstrecken, die im wesentlichen von 
der Geschwindigkeitsbegrenzung betroffen waren, 
verringerten sich demgegenüber die tödlichen Un- 


fälle in der Vergleichszeit um 783 oder 11%. Mit 
dem Rückgang tödlicher Unfälle verminderte sich 
auch die Unfallschwere, gemessen an der Zahl der 
Getöteten je 1 000 Unfälle mit Personenschaden, in 
derselben Zeit von 93 auf 88. 

Ein in der Tendenz gleichartiges Ergebnis liefert 
auch der Vergleich der tödlichen Unfälle von Insas- 
sen der Personenkraftwagen innerhalb und außer- 
halb geschlossener Ortschaften. Innerhalb geschlos- 
sener Ortschaften, wo bereits seit 1957 im allgemei- 
nen eine Beschränkung von 50 km/h gilt, entschärfte 
sich die Unfallentwicklung für Pkw-Insassen nach 
dem 1. Oktober 1972 bis Mitte 1973 nicht; denn mit 
1 625 getöteten Fahrern und Mitfahrern von Per- 
sonenkraftwagen wurden fast genau so viele Opfer 
gezählt wie in den entsprechenden neun Monaten 
von 1971/72. Die Unfälle von Personenkraftwagen 
außerhalb geschlossener Ortschaften führten seit 
„Tempo 100" dagegen nicht mehr so häufig zu töd- 
lichen Verletzungen der Insassen. Insgesamt kamen 
hier in der Vergleichzeit 4 948 Personen ums Leben, 
das waren 398 oder 7,4 % weniger als in den ent- 
sprechenden Monaten ein Jahr zuvor. 
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Bei Straßenverkehrsunfällen außerhalb von Ortschaften 
tödlich verunglückte Personen 


Oktober bis Juni 

Güterkraft- 

fahrzeugen 

und 

Zug- 

maschinen 

Fahrer und > 

Personen- 

kraftwagen 

ditfahrer von 

Motor- 

zweirädern 

Fahr- 

rädern 

Fußgänger 

1969/70 

329 

4 595 

505 

529 

1 196 

1970/71 

327 

4 852 

547 

559 

1 290 

Zu- (+) bzw. Abnahme (— ) in °/o .... 

- 0,6 

+ 5,6 

+ 8,3 

+ 5,7 

+ 7,9 

1971/72 

291 

5 346 

565 

524 

1 278 

Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) in °/o .... 

-11,0 

+ 10,2 

+ 3,3 

- 6,3 

- 0,9 

1972/73 

275 

4 948 

572 

501 

1 025 

Zu- (+) bzw. Abnahme (— ) in °/o .... 

- 5,5 

” 7,4 

+ 1,2 

- 4,4 

-19,8 

1973/74 

240 

3 439 

509 

398 

859 

Abnahme ( — ) in % 

-12,7 

-30,5 

-11,0 

-20,6 

-16,2 


Nicht nur für die Benutzer von Personenkraftwagen 
ist der Verkehr auf Außerortsstraßen seit dem 
1. Oktober 1972 sicherer geworden. Auch Fußgänger 
und Zweiradfahrer, die dort in bemerkenswert gro- 
ßer Zahl bei Unfällen mit Personenschaden ums Le- 
ben kommen, wurden nunmehr nicht mehr so häufig 
in tödliche Unfälle verwickelt. Das Unfallrisiko der 
Fußgänger, das seit 1970 im Zunehmen begriffen 
war, ging — gemessen an der Zahl der Getöteten — 
auf Außerortsstraßen seit Oktober 1972 bis Juni 
1973 in allen Monaten im Vergleich zurück. Gegen- 
über Oktober bis Juni 1971/72 verringerte sich die 
Zahl der bei Unfällen außerhalb von Ortschaften 
getöteten Fußgänger um 253 oder 20 °/o. 

Im Rahmen der Untersuchungen zur Einführung von 
„Tempo 100" auf Bundes- und Landesstraßen wurde 
unter anderem das Fahrverhalten und vor allem 
das Geschwindigkeitsverhalten von Fahrzeugfüh- 
rern beobachtet. Aus den insoweit schon vorliegen- 
den Zwischenergebnissen kann gefolgert werden, 
daß „Tempo 100" eine Senkung der extrem hohen 
Geschwindigkeiten erbracht hat. Im gleichen Zeit- 
raum konnte ein Rückgang der Streuung der auf die- 
sen Straßen gefahrenen Geschwindigkeiten beob- 
achtet werden. Mehrere Repräsentativbefragungen 
haben darüberhinaus gezeigt, daß die Mehrzahl der 
Kraftfahrer „Tempo 100" inzwischen akzeptiert. 


3.3. 0,8 Promille-Regelung 


Anlage 34 


Alkoholunfälle haben im allgemeinen überdurch- 
schnittlich schwere Folgen. Von 1 000 Unfällen mit 
Personenschaden, die 1972 im Zusammenhang mit 


der Ursache Alkoholeinfluß standen, forderten 77 
Unfälle Menschenleben. Für die Verkehrssicher- 
heitsarbeit besteht daher nicht nur wegen des hohen 
Anteils alkoholbedingter Unfälle an der Gesamtzahl 
aller Unfälle, sondern auch wegen ihrer überdurch- 
schnittlich schweren Folgen eine der vordringlichen 
Aufgaben darin, die Zahl der Trunkenheitsunfälle 
zu reduzieren. 

Bereits im 1. Halbjahr 1973 wurden in einzelnen 
Bundesländern von der Polizei weniger alkoholbe- 
einflußte Verursacher von Unfällen mit Personen- 
schaden ermittelt; in Nordrhein-Westfalen z. B. 
— 8,9% gegenüber dem Bundesdurchschnitt von 
”3,1 %. Nach der Festlegung des Gefahrengrenz- 
wertes der Blutalkoholkonzentration auf 0,8 Pro- 
mille mit Wirkung vom 26. Juli 1973 sind die Alko- 
holunfälle in den Folgemonaten des Jahres noch in 
weit größerem Umfange zurückgegangen (zwischen 
19% und 37 % Abnahme je Monat). Das führte da- 
zu, daß 1973 insgesamt die Zahl der alkoholbeein- 
flußten Verursacher von Unfällen mit Personen- 
schaden gegenüber 1972 um 8 200 oder 14% auf 
50 280 zurückging. Das dürfte schätzungsweise 800 
Menschen 1973 vor dem Unfalltod bewahrt haben. 
Diese Entwicklung hielt auch im 1. Halbjahr 1974 
an. 

Der Vergleich von Befragungsergebnissen aus den 
Jahren 1972 und 1973 läßt erkennen, daß bereits 
vor Einführung des 0,8 Promille-Gesetzes der Kon- 
flikt Alkohol und Autofahren vom Kraftfahrer zu- 
nehmend schärfer gesehen wurde. Insbesondere ist 
die Einschätzung der Trinkmengen, die vor Antritt 
einer Fahrt noch für unschädlich gehalten werden, 
deutlich realistischer geworden. Hier dürften auch 
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die Diskussionen und Berichte, die anläßlich der Ein- 
führung des 0,8 Promille-Gesetzes an den Kraftfah- 
rer herangetragen wurden, günstige Wirkungen ge- 
habt haben. 

Dennoch ist die Alkoholbeeinflussung der Kraftfah- 
rer immer noch viel zu verbreitet. Darauf weisen 
auch Ergebnisse aus Repräsentativbefragungen hin, 
nach denen im Jahre 1973 nach eigenen Angaben 
der befragten Kraftfahrer jede 100. Fahrt am Tag 
und jede 16. Fahrt bei Nacht (22 bis 6 Uhr) trotz 
erheblichen Alkoholkonsums angetreten wurde. 

3.4. Maßnahmen der Verkehrserziehung 
und -aufklärung 

Besonders schwierig ist es, die Auswirkungen von 
Maßnahmen der Verkehrserziehung und -aufklä- 
rung zu quantifizieren. Die Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen erarbeitet gegenwärtig ein besonderes In- 
strumentarium, um auch bei diesem Bemühen zu 
besseren Ergebnissen zu gelangen. 

Gleichwohl kann, wenn auch mit einigem Vorbehalt, 
gesagt werden, daß sich die Einstellung der Ver- 
kehrsteilnehmer und ihr Verhalten im Sinne der 
Verkehrssicherheit positiv entwickeln. 

Diese Tendenz wurde durch die seit Jahren anhalten- 
den Bemühungen des Bundesministers für Verkehr 
sowie des Deutschen Verkehrssicherheitsrates und 
seiner Mitgliedsorganisationen um ein stärkeres 
Verkehrssicherheitsbewußtsein unterstützt. Auch 
der Wandel in der Automobilwerbung hat hierzu 
beigetragen. Hier ist an die Stelle sportlich orien- 
tierter Werbeinhalte eine auf sachliche Information 
ausgerichtete Darstellung getreten. 

Ferner haben die Aktivitäten der Länder und Ge- 
meinden vor allem auf dem Gebiet der Schulver- 
kehrserziehung, aber auch der allgemeinen Aufklä- 
rung besonders in Verbindung mit schwerpunktmä- 
ßiger Verkehrsüberwachung eine spürbare Besse- 
rung im Unfallgeschehen bewirkt. 


Insgesamt kann gesagt werden, daß neben der Ent- 
stehung eines positiven Gesamtklimas die zeitliche 
und inhaltliche Koordination gezielter Einzelaktio- 
nen wesentliche Voraussetzungen für deren Wirk- 
samkeit sind. Diese allgemeine Erkenntnis genügt 
jedoch noch nicht für den bestmöglichen Einsatz der 
begrenzten Mittel. Vielmehr muß durch genaue 
Wirksamkeitsanalysen noch besserer Aufschluß 
über Anlage und günstigste zeitliche Abfolge von 
Sicherheitskampagnen gewonnen werden. 

So erwartet die Bundesregierung aus den gegenwär- 
tig laufenden wissenschaftlichen Untersuchungen der 
Bundesanstalt für Straßenwesen aus Anlaß der bei- 
den Aufklärungsaktionen des Bundesministers für 
Verkehr zum Sicherheitsgurt und gegen Alkohol am 
Steuer nicht nur Ergebnisse der Erfolgskontrolle 
und konkrete Vorschläge zur Konzeption künftiger 
Aktionen, sondern darüber hinaus auch allgemeine 
Erkenntnisse über die Quantifizierung der Effizienz 
solcher Maßnahmen. 

3.5. Energiebedingte Maßnahmen 

Aufgrund des Energiesicherungsgesetzes vom 9. No- 
vember 1973 (BGBl. I, S. 1585) hat die Bundesregie- 
rung durch die „Verordnung über Fahrverbote und 
Geschwindigkeitsbegrenzungen Ji vom 19. November 
1973 (BGBl. I S. 1676) den Betrieb von Kraftfahrzeu- 
gen an den Sonntagen 25. November sowie 2., 9. 
und 16. Dezember 1973 von 3.00 Uhr bis 3.00 Uhr des 
folgenden Tages untersagt, sowie Geschwindigkeits- 
begrenzungen von 100 km/h auf Autobahnen und 
von 80 km/h auf anderen Straßen außerhalb ge- 
schlossener Ortschaften für die Zeit vom 24. Novem- 
ber 1973 bis 14. März 1974 angeordnet. 

3.6. Sonntagsfahrverbot 

Durch den Ausfall des größten Teils des privaten 
Kraftverkehrs an den genannten vier Sonntagen 
(der öffentliche Verkehr und der Berufsverkehr wa- 
ren ausgenommen) sank die Zahl der Unfälle mit 
Personenschaden um 81% von rd. 3 400, die ohne 
Fahrverbot zu erwarten gewesen wären, auf 640. 


Straßenverkehrsunfälle an vier Sonntagen mit Fahrverbot 1973 
im Vergleich zu den entsprechenden Sonntagen 1970 bis 1972 


Jahr 

Unfälle mit Personenschaden 

Getötete Personen 

1. 

1 2. | 

3. | 

4. 1 

1. bis 4. 

i- i 

2. 

1 3. | 

4. 

| l.bis4. 

Sonntag 

Sonntag 

1970 

910 

1 013 

988 

768 

3 679 

63 

71 

63 

56 

253 

1971 

756 

753 

812 

806 

3 127 

40 

42 

64 

55 

201 

1972 

691 

872 

986 

864 

3 413 

40 

45 

69 

50 

204 

JD *) 

785 

879 

929 

813 

3 406 

48 

53 

65 

54 

220 

1973 

176 

126 

187 

151 

640 

6 

3 

8 

10 

27 

JD = 100 

22 

14 

20 

19 

19 

13 

6 

12 

19 

12 


*) Durchschnitt aus 1970 bis 1972 
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Die Zahl der Verkehrstoten an diesen vier Sonn- 
tagen mit Fahrverbot belief sich auf insgesamt 27. 
In den drei Jahren zuvor verunglückten an den ver- 
gleichbaren vier Sonntagen dagegen im Durchschnitt 
insgesamt 220 Menschen tödlich. Das entspricht einer 
Abnahme der Getöteten um 88 °/o. 


3.7. Geschwindigkeitsbegrenzung 

Anlagen 35 a bis 35 d 

Diese Maßnahme hatte auf das Unfallgeschehen 
folgende Auswirkungen: 


Straßenverkehrsunfälle auf Autobahnen 
von Dezember 1973 bis März 1974 (100 km/h) 


Dezember bis März 

Straßenverkehrs- 
unfälle mit 
Personenschaden 

Getötete 

Schwer- 

| Leicht- 

verletzte 

1971/72 

4 423 

300 

2 089 

4 982 

1972/73 

4 662 

327 

2 176 

5 290 

Zunahme ( + ) in °/o 

+ 5,4 

+ 9,0 

+ 4,2 

+ 6,2 

1973/74 

2 615 

185 

1 135 

2 836 

Abnahme (-) in °/o 

- 43,9 

- 43,4 

-47,8 

-46,4 


Die Zahl der Autobahnunfälle verringerte sich da- 
nach gegenüber den vergleichbaren Monaten im 
Jahr zuvor während der Zeit der Geschwindigkeits- 
begrenzung fast um die Hälfte ( — 44%); entspre- 
chend geringer war auch die Zahl der Toten und 
Verletzten. Zu dieser starken Verminderung der Un- 
fälle hat auch das Fahrverbot an drei Sonntagen im 
Dezember 1973 beigetragen. Bei einer Gegenüber- 
stellung der in den Monaten Dezember 1973 bis März 
1974 im Vergleich zu den entsprechenden Vorjahres- 
monaten innerorts und außerorts Getöteten ergibt 
sich ein erheblicher Unterschied. Während die Zahl 
der außerorts Getöteten in den genannten Monaten 
1973/74 um ein Drittel zurückging, betrug der Rück- 
gang innerhalb geschlossener Ortschaften etwa ein 
Fünftel. 

3.8. Autobahn-Richtgeschwindigkeit 

Anlage 35 

Nachdem sich im Februar/März 1974 abzeichnete, 
daß der für den Straßenverkehr erforderliche Treib- 
stoff in ausreichender Menge wieder zur Verfügung 


steht, wurde die „Verordnung vom 19. November 
1973 über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbegren- 
zungen für Motorfahrzeuge" am 14. März 1974 auf- 
gehoben. 

Für die Autobahnen trat am 15. März 1974 die „Ver- 
ordnung über die versuchsweise Einführung einer 
allgemeinen Richtgeschwindigkeit auf Autobahnen 
und ähnlichen Straßen (Autobahn-Richtgeschwindig- 
keits-V)" vom 13. März 1974, BGBl. I S. 685, in 
Kraft. Diese empfiehlt den Führern von Personen- 
kraftwagen sowie von anderen Kraftfahrzeugen mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 2,8 t, auch 
bei günstigen Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wet- 
terverhältnissen nicht schneller als 130 km/h zu fah- 
ren. Für die übrigen Außerortsstraßen erlangte die 
„Verordnung über die versuchsweise Beschränkung 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von Kraft- 
fahrzeugen außerhalb geschlossener Ortschaften 
(Höchstgeschwindigkeits-V)" vom 16. März 1972, 
BGBl. I S. 461, — Tempo 100 — wieder Gültigkeit. 

Das Unfallgeschehen auf den Autobahnen nahm in 
den Monaten April bis Juni folgenden Verlauf: 


April bis Juni 

Straßenverkehrs- 
unfälle mit 
Personenschaden 

Getötete 

Schwer- 

| Leicht- 

verletzte 

1972 

4 271 

292 

2 077 

5 303 

1973 

4 650 

332 

2 221 

5 593 

Zunahme ( + ) in % 

4 - 8,9 

+ 13,7 

+ 6,9 

+ 5,5 

1974 

3 372 

228 

1 732 

3 993 

Abnahme (-) in °/o 

-27,5 

- 31,3 

-22,0 

-28,6 
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Danach gingen die Unfälle mit Personenschaden und 
die Unfallfolgen jedenfalls in diesen ersten drei 
Monaten nach Einführung der Richtgeschwindigkeit 
ebenfalls erheblich zurück. 


4. Zusammenfassende Betrachtung des 
Unfallgeschehens im Jahre 1973 
und in der ersten Jahreshälfte 1974 

4.1. 1973 

Der Straßenverkehr in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist im Jahre 1973 erheblich sicherer geworden. 
Bei einer Zunahme des Bestandes an Kraftfahrzeu- 
gen um 6,0 %>, an Fahrerlaubnissen der Klasse 3 um 
schätzungsweise 5 °/o und der Gesamtfahrleistungen 
aller Kraftfahrzeuge um 4,6 °/o haben die Unfälle mit 
Personenschaden um 6,6 %, die Zahl der Getöteten 
um 13,3 °/o und die der Verletzten um 7,6 °/o abge- 
nommen. 

Mit 16 Unfällen mit Personenschaden auf 1 000 
Kraftfahrzeuge wurde der seit 1953 günstigste Stand 
erreicht. Das Risiko, bei einem Unfall getötet zu 
werden, ist trotz eines seit 1964 um 70 °/o gestie- 
genen Fahrzeugbestandes auf den Stand von vor 
1964 zurückgegangen. Die Zahl der Getöteten je 
100 Millionen Fahrzeug-km hat sich von 1972 auf 
1973 von 7,2 um 18 °/o auf 5,9 verringert. 

Charakteristisch für 1973 ist die Abnahme der töd- 
lich verunglückten Pkw-Insassen um 17 °/o. Dagegen 
hat die Zahl der getöteten Benutzer zweirädriger 
Motorfahrzeuge 1973 um 2 % zugenommen. 

1973 sind 6 °/o Kinder weniger verunglückt als 1972. 
Die Zahl der getöteten Kinder ging sogar um 16 °/o 
zurück. Während die Zahl verunglückter Kinder, die 
zu Fuß am Verkehr teilnahmen (—11 °/o) oder in 
Fahrzeugen mitfuhren ( — 5%) nicht unerheblich zu- 
rückging, haben die verunglückten Radfahrer unter 
15 Jahren erneut zugenommen ( + 2 %). 

Die Beteiligung an Unfällen mit Getöteten hat ge- 
genüber 1973 insgesamt um 13 % abgenommen ; bei 
den Personenkraftwagen betrug der Rückgang 16 %. 

Die Unfälle mit Personenschaden haben außerhalb 
geschlossener Ortschaften ( — 9%) stärker abgenom- 
men als innerorts ( — 5 %). 

Auf die 31,2 % der Unfälle mit Personenschaden, die 
sich außerorts ereigneten, entfielen 57 % der Ge- 
töteten. 

Von Januar bis September 1973 nahmen die Unfälle 
mit Personenschaden auf Bundesautobahnen ( + 4 °/o) 
und die dabei Getöteten ( + 12%) zu, während sie 
im gleichen Zeitraum auf den Bundesstraßen außer- 
orts abnahmen (Unfälle mit Personenschaden: 
— 13%, Getötete: —15%). 

Trotz des starken Unfallrückgangs im letzten Quar- 
tal 1973 blieb die Zahl der 1973 auf den Bundes- 
autobahnen tödlich Verunglückten gegenüber 1972 
fast unverändert (—1%). Auf den außerorts gele- 
genen Bundesstraßen nahm sie dagegen um 18 % ab. 

Die Unfallursachenstruktur hat sich auch 1973 nicht 
wesentlich verändert. Es dominiert weiterhin mit 


großem Abstand das Fehlverhalten des Fahrzeugfüh- 
rers (bei Unfällen mit Personenschaden: 80 %) und 
des Fußgängers (bei Unfällen mit Getöteten: 18 %). 
Bemerkenswert ist der Rückgang der wichtigsten 
Hauptunfallursachen 

— zu schnelles Fahren : —19% 

— Alkoholeinfluß 

bei Fahrzeugführern : —22% 

bei Unfällen mit Getöteten. 

Das Fehlverhalten zu Fuß am Verkehr teilnehmen- 
der Kinder war durchschnittlich rückläufig (—14%). 

Mit dem Fahrrad verunglückten 1973 aber mehr 
Kinder ( + 2 %) als im Vorjahr. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß 1973 
gegenüber 1972 etwa 800 Menschen vor dem Unfall- 
tod durch den Rückgang der Unfallursache Alkohol- 
einfluß und rd. 1 500 Menschen durch den Rückgang 
der Unfallursache „Zu schnelles Fahren" bewahrt 
wurden. 

4.2. 1974 

Die günstige Entwicklung besonders des vierten 
Quartals 1973 setzte sich im 1. Halbjahr 1974 fort. 
Vor allem im außerörtlichen Straßennetz trat eine 
erhebliche Verbesserung der Verkehrssicherheit ein. 
Die Anzahl der Getöteten auf den Bundesautobah- 
nen nahm im 1. Halbjahr 1974 gegenüber 1973 um 
37 % und auf Bundesstraßen um 28 % ab; inner- 
orts waren es nur 16 %. 

Im 1. Halbjahr 1974 sind wie 1973, besonders bei 
den Unfallursachen „Zu schnelles Fahren" ( — 25%) 
und „Alkoholeinfluß" (—14%) bei den Unfällen mit 
Personenschaden erhebliche Rückgänge zu verzeich- 
nen. 


5. Gründe für die verbesserte Unfallsituation 

Für die erheblich verbesserte Unfallentwicklung sind 
eine Reihe von Gründen unterschiedlichen Gewichts 
maßgebend. 

5.1. 

Die Gewöhnung der Bürger an den hohen Motori- 
sierungsgrad und der sich daraus ergebende selbst- 
verständliche tägliche Umgang mit dem Kraftfahr- 
zeug führen langfristig, wie in anderen hochmotori- 
sierten Staaten, zu einer allmählichen Verbesserung 
der Verkehrssicherheit. 

5.2. 

Zu dieser Entwicklung kommt das vielfältige Bemü- 
hen hinzu, mit Maßnahmen der Verkehrserziehung 
und -aulklärung mehr Verständnis für den Ver- 
kehrsablauf und Bereitschaft zu angepaßterem und 
sicherheitsbewußterem Verhalten zu wecken. 

5.3. 

Die Unfallentwicklung 1973 war darüber hinaus noch 
von besonderen Maßnahmen beeinflußt. Der im 
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Herbst 1972 einsetzende Rückgang der außerört- 
lichen Unfälle — „Tempo 100" trat am 1. Oktober 
1972 in Kraft — setzte sich 1973 fort. 

5.4. 

Mit Juli/August 1973 — die 0,8 Promille-Regelung 
war am 26. Juli 1973 wirksam geworden — nahm 
die Unfallursache Alkohol stark ab. 

5.5. 

Die mit der Gefährdung der Mineralölversorgung 

Ende 1973/Anfang 1974 plötzlich einsetzende Unge- 
wißheit über die weitere uneingeschränkte Benut- 
zung des Kraftfahrzeugs hatte offenbar einen be- 
wußteren, besonneneren Gebrauch des Kraftfahrzeugs 
zur Folge. Auch die wirtschaftlichen Erwägungen der 
Fahrzeughalter über die Kosten der Fahrzeughaltung 
dürften zu einem Abbau der Risikobereitschaft bei- 
getragen haben. 

5.6. 

Nach dem Inkrafttreten der Fahrverbote und Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen Ende November 1973 
erreichten die Rückgänge im Dezember 1973 und 
besonders im Januar und Februar 1974 ihren Höhe- 
punkt. Hervorzuheben ist dabei, daß die energiebe- 
dingten Geschwindigkeitsbegrenzungen tatsächlich 
auch eingehalten wurden. 

5.7. 

In welchem Umfange der Sicherheitsgurt zur Ver- 
minderung der Unfallfolgen beigetragen hat, läßt sich 
wegen noch fehlender statistischer Erhebungen nicht 
sicher feststellen. Aus Repräsentativbefragungen im 
September 1974 ergeben sich jedoch Anhaltspunkte 
für eine bessere Einschätzung des Sicherheitsgurtes 
und für eine größere Bereitschaft zu seiner Anwen- 
dung. 

So wurde der Sicherheitsgurt im September 1974 von 
64 °/o der Befragten für die wichtigste Sicherheitsein- 
richtung gehalten (Mai 1973: 50 °/o); in 50 °/o der 
Fahrzeuge waren Sicherheitsgurte eingebaut (Mai 
1973: 38 °/o), und die Bereitschaft, den Sicherheits- 
gurt bei allen Fahrten anzulegen, nahm von 10 °/o 
auf 19 % zu. 


5.8. 

Auch der Rückgang der im 1. Halbjahr 1974 erteilten 
Fahrerlaubnisse um rd. 50 000 ( — 7,2%) auf rd. 
630 000) bei den allgemeinen Fahrerlaubnissen der 
Klassen 1 — 4 dürfte auf die Unfallentwicklung im 
Jahre 1974 nicht ohne Einfluß geblieben sein. Bei der 
Erteilung von Fahrerlaubnissen der Klasse 3 betrug 
der Rückgang 12,4 %. In dieser Klasse wurden mit 
rd. 460 000 Fahrerlaubnissen 65 000 Erlaubnisse we- 
niger erteilt als im 1. Halbjahr 1973. 

5.9. 

Auch in einer Reihe anderer Staaten gingen die Un- 
fälle ab November 1973 in ähnlichem Ausmaße zu- 
rück. Die außergewöhnlichen Rückgänge schwerer 
Unfälle werden etwa von der französischen Regie- 
rung besonders auf die energiebedingten Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen, aber auch auf die im Juni 
1973 angeordnete Gurtanlegepflicht und die Aufklä- 
rung der Bevölkerung zurückgeführt. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
sieht ebenfalls in der energiebedingten verminder- 
ten Höchstgeschwindigkeit neben anderen Faktoren, 
wie sichereren Fahrzeugen, besseren Straßen und 
verbesserten Verkehrssicherheitsprogrammen einen 
wesentlichen Grund für den dortigen starken Rück- 
gang der Verkehrstoten. 

5.10. 

Die Unfallbilanz der Bundesrepublik Deutschland ist 
trotz der Verbesserung in den Jahren 1973 und 1974 
immer noch erheblich ungünstiger als in vergleichbar 
stark motorisierten Staaten wie etwa Großbritan- 
nien, Schweden oder USA. Um deren Stand zu er- 
reichen, ist noch viel zu tun. Außer den von der Bun- 
desregierung gegenwärtig besonders verfolgten 
Zielen, die Gurtanlegequote außerorts und inner- 
orts zu erhöhen und die alkoholbedingten Unfälle zu 
verringern, ist es vordringlich, die innerörtlichen 
Unfälle einzudämmen. 

Hier gilt es, vor allem die hohe Unfallbeteiligung 
der Fußgänger zu vermindern und die entgegen der 
allgemeinen Tendenz zunehmende Zahl von verun- 
glückten Zweiradfahrern zu vermindern. 
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III. Abschnitt 

Das Verkehrssicherheitsprogramm (VSP) 1973 

— Ausführung und Folgerungen für die Fortschreibung des Programms — 


1. Allgemeines 

1 . 1 . 

Das Verkehrssicherheitsprogramm 1973 sieht im 
Fehlverhalten der Verkehrsteilnehmer die weit 
überwiegende Unfallursache. Deshalb müsse der 
Schwerpunkt der Verkehrssicherheitsarbeit darauf 
liegen, das Verhalten der Menschen im Straßenver- 
kehr positiv zu beeinflussen (VSP Nr. 11). 

Diese Überzeugung ist auch durch das Unfallgesche- 
hen 1973 und 1974 bestätigt worden. In diesem 
Zeitraum hat die Verkehrssicherheit erheblich zu- 
genommen. 1973 haben zweieinhalbtausend Men- 
schen weniger ihr Leben verloren. 1974 waren es 
von Januar bis August nochmals 2260 weniger töd- 
lich Verunglückte als im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres. 

Es war im wesentlichen das angepaßtere und sicher- 
heitsbewußtere Verhalten der Verkehrsteilnehmer, 
besonders aber der Pkw-Fahrer, das dieses Ergebnis 
herbeigeführt hat. Ein erweitertes und verbessertes 
Straßennetz und sicherere Neufahrzeuge haben zu 
der verbesserten Gesamtbilanz beigetragen. 

1 . 2 . 

Der derzeitige Stand der Vorhaben des Verkehrs- 
sicherheitsprogramms 1973 ergibt sich aus dem in 
der Form eines Maßnahmen-Zeit-Katalogs aufge- 
gliederten Vollzugsplan zum Programm (vgl. IV. Ab- 
schnitt). 

Dieser Vollzugsplan entspricht dem Ersuchen des 
Deutschen Bundestages (Beschluß vom 15. März 
1974 — Drucksache 7/1733) um Vorlage eines Kata- 
logs, in dem die Maßnahmen nach Art, Vorberei- 
tung und Zeitpunkt des Inkrafttretens unter Angabe 
der ausführenden Stellen nach Abstimmung mit den 
Ländern zu bezeichnen sind. 

Der Vollzugsplan wurde mit den Ländern im ge- 
meinsamen Straßenverkehrssicherheitsausschuß be- 
raten. Die Verkehrsminister-Konferenz der Länder 
hat am 24. Oktober 1974 von diesem Vollzugsplan 
zustimmend Kenntnis genommen. Der Deutsche Ver- 
kehrssicherheitsrat hat dem Vollzugsplan ausdrück- 
lich zugestimmt. 

2. Verkehrserziehung und -aufklärung 

Anlage 36 

Ein erheblicher Teil der Erziehungs- wie der Auf- 
klärungsaktionen sind langfristige Daueraufgaben, 


die mit wechselnden Schwerpunkten 1973 z. T. fort- 
geführt, z. T. neu eingeleitet wurden oder noch vor 
der Inangriffnahme stehen. 

2 . 1 . 

Besonders wichtig ist hierbei die allmähliche 
systematische Verkehrserziehung in den Schulen 
(Nr. 18 VSP 1973) auf der Grundlage der Empfeh- 
lung der Kultusminister vom 7. Juli 1972, mit der 
im Laufe der nächsten Jahre allen Kindern ein Min- 
destrüstzeug für die Bewältigung des Straßenver- 
kehrs vermittelt werden soll. 

2 . 2 . 

Der Deutsche Bundestag hat der Bundesregierung 
mit Beschluß vom 15. März 1974 (Drucksache 7/1733) 
die Frage gestellt, „inwieweit der Deutsche Ver- 
kehrssicherheitsrat zu einer verstärkten Behandlung 
von Verkehrssicherheitsfragen in den Massenmedien 
beitragen kann". 

Presse, Rundfunk und Fernsehen haben sich dan- 
kenswerterweise schon frühzeitig von sich aus die 
Verbesserung der Verkehrssicherheit angelegen 
sein lassen. Besonders in den Autofahrerprogram- 
men der Rundfunkanstalten werden der Straßenver- 
kehrssicherheit sorgfältige Beiträge gewidmet. 

Der DVR und seine Mitgliedsorganisationen haben 
sich mit Erfolg bemüht, diese Anstrengungen zu 
verstärken. So ist es dem DVR in den vergangenen 
zwei Jahren gelungen, sowohl die Arbeitsgemein- 
schaft der Rundfunkanstalten (ARD) als auch das 
Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) und die Regional- 
programme zur Herstellung und zur Ausstrahlung 
weiterer, spezifischer Verkehrssicherheitssendungen 
zu gewinnen. 

Durch den DVR-Pressedienst und andere Veröffent- 
lichungen gibt der DVR immer wieder Anregungen, 
die von Rundfunk und Presse aufgegriffen werden. 

Der DVR wird dieses Bemühen auch im Jahre 1975 
fortsetzen. Hierfür sind Fernsehsendungen insbe- 
sondere zur Verkehrserziehung im Vorschulalter, 
für jugendliche Kraftfahrer, über den Arbeitsweg 
sowie über das Verhalten von Kindern und älteren 
Menschen vorgesehen. 

Mit dem Hörfunk sieht der DVR eine verstärkte 
Zusammenarbeit zur Aufklärung der Gastarbeiter 
vor. Außerdem werden Rundfunksendungen die lau- 
fenden Aufklärungsaktionen des Bundesministers 
für Verkehr über Sicherheitsgurte und Alkohol un- 
terstützen. 

Als flankierende Maßnahmen zu diesen Aktionen 
sind in der Pressearbeit des DVR Materialaussen- 
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düngen sowie die Beteiligung an Verkehrssicher- 
heitsbeilagen der Tageszeitungen vorgesehen. 

2.3. 

Aus den Aufklärungsmaßnahmen ragen die Kam- 
pagnen des Bundesministers für Verkehr gegen Al- 
kohol bei Fahrzeugführern und für das Anlegen des 
Gurtes wegen ihres Umfangs und ihres Bezugs zu 
gesetzlichen Regelungen heraus. 

Untersuchungen der Bundesanstalt für Straßenwe- 
sen (BASt) haben ergeben (Anlage 37), daß z. Z. 
etwa die Hälfte aller Personen- und Kombinations- 
kraftwagen an den Vordersitzen mit Sicherheitsgur- 
ten ausgerüstet ist. 

Innerorts werden jedoch nur ein Fünftel dieser 
Gurte angelegt. Außerorts ist die Anlegequote er- 
heblich höher; auf Autobahnen liegt sie über 50 °/o. 
Es ist deshalb notwendig und nach den bisherigen 
Erfahrungen auch erfolgversprechend, die Werbung 
für die Ausrüstung der Fahrzeuge mit Sicherheits- 
gurten und deren regelmäßige Benutzung innerorts 
und außerorts im Jahre 1975 fortzuführen. 

Die im November 1974 angelaufene Aufklärungs- 
kampagne „Contra Promille am Steuer" soll die An- 
fangserfolge, die mit der Einführung der 0,8 Pro- 
mille-Regelung im Juli 1973 erreicht wurden, stabi- 
lisieren und ausweiten. Der oben in den Gründen 
für die verbesserte Unfallentwicklung geschilderte 
Wandel der Einstellung zum Pkw und seiner Be- 
nutzung berechtigt auch zu der Hoffnung, daß aus 
der zunehmenden Einsicht in die Gefahren des Al- 
kohols die persönliche Bereitschaft wächst, auf Alko- 
holgenuß vor dem Autofahren zu verzichten. 

2.4. 

Im Laufe der Jahre 1973 und 1974 hat sich gezeigt, 
daß sich die Sicherheit des Straßenverkehrs außer- 
halb geschlossener Ortschaften erheblich günstiger 
entwickelt hat als innerhalb geschlossener Ortschaf- 
ten. Aus diesem Grunde wird der Bundesminister 
für Verkehr im Jahre 1975 eine Aufklärungsaktion 
gegen Unfälle in geschlossenen Ortschaften begin- 
nen. 

Bei dieser Aktion werden auch Maßnahmen für eine 
verbesserte Ausbildung und Aufklärung von Zwei- 
radfahrern zu beachten sein, die der Ministerrat der 
Europäischen Konferenz der Verkehrsminister in 
seinem Bericht über die Sicherheitsprobleme von 
Zweiradfahrzeugen (CM (74) 14) am 18./19. Juni 
1974 den Mitgliedsstaaten zur Durchführung empfoh- 
len hat. 

2.5. Aufklärungsaktion und gesetzliche Anlegepflicht 
für Sicherheitsgurte 

Der Deutsche Bundestag hat der Bundesregierung 
die Frage gestellt (Drucksache 7/1733), „in welchem 
Umfange Aufklärungsaktionen hinsichtlich der An- 
legung von Sicherheitsgurten notwendig sind, wenn 
eine gesetzliche Anschnallpflicht geplant ist". 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß gerade 
weil eine gesetzliche Anlegepflicht für vorgeschrie- 
bene Sicherheitsgurte ab 1. Januar 1976 von ihr 
vorgesehen ist, eine vorhergehende, sich über ein- 


einhalb Jahre erstreckende breite Aufklärungsak- 
tion erforderlich und im Verhältnis zu den einge- 
setzten Mitteln wirkungsvoll ist. Sie dient in erheb- 
lichem Maße der Vorbereitung dieser einschneiden- 
den gesetzlichen Maßnahme, indem sie, auf ein 
sachlich und zeitlich konkretes Ziel ausgerichtet, das 
Verständnis und die Bereitschaft, die gesetzliche 
Anordnung zu befolgen, erheblich zu vergrößern 
vermag. Die durch die Einführung der Anlegepflicht 
bei einer nicht kleinen Gruppe von Kraftfahrern ent- 
stehende, psychisch bedingte Abwehrhaltung ge- 
bietet es ferner, diesen Kraftfahrern die Umstellung 
auf die neue Situation durch überzeugende Informa- 
tion zu erleichtern. 

Die Aktion ist darüber hinaus auch geeignet, einen 
nicht geringen Teil der Kraftfahrer bereits vor dem 
Inkrafttreten der Anlegepflicht zur Verwendung des 
Gurtes zu bewegen und damit die Schutzwirkung be- 
reits früher eintreten zu lassen. 

Außerdem wird bei denjenigen, die sich bereits frei- 
willig zum ständigen Benutzen des Sicherheitsgurtes 
entschließen, die gesetzliche Pflicht nicht mehr als 
eine reglementierende Maßnahme empfunden. Auch 
dies ist eine positiv zu bewertende Wirkung der 
Aufklärungskampagne. 

Eine erste günstige Auswirkung der Sicherheits- 
gurtaktion ist insoweit bereits feststellbar, als in 
einer von der BASt veranlaßten repräsentativen 
Umfrage im Monat September 1974 sich 73% (Mai 
1973: 65 °/o) der Kraftfahrer für die Gurtanlegepflicht 
ausgesprochen haben, wenn alle Wagen mit Sicher- 
heitsgurten ausgerüstet sein müssen. 

Eine weitere Umfrage hat ergeben, daß im Septem- 
ber 1974 bei 60 °/o der Bevölkerung der Hauptslogan 
der Sicherheitsgurtaktion: „Klick, erst gurten — 
dann starten", bekannt war. 


3. Zulassung von Personen zum 

Kraftfahrzeugverkehr — verkehrsregelnde 
und andere Vorschriften 

{ 3.1. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 15 b StVZO 
(Punktsystem) (VSP Nr. 30) 

Am 1. Mai 1974 ist die Allgemeine Verwaltungsvor- 
schrift zu § 15 b der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (Punktsystem) vom 3. Januar 1974 (Bun- 
desanzeiger Nr. 8 vom 12. Januar 1974) in Kraft ge- 
treten. Diese Regelung hat die Hebung der Ver- 
kehrssicherheit und eine Vereinheitlichung der Ver- 
waltungspraxis in allen Bundesländern zum Ziel. Zu- 
vor bestanden lediglich „Richtlinien für die Behand- 
lung von Mehrfachtätern", die den Charakter von 
Empfehlungen hatten und zudem in den Bundeslän- 
dern auch nicht einheitlich eingeführt waren. Unter 
„Mehrfachtätern" sind solche Kraftfahrer zu verste- 
hen, die mehrfach gegen Vorschriften des Straßen- 
verkehrsrechts verstoßen haben und daher mehrfach 
im Verkehrszentralregister eingetragen sind. 

Eine erste Repräsentativerhebung auf Grund des seit 
dem 1. Mai 1974 dieses Jahres vorliegenden Erhe- 
bungsmaterials hat ergeben, daß die Verkehrszuwi- 
I derhandlungen in den dem Verkehrszentralregister 


25 


Drucksache 7/3685 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


(VZR) zugehenden Mitteilungen der Gerichte und 
Bußgeldbehörden im Durchschnitt mit 2,7 Punkten 
nach dem „Mehrfachtäter-Punktsystem" bewertet 
wurden. 

3.2. Verkehrsauffällige Kraftfahrer 
und Fahrerlaubnisentziehungen 

Anlagen 38, 39, 40, 41 

Ende 1973 waren im VZR insgesamt 4 004 316 Per- 
sonen erfaßt, von denen 3 622 098 oder 90,4 °/o bis 
zu zwei, 363 540 oder 9,1 °/o drei bis sechs und 18 669 
oder 0,5 °/o sieben und mehr Verurteilungen und 
Bußgeldentscheidungen als Eintragungen zu ver- 
zeichnen hatten. Gegenüber Ende 1972 bedeutet das 
eine Gesamtsteigerung um +3,4%, wobei die Zahl 
der Personen mit bis zu zwei Eintragungen um 4,0 % 
zu-, hingegen die der Personen mit drei bis sechs 


Eintragungen um 1,4% abgenommen hat. Personen 
mit sieben und mehr Eintragungen haben um 21,4 % 
abgenommen. 

Diese strukturellen Veränderungen sind eine Folge 
der Anhebung der Eintragungsgrenze bei Bußgeld- 
entscheidungen von über 20 DM auf mehr als 40 DM 
im September 1972 und der Neuregelung der Til- 
gungsfristen bei strafgerichtlichen Entscheidungen 
und bei Ordnungswirdrigkeiten im Jahre 1973. 

Nach der folgenden Zusammenstellung sind Perso- 
nen mit sieben und mehr Eintragungen an den ge- 
richtlichen Fahrerlaubnisentziehungen mit 0,5 % 
ihrem Anteil entsprechend, an den isolierten Sper- 
ren (Gerichtliche Anordnung einer Sperrfrist für die 
Erteilung einer Fahrerlaubnis bei Personen ohne 
Fahrerlaubnis) mit 3,5 % jedoch erheblich stärker 
beteiligt: 


Der Anteil der Vielfachtäter an den gerichtlichen Entziehungen und Sperren 1973 



Im VZR erfaßte 
Personen 2 ) 

Entziehungen 

Sperren 

Anteil 
von Spalte 1 

Personen mit 

Eintragungen 1 ) 

Anzahl 

°/o 

Anzahl 

% 

Anzahl 

°/o 

Ent- 

ziehung 

Sperre 


l 

1 2 

I 3 

1 4 

1 5 

1 6 

1 7 

1 8 

bis 6 

3 985 647 

99,5 

139 395 

99,5 

26 998 

96,5 

3,5 

0,7 

7 und mehr 

18 669 

0,5 

690 

0,5 

966 

3,5 

3,7 

0,5 

Zusammen . . . 

4 004 316 

100 

140 085 

100 

27 964 

100 

3,5 

0,7 


*) Verurteilungen und Bußgeldentscheidungen 
2 ) Stand Ende Dezember 1973 


Bei den Fahrerlaubnisentziehungen im Jahre 1973 
ist bemerkenswert, daß jüngere Personen bis 25 
Jahre an den Entziehungen wegen Trunkenheit un- 
terdurchschnittlich und an den Entziehungen im Zu- 
sammenhang mit Verkehrsunfällen überdurch- 
schnittlich beteiligt sind. Strukturell etwas anders 
verhält es sich bei den isolierten Sperren wegen 
Trunkenheit. Unterdurchschnittliche Anteile ergaben 
sich hier für Personen im Alter von 21 bis 30 Jahren, 
während die jüngeren und älteren Personengruppen 
jeweils höhere Anteile zu verzeichnen hatten. 


Die 0 r 8 Promille-Regelung führte zu einem Rückgang 
der Fahrerlaubnisentziehungen wegen Trunkenheit. 
Dennoch ist auch im 1. Halbjahr 1974 Trunkenheit 
in 61 435 Fällen (95 %) der Grund für die Entziehung 
geblieben. Die wegen Trunkenheit verhängten iso- 
lierten Sperren für die Erteilung einer Fahrerlaubnis 
haben in jüngster Zeit weiter zugenommen. 


3.4. Fahrerlaubnisentziehungen im 1. Halbjahr 1974 

Anlagen 43, 44, 45 

Die von Gerichten, Bußgeld- und Verwaltungsbehör- 
den angeordneten Maßnahmen, die das Führen von 
Kraftfahrzeugen vorübergehend oder für immer un- 
tersagen, sind im 1. Halbjahr 1974 um 4,7% auf rd. 
110 000 angewachsen. Dabei haben sich die Fahr- 
erlaubnisentziehungen der Kl. 1 bis 5 um 12,1 % auf 
66 275 verringert, während die Fahrverbote um 
117,5 % und die Aberkennungen um 44,3 % jeweils 
anstiegen. Die Erhöhung bei den Fahrverboten ist 
im wesentlichen auf das mit einem Verstoß gegen 
die 0,8 Promille-Regelung in der Regel verbundene 
Fahrverbot zurückzuführen, das mit dieser Vorschrift 
eingeführt wurde. 

Abweichend von der Entwicklung in den letzten 
Jahren ist die Gesamtzahl der gerichtlichen Maß- 
nahmen erstmals zurückgegangen ( — 5,3%), wäh- 
rend die der Bußgeldbehörden ( F 403,9 %) als Folge 
der 0,8 Promille-Regelung besonders stark angestie- 
gen ist (Anlage 44). 
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Trunkenheit war wiederum der hauptsächliche Ent- 
scheidungsgrund bei den gerichtlichen Maßnahmen 
(Anlage 45). 

3.5. Zusätzliche Seh-Teste für Autofahrer 
(VSP Nr. 33) 

Der Deutsche Bundestag hat der Bundesregierung 
die Frage gestellt (Drucksache 7/1733), „ob zusätz- 
liche Seh-Tests für Autofahrer eingeführt werden 
sollen". 

Das Verkehrssicherheitsprogramm 1973 sieht in 
Nr. 33 ein Grobausleseverfahren zur Überprüfung 
der Sehfähigkeit von Kraftfahrern möglichst vom 
60. Lebensjahr an mit Hilfe eines Sehtestes vor, wie 
er bei Fahrerlaubnisbewerbern seit Jahren üblich 
ist. Dieses Verfahren soll nach dem Vollzugsplan 
zum Verkehrssicherheitsprogramm 1973 (vgl. IV. 
Abschnitt) zu Beginn des Jahres 1976 anlaufen. 
Das Grobausleseverfahren reicht nach Auffassung 
der Bundesregierung zunächst aus, um die Gefahren 
aus mangelndem Sehvermögen weitgehend einzu- 
dämmen. Darüber hinausgehende zusätzliche Seh- 
tests sind daher nicht vorgesehen. 

3.6. Ärztliche Untersuchung von Berufskraftfahrern 
(VSP Nr. 34) 

Aus dem Wortlaut der Nr. 34 des Verkehrssicher- 
heitsprogramm 1973 könnte gefolgert werden, die 
Bundesregierung erachte die ärztliche Untersuchung 
von Berufskraftfahrern erst vom 40. Lebensjahr an 
für erforderlich. Diese Auffassung wäre unzutref- 
fend. Das Gutachten „Krankheit und Kraftverkehr" 
hält vielmehr die erneute ärztliche Untersuchung 
erst vom 40. Lebensjahr an für notwendig. An der 
erforderlichen Erstuntersuchung ändert sich nichts. 

3.7. Rechtspflicht zum Anlegen vorgeschriebener 
Sicherheitsgurte (VSP Nr. 38) 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
um die Prüfung der Frage ersucht, „ob eine ge- 
nerelle Anschnallpflicht auf Vordersitzen im Pkw 
nicht erst dann vorgeschrieben werden kann, wenn 
in allen Pkw's Sicherheitsgurte angebracht sein 
müssen" (Drucksache 7/1733). 

Das Verkehrssicherheitsprogramm 1973 sieht in Nr. 
38 vor, daß vorgeschriebene Sicherheitsgurte anzu- 
legen sind. 

Eine entsprechende Regelung soll am 1. Januar 1976 
wirksam werden (vgl. Nr. 38 Vollzugsplan zum 
VSP 1973). Bis zu diesem Zeitpunkt werden zwei 
Jahrgänge neu zugelassener Fahrzeuge pflichtge- 
mäß mit Sicherheitsgurten ausgerüstet sein. Auch 
unter Berücksichtigung der in jüngster Zeit gerin- 
geren Zahl von Neuzulassungen dürften dies bis 
Ende 1975 etwa 3 bis 4 Millionen Fahrzeuge sein. 
Bezogen auf einen Bestand von 17,3 Millionen Pkw 
und Kombifahrzeugen am 1. Juli 1974 wäre damit 
etwa ein Fünftel der Fahrzeuge von der Anlege- 
pflicht erfaßt. In jedem der folgenden Jahre würde 
dann jeweils etwa ein Zehntel des Bestandes hinzu- 
kommen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es im 
Hinblick auf die außerordentliche Schutzwirkung 
des Sicherheitsgurtes und den hiermit zu erzielen- 


den unverhältnismäßig hohen Sicherheitsgewinn ge- 
boten, die Verpflichtung zum Anlegen vorgeschrie- 
bener Sicherheitsgurte so früh wie möglich einzu- 
führen. Sie hält es für nicht verantwortbar, mit der 
Anlegepflicht noch Jahre zu warten, bis im wesent- 
lichen alle Fahrzeuge — eine gewisse Anzahl alter 
Fahrzeuge bleibt in jedem Fall wegen fehlender 
Gurtverankerungsmöglichkeiten ausgenommen — 
aufgrund der ab 1. Januar 1974 geltenden Ausrü- 
stungspflicht mit Sicherheitsgurten ausgestattet sind. 

Im übrigen beabsichtigt die Bundesregierung, die be- 
stehende Ausrüstungspflicht auf einen erheblichen 
Teil jener Fahrzeuge auszudehnen, die vor dem 
1. Januar 1974 erstmals zum Verkehr zugelassen 
wurden (vgl. III. Abschnitt, Nr. 4.1.). Mit dieser 
Regelung soll der Anteil der von der Anlegepflicht 
erfaßten Fahrzeuge bis Ende 1977 auf etwa zwei 
Drittel des Bestandes an Pkw und Kombiwagen 
nach gegenwärtigem Stand ansteigen. 

Die Bundesregierung sieht sich in diesem ihrem 
Bemühen um einen verstärkten Gebrauch des Si- 
cherheitsgurtes besonders auch durch die in Frank- 
reich mit der Anlegepflicht in jüngster Zeit ge- 
sammelten Erfahrungen ermutigt. Danach werden 
vorhandene Sicherheitsgurte — in Frankreich ist 
das Anlegen bei den ab 1. April 1970 neu zugelas- 
senen Personen-Kraftwagen seit dem 1. Juli 1973 
nur außerhalb geschlossener Ortschaften vorge- 
schrieben — auf Autobahnen zu 85 °/o und auf ande- 
ren Straßen zu 45 °/o getragen. Die französische Re- 
gierung kommt aufgrund von Unfallanalysen zu 
dem Ergebnis, daß das Unfallrisiko bei angelegtem 
Gurt 2,2 mal geringer ist als ohne Sicherheitsgurt. 
Sie beziffert die Zahl der durch den Sicherheitsgurt 
1974 in Frankreich vor dem Unfalltod bewahrten 
Fahrzeuginsassen auf 1 200 Personen und ist der 
Überzeugung, daß diese Zahl auf 4 000 Personen 
gesteigert werden könnte, wenn alle Fahrzeugin- 
sassen den Sicherheitsgurt ständig anlegen würden. 

3.8. Beförderung von Kindern in Kraftfahrzeugen 
(VSP Nr. 39) 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
um die Prüfung der Frage ersucht, „ob das Mitfah- 
ren von Kindern auf den Vordersitzen allenfalls 
dann erlaubt werden soll, wenn diese ordnungsge- 
mäß angeschnallt sind" (Drucksache 7/1733). 

Die Bundesregierung hat im Verkehrssicherheits- 
programm 1973 (Nr. 39) ihre Sorge über die Zahl 
der in Kraftfahrzeugen verunglückten Kinder aus- 
gedrückt. Sie hat darin zunächst von einem Beför- 
derungsverbot auf den Vordersitzen von Pkw vor 
allem deshalb abgesehen, weil sich diese Verpflich- 
tung bei bestimmten Fahrzeugen und Beladungs- 
fällen nicht uneingeschränkt verwirklichen läßt. 

Die Aufklärung der Erwachsenen über die Notwen- 
digkeit, Kinder nur auf den Rücksitzen zu befördern, 
reicht nach den inzwischen gesammelten Erfahrun- 
gen allein nicht aus, das Problem nachhaltig zu 
lösen. Die Bundesregierung hat sich daher entschlos- 
sen, die Straßenverkehrs-Ordnung dahingehend zu 
ändern, daß Kinder bis 12 Jahre auf Vordersitzen 
nicht mehr mitgenommen werden dürfen, wenn auf 
den hinteren Sitzen für sie Platz vorhanden ist. 
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Mit dieser Regelung trägt die Bundesregierung den 
verschiedenen Fahrzeugarten und Beförderungsfäl- 
len Rechnung, bei denen ein absolutes Beförderungs- 
verbot auf Vordersitzen zu unangemessenen Härten 
führen würde. Auf der anderen Seite verkennt die 
Bundesregierung nicht, daß diese Regelung die wei- 
terhin auf den Vordersitzen beförderten Kinder 
ohne wirksamen Schutz läßt, da gesicherte Erkennt- 
nisse über die technischen Anforderungen an Rück- 
haltevorrichtungen für Kinder noch nicht vorliegen. 
Angesichts der weit überwiegenden Zahl der Fahr- 
zeuge mit hinteren Sitzen und der gewöhnlich ge- 
mischten Beladung dieser Fahrzeuge mit Erwachse- 
nen und Kindern wird die Beförderung von Kindern 
auf Vordersitzen jedoch eine Ausnahme bleiben, 
die im Interesse des jetzt möglichen Schutzes hinge- 
nommen werden muß. 

3.9. Vorschriften über das Verhalten 
nach einem Verkehrsunfall 

Vorschriften über das Verhalten nach einem Ver- 
kehrsunfall finden sich in den Paragraphen 15 und 
34 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO). Der § 34 
StVO mit der Überschrift „Unfall" enthält in Abs. 1 
die Grundpflicht, nach einem Verkehrsunfall sofort 
anzuhalten. Dieses Haltegebot ermöglicht den Betei- 
ligten, sich über die Unfallfolgen zu vergewissern. 
Erst dadurch kann Klarheit darüber gewonnen wer- 
den, was in Anbetracht der jeweiligen Unfallsitua- 
tion weiter zu tun ist. Wie der Beteiligte dann den 
Verkehr zu sichern hat, ergibt sich aus den Vor- 
schriften des § 15 StVO. 

Es ist einzuräumen, daß die Vorschriften des § 34 
StVO dem Verkehrsteilnehmer keine ausreichenden 
Anhaltspunkte für sein Verhalten nach einem Ver- 
kehrsunfall geben. Nach eingehender Prüfung des 
Umfangs der Ermächtigung zum Erlaß besonderer 
Vorschriften kam jedoch der Bundesrat bei der Zu- 
stimmung zur StVO am 23. Oktober 1970 zu dem 
Ergebnis, daß für weitergehende Vorschriften in 
§ 34 StVO die Ermächtigung des Bundesministers 
für Verkehr in § 6 des Straßenverkehrsgesetzes 
(StVG) nicht ausreicht. Im Zuge der Änderung des 
§ 142 des Strafgesetzbuches durch den Entwurf des 
14. Strafrechtsänderungsgesetzes (Drucksache 7/2434) 
hat inzwischen die Bundesregierung auch eine Er- 
gänzung von § 6 des StVG vorgeschlagen mit dem 
Ziel, den Bundesminister für Verkehr zum Erlaß von 
Vorschriften über das Verhalten nach einem Unfall 
zu ermächtigen. Diese Vorlage wird gegenwärtig 
im Deutschen Bundestag beraten. Sobald die vorge- 
sehene Ermächtigung im StVG gesetzlich verankert 
ist, beabsichtigt der Bundesminister für Verkehr, 
den § 34 StVO neu zu fassen und dabei festzulegen, 
daß jeder Unfallbeteiligte nach einem Verkehrs- 
unfall sofort halten, sich über die Unfallfolgen ver- 
gewissern, den Verletzten helfen, den Verkehr 
sichern, seine Beteiligung anderen Beteiligten mit- 
teilen und die Feststellung seiner Person ggf. auch 
nachträglich ermöglichen muß. 

3.10. Geschwindigkeitsbeschränkungen 

ln der Bundesrepublik Deutschland gilt z. Zt. neben 
besonderen Geschwindigkeitsbeschränkungen für 
Lastkraftwagen, Omnibusse und Züge 


— eine allgemeine Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf 100 km/h für Personenkraftwagen und Kraft- 
fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
bis 2,8 t auf Straßen außerhalb geschlossener 
Ortschaften mit Ausnahme der Autobahnen und 
autobahnähnlichen Straßen (Höchstgeschwindig- 
keits-V [„Tempo 100"] vom 16. März 1972, 
BGBl. I S. 461, Geltungsdauer des Großversuchs: 
1. Oktober 1972 bis 31. Dezember 1975), 

— die Empfehlung an die Führer von Personen- 
kraftwagen sowie von anderen Kraftfahrzeugen 
mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis 2,8 1, 
auch bei günstigen Verhältnissen auf Autobah- 
nen und autobahnähnlichen Straßen nicht schnel- 
ler als 130 km/h zu fahren (Autobahn-Richtge- 
schwindigkeits-V vom 13. März 1974, BGBl. I 
S.685, Geltungsdauer des Großversuchs: 15. März 
1974 bis 30. September 1977), 

— die Beschränkung der Geschwindigkeit auf einem 
für das gesamte Netz der Bundesautobahnen 
repräsentativen Abschnitt von etwa 750 km auf 
130 km/h durch Verkehrsschilder (Großversuch 
aufgrund des Bundesratsbeschlusses vom 8. März 
1974, Laufzeit des Versuchs Juli 1974 bis Sep- 
tember 1977). 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat vom Bun- 
desminister für Verkehr den Auftrag erhalten, die 
drei oben genannten Versuche wissenschaftlich zu 
begleiten und auszuwerten. Die BASt hat für jeden 
dieser Versuche ein Forschungsprogramm entwik- 
kelt, nach denen das Verhalten der Kraftfahrer und 
die Auswirkungen dieser Versuche von allen in 
Betracht kommenden wissenschaftlichen Fachrich- 
tungen untersucht und ausgewertet wird. 

3.11. 

Die Bundesregierung beobachtet mit Interesse die 
Überlegungen, die im Rahmen der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) zur Frage 
der Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Autobah- 
nen angestellt werden. 

Auf seiner Wiener Tagung im Juni 1974 hatte der 
Ministerrat die Notwendigkeit von Geschwindig- 
keitsbegrenzungen auch auf Autobahnen grundsätz- 
lich anerkannt. Am 3. Dezember hat der Ministerrat 
der CEMT dann den 18 Mitgliedsländern empfohlen, 
in Erwägung zu ziehen, daß vorläufig allgemeine 
Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Autobahnen 
im Bereich von 110 bis 130 km/h liegen sollten. Die 
entsprechenden nationalen Regelungen sollen dabei 
keine höheren Autobahngeschwindigkeiten als 
130 km/h vorsehen. Dagegen sollen Höchstgeschwin- 
digkeiten unter 110 km/h nicht ausgeschlossen sein. 
Die Bundesregierung hat bei der Beratung dieser 
Empfehlung auf die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land laufenden Großversuche — Richtgeschwindig- 
keit 130 km/h und Höchstgeschwindigkeit 130 km/h 
auf 750 km Autobahnen — hingewiesen. Dabei hat 
sie betont, daß die Ergebnisse dieser Versuche ab- 
zuwarten sind. Die Bundesregierung wird diese Ver- 
suche daher wie geplant weiterführen, um aufgrund 
der Ergebnisse sowie mit Rücksicht auf die Emp- 
fehlungen der CEMT danach eine Entscheidung zu 
treffen. 
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3.12. Verkehrsüberwachung 

Die Länder und der Bund bemühen sich um die 
Intensivierung der Verkehrsüberwachung besonders 
mit dem Ziel, gefährliche Verhaltensweisen der Ver- 
kehrsteilnehmer festzustellen und zu verfolgen. Dies 
gilt besonders für die Hauptunfallursachen. Eine 
wesentliche Rolle spielt hierbei die Ahndung der 
zahlreichen kleineren Verkehrsverstöße nach dem 
Ordnungswidrigkeitsgesetz. Zur schnelleren und 
einfacheren Behandlung dieser Verstöße hat der 
Gesetzgeber das Verwarnungsgeld auf 40 DM an- 
gehoben, mit dem ein erheblicher Teil dieser Fälle 
erledigt werden soll. 

3.13. 

In zahlreichen Besprechungen zwischen dem Bundes- 
minister für Verkehr und den Ländern ergab sich, 
daß diese aufgrund der polizeilichen Erfahrung eine 
neue Bewertung der im Verwarnungsgeldkatalog 
enthaltenen Tatbestände für erforderlich hielten. Bei 
Formalverstößen sollte die Höhe der Verwarnungs- 
gelder im wesentlichen unverändert bleiben. Er- 
höhungen sollten aber bei jenen Verstößen vorge- 
nommen werden, die gefahrenträchtig, erheblich be- 
hindernd, umweltbeeinträchtigend oder im Hinblick 
auf den wirtschaftlichen Nutzen des Verstoßes zu 
gering bewertet sind. Die Bundesregierung ist be- 
reit, diesem Anliegen der Länder zu entsprechen. 


4. Bau- und Ausrüstungsvorschriften 
für Kraftfahrzeuge 

4.1. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, die Schutzwirkung 
des Dreipunkt-Sicherheitsgurtes möglichst umfas- 
send wirksam werden zu lassen. Sie hat daher ge- 
prüft, welche der vor dem 1. Januar 1974 erstmals 
zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuge Veranke- 
rungspunkte aufweisen, die diesen Schutz gewähr- 
leisten. Diese Prüfung hat ergeben, daß dies bei 
einem erheblichen Teil der Fahrzeuge der Fall ist. 

Es ist daher beabsichtigt, die bestehende Regelung, 
wonach Personenkraftwagen sowie Lastkraftwagen 
mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 2,8 1 
bei der Neuzulassung mit Dreipunkt-Sicherheits- 
gurten an den äußeren Vordersitzen ausgestattet 
sein müssen, auf Fahrzeuge auszudehnen, die in der 
Zeit vom 1. April 1970 bis 31. Dezember 1973 erst- 
mals in den Verkehr gelangt sind. Diese Nachrüst- 
pflicht kann nur auf solche Fahrzeuge erstreckt wer- 
den, bei denen die Lage der Verankerungspunkte 
zum Sitz und zum jeweiligen Insassen sowie die Er- 
reichbarkeit der Bedienteile als dem heutigen Stand 
der Technik gleichwertig angesehen werden können. 
Dieser Stand der Technik wird z. B. durch die Rege- 
lung Nr. 14 der Wirtschaftskommission der Verein- 
ten Nationen für Europa (ECE) wiedergegeben. 

Diese Nachrüstpflicht soll ab 1. Januar 1976 wirksam 
werden. Für die Nachrüstung ist ein Zeitraum von 
zwei Jahren vorgesehen, weil alle „Altfahrzeuge" 
in diesem Zeitraum nach § 29 StVZO zur Haupt- 


1 Untersuchung vorgeführt werden müssen, bei der 
dann auch das Vorhandensein der erforderlichen 
Gurte geprüft werden kann. 


5. Straßenbauliche und 

Straßenverkehrstechnische Maßnahmen; 
Verkehrslenkung 

5.1. Straßenbauliche Maßnahmen (VSP Nr. 50) 

Einen wichtigen Beitrag zur Verkehrssicherheit auf 
den Bundesfernstraßen stellte auch im Jahre 1973 
der Bau neuer Straßen sowie die Verbesserung und 
Erhaltung des bestehenden Straßennetzes dar. Hier- 
zu gehörten auch die Erweiterung der Bundesauto- 
bahnstrecken um Stand- und Mehrzweckstreifen so- 
wie der Bau von Beschleunigungs- und Verzöge- 
rungsstreifen an Bundesautobahnknoten. 

5.2. Verkehrsbeeinflussende Maßnahmen 
(VSP Nr. 53) 

Die auf dem Gebiet der Verkehrsbeeinflussung ein- 
geleiteten Maßnahmen (vgl. Drucksache VI/3718 
S. 37), den Verkehrsablauf durch optische und aku- 
stische Informationen an den Kraftfahrer zu opti- 
mieren und damit auch der Verkehrssicherheit zu 
dienen, wurden fortgesetzt. Die einschlägigen For- 
schungsarbeiten konzentrieren sich für die strecken- 
orientierte Beeinflussung auf die Versuchsstrecke 
zwischen den Autobahndreiecken Dernbach und 
Köln-Ost der Autobahn Frankfurt-Köln; die flächen- 
orientierte Beeinflussung wird auf dem Versuchsfeld 
des Autobahnnetzteiles Frankfurt-Darmstadt-Wies- 
baden erprobt. 

Angestrebt wird eine automatische Steuerung der 
Wechselverkehrszeichen in Abhängigkeit vom auto- 
matisch erfaßten Verkehrsablauf. Sie befindet sich 
zur Zeit noch in der Entwicklungsphase. Die zunächst 
nur von Hand erfolgte Steuerung der Zeichen hat 
in beiden Versuchsbereichen bereits erkennen las- 
sen, daß spürbare Verkehrsentlastungen bzw. -Ver- 
besserungen möglich sind, die in besonderem Maße 
auch der Sicherheit dienen. 

5.3. Nebelwarnanlagen (VSP Nr. 52) 

Die im Jahre 1971 an den Autobahnen Nürnberg- 
München in der Echinger Senke und Heilbronn- 
Stuttgart bei Pleidelsheim/Höpfig installierten und 
Versuchszwecken dienenden, automatisch arbeiten- 
den Nebelwarnanlagen haben — obwohl es für end- 
gültige Aussagen noch zu früh ist — bereits posi- 
tive Auswirkungen auf das Unfallgeschehen er- 
kennen lassen. 

5.4. Wildsperrzäune (VSP Nr. 51) 

Die Aufstellung von Wildsperrzäunen bestimmter 
Konstruktion an Bundesautobahnen hat gezeigt, daß 
diese geeignet sind, Straßenverkehrsunfälle mit 
Wild zu verhindern. Die Erfahrungen der Länder mit 
Wildsperrzäunen wurden ausgewertet, und die da- 
mit befaßten Bundesressorts haben sich hinsichtlich 
der Abfassung technischer Kriterien auf eine neue 
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Richtlinie geeinigt. Im August 1974 wurde entschie- 
den, daß der Bund künftig die Kosten für die Errich- 
tung und die Unterhaltung von Wildsperrzäunen an 
Bundesautobahnen dort trägt, wo eine besondere 
Gefährdung des Verkehrs durch Wild vorliegt. Mit 
den Ländern werden in Kürze die Einzelheiten fest- 
gelegt, die zur Einführung der neuen Richtlinien er- 
forderlich sind. 


6. Rettungswesen 

Anlagen 46, 47, 48 

Bereits im Verkehrsbericht 1970 der Bundesregie- 
rung wurde eine Reihe von Maßnahmen vorgeschla- 
gen, die zu einer wesentlichen Verbesserung des 
Rettungswesens beitragen können. 

6 . 1 . 

Hierüber wurde dem Deutschen Bundestag am 
27. April 1973 ein Bericht vorgelegt (Drucksache 
7/489), der den Sachstand darlegte. 

6 . 2 . 

Uber das „Einheitliche Notrufnummernsystem" im 

Bundesgebiet hat die Bundesregierung in der Druck- 
sache 7/2588 vom 3. Oktober 1974 berichtet. 

Mit Beschluß vom 19. September 1974 hat der Deut- 
sche Bundestag (Drucksache 7/2287) an die Bundes- 
regierung eine Reihe von Ersuchen gerichtet. In dem 
in diesem Zusammenhang bis zum 30. Juni 1976 ge- 
forderten weiteren Bericht über die Entwicklung des 
Rettungswesens wird die Bundesregierung zu diesen 
Ersuchen im einzelnen Stellung nehmen, soweit dies 
über die nachstehenden Ausführungen hinaus erfor- 
derlich ist. 

6.3. 

Der Bund/Länderausschuß „Rettungswesen" *) und 
die Ständige Konferenz „Rettungswesen" * 2 ) haben 
am 

— 1. März 1974 Grundsätze zur Verbesserung des 
Rettungswesens (Anlage 46) und am 

— 29. Mai 1974 Grundsätze für den Einsatz von 
Hubschraubern im Rettungsdienst (Anlage 47) 

verabschiedet. Diese Grundsätze dienen den Bundes- 
ländern als Grundlage für die Vereinheitlichung des 
Rettungswesens bis zur Verabschiedung von Lan- 

*) Der Bundesminister für Verkehr hat einen Bund/Län- 
der-Ausschuß „Rettungswesen" gegründet. Ihm ge- 
hören die zuständigen Referenten der sachlich betei- 
ligten Bundes- und Länderressorts an. Der Ausschuß 
berät unter dem Vorsitz des Bundesministers für Ver- 
kehr alle einschlägigen Fragen und sorgt für eine 
einheitliche Durchführung des Rettungswesens inner- 
halb der Verwaltung. 

2 ) Diesem Ausschuß ist eine Ständige Konferenz „Ret- 
tungswesen" zugeordnet. In ihr arbeiten die Mit- 
glieder des Bund/Länderausschusses und die Vertreter 
aller am Rettungswesen unmittelbar oder mittelbar 
beteiligten Spitzenverbände, z. B. Feuerwehren, Sani- 
tätsorganisationen, Verbände der Krankenkassen, 
unter dem Vorsitz des Bundesministers für Verkehr 
zusammen. 


desrettungsgesetzen. Richtlinien über die Einrich- 
tung von Notrufmeldern werden gegenwärtig er- 
arbeitet. 

6.4. Einsatz von Hubschraubern (VSP Nr. 59) 

Anlage 48 

„Für die Unfallrettung steht in Friedenszeiten auch 
das durch den Bund für den Katastrophenschutz ge- 
schaffene zusätzliche Potential uneingeschränkt zur 
Verfügung" (§14 Abs. 3 des Gesetzes über die Er- 
weiterung des Katastrophenschutzes vom 9. Juli 
1968 — BGBL I S. 776). Dabei eignen sich besonders 
der Sanitätsdienst und der Hubschrauberdienst für 
eine Verwendung im Rettungswesen. 

Bis Ende 1973 hat der Bundesminister des Innern 
nach dem Modellversuch des BMV mit dem ADAC 
in München je eine Hubschrauber-Rettungsstation in 
Köln, Frankfurt, Hannover, Ludwigshafen (Novem- 
ber 1973) und Bremen (Dezember 1973) eingerichtet, 
die jede einen Einsatzradius von 50 bis 70 km hat. 
Von diesen 6 Rettungsstationen wurden im Berichts- 
jahr insgesamt 4 109 Rettungseinsätze geflogen, bei 
denen 4 225 Notfallpatienten eine ärztliche Erstver- 
sorgung am Unfallort erhielten und 1 543 Verletzte 
in ein Krankenhaus geflogen wurden. Weitere Ret- 
tungshubschrauber wurden im Dezember 1974 in 
Kassel und Lünen in den Dienst gestellt. 

Die Modellerprobung der Hubschrauber-Rettungs- 
stationen wurde 1973 abgeschlossen und der Aufbau 
eines das gesamte Bundesgebiet abdeckenden Netzes 
von rd. 20 Rettungsstationen vorgesehen. Hierbei 
werden die von der Bundeswehr in Hamburg, Ulm, 
Koblenz, Würselen bei Aachen und Nürnberg stän- 
dig eingesetzten Rettungshubschrauber sowie die 
Rettungsstation der Deutschen Rettungsflugwacht 
e. V. in Stuttgart berücksichtigt. 

Weitere Hubschrauber-Rettungsstationen werden 
jeweils dann eingerichtet, wenn die für die Beschaf- 
fung von Hubschraubern des Katastrophenschutzes 
notwendigen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 
Die Bundeswehr wird sich im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten auch weiterhin am Ausbau des Netzes be- 
teiligen. 

6.5. Bundeseinheitlicher Notfallausweis 

Am 15. August 1974 wurde der vom Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit in Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern entwickelte bundes- 
einheitliche Notfallausweis der Öffentlichkeit vor- 
gestellt. Der Notfallausweis ist kein amtlicher Aus- 
weis, sondern ein vom Bürger freiwillig mitgeführtes 
Dokument, das bei einem Unfall Risikofaktoren des 
Trägers sofort erkennen läßt und somit lebensret- 
tend sein kann. 

Der Notfallausweis soll die Vielzahl (über 60) von 
meist unzureichenden bisherigen Unfallpässen, Amu- 
letten, Aufklebern usw. ersetzen. Er ist dreisprachig 
und erfüllt durch Abstimmung mit kompetenten 
medizinischen Gremien alle Anforderungen, die 
nach heutigem Stand der Wissenschaft und der Er- 
fahrung der Praxis an ihn zu stellen sind. Die Ver- 
besserung des Notfallrettungswesens als Gemein- 
schaftsaufgabe wurde im Notfallausweis durch die 
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Mitwirkung des Bürgers (Mitführen des Notfallaus- 
weises), der Ärzteschaft (kostenlose Dokumentie- 
rung) und des Staates (Schaffung und kostenlose 
Bereitstellung) um ein beträchtliches Stück voran- 
gebracht. 


7. Unfallforschung 

Anlage 49 

Trotz der noch nicht zureichenden Personalausstat- 
tung im Bereich Unfallforschung gelang es der Bun- 
desanstalt für Straßenwesen, auf dem Gebiet der 
Unfallforschung die ihr zugewiesenen Aufgaben zu- 
mindest teilweise zu erfüllen. So wurden für das 
Jahr 1972 und 1973 erste Forschungsprogramme 
entwickelt; 1973 wurde mit der Auswertung von 
Forschungsergebnissen begonnen. Die Arbeit des 
Bereiches Unfallforschung der BASt mußte sich 
wegen der Personallage schwerpunktmäßig auf 
wenige Gebiete beschränken. 

7.1. Die wesentlichen Ergebnisse der 
Forschungstätigkeit der BASt im Jahre 1973 

Anlage 49 *) 

7.2. Dokumentationswesen und Mitarbeit 
an internationalen Forschungsvorhaben 

In Anlehnung an die bereits bestehende internatio- 
nale Dokumentation Straße (IRRD), in der bisher 
die Fachgebiete des Straßenbaues und der Verkehrs- 
technik überwogen, wird nunmehr auch die Unfall- 
forschung, unterteilt nach Ergonomie, Kraftfahrzeug- 
wesen, Verkehrsmedizin, Verkehrspsychologie und 
Verkehrssoziologie, dokumentarisch aufbereitet. 
Diese Dokumentation gestattet einen schnelleren 
und genaueren Zugriff auf die Ergebnisse der Un- 
fall- und Sicherheitsforschung. 

Von der Mitarbeit der BASt an internationalen Be- 
mühungen im Bereich der Unfall- und Sicherheits- 
forschung sind hervorzuheben; 

— die Mitwirkung im Europäischen Ausschuß für 
Experimentier-Fahrzeuge (European Experimen- 
tal Vehicle Committee, EEVC), der sich ähnlich 
den Bemühungen im Rahmen des NATO-Projekts 
„Experimentier-Sicherheits-Fahrzeug" um die 
aktive und passive Kraftfahrzeugsicherheit be- 
müht, 

— die Tätigkeit in Forschungsgruppen der Organi- 
sation für europäische wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (Organisation of European Economic Co- 
operation, OECD). 

7.3. Statistische Aufbereitung des 
Unfall- und Verkehrsaufkommens 

Als Ergebnis einer eingehenden Untersuchung 
der Gründe für das 1970 überproportional gestie- 
gene Unfallgeschehen hat die BASt eine umfang- 
reiche Studie über die Entwicklung des Unfallge- 

*) Die in Nummer 7 „Unfallforschung" in Klammern hin- 
zugesetzten Zahlen von 1 bis 22 bezeichnen die in 
Anlage 49 hierzu aufgeführte Fundstelle. 


schehens in der Bundesrepublik Deutschland und in 

Berlin (West) 1970/71 (13) vorgelegt. Diese Analyse 

erbrachte folgende Ergebnisse: 

— Die Häufigkeit der Straßenverkehrsunfälle, ins- 
besondere die der Unfälle mit Personenschaden, 
wird ausschlaggebend von Personenkraftwagen 
bestimmt. 

— Bis 1970 konnten fallende Tendenzen der durch- 
schnittlichen jährlichen Fahrleistung der Perso- 
nenkraftwagen sowie die auf die Fahrleistung 
bezogene Unfallbeteiligung der Personenkraft- 
wagen den Einfluß des Zuwachses im Pkw- 
Bestand nicht ausgleichen. Eine Vorausschätzung 
des Trends dieser Komponenten läßt einen bal- 
digen Ausgleich und somit ein Stagnieren oder 
gar einen Rückgang der absoluten Zahl der 
jährlich an Unfällen beteiligten Pkw erwarten. 

— Die abnehmende relative Unfallbeteiligung ist 
als Ergebnis organisatorischer und technischer 
Anpassungsprozesse sowie einer aus Erfahrung, 
Aufklärung und Erziehung gewonnenen größeren 
Verkehrsreife der Bevölkerung anzusehen und 
zeigt somit, daß Anstrengungen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse und des Ver- 
kehrsverhaltens Erfolge zu erbringen vermögen. 

— Der insgesamt fallende Verlauf der relativen 
Unfallbeteiligungshäufigkeit zeigt in einzelnen 
Jahren ausgeprägte Abweichungen (Gleichbleiben 
bzw. [1970] Anstieg), die sich mit überdurch- 
schnittlicher Zunahme der Nettolohn- und Ge- 
haltssummen wie auch zum Teil des Kraftfahr- 
zeugbestandes in diesen Jahren decken, während 
überdurchschnittliche Rückgänge der relativen 
Unfallbeteiligungshäufigkeit mit Maßnahmen 
des Verkehrsrechts Zusammentreffen. Auswir- 
kungen des Wetters und anderer Einflüsse ver- 
mochten diese Abweichungen offenbar nur zu 
verstärken bzw. abzuschwächen. 

7.4. 

Nachstehende Einzelergebnisse sind hervorzuheben: 

— Die bis 1970 zu verzeichnende Zunahme der Zahl 
der je 100 unfallbeteiligte Pkw verletzten oder 
getöteten Insassen zeigt eine nicht ausreichende 
Anpassung der passiven Sicherheit. 

— Die auf die Fahrleistung bezogene relative Be- 
teiligung an Unfällen mit Getöteten stieg mit 
zunehmender Hubraumgröße an. 

— Die zeitliche Aufeinanderfolge der Eintragungen 
im Verkehrszentralregister mit und ohne Unfall- 
vermerk bei den einzelnen Personen sowie die 
Rückfallhäufigkeiten sind charakteristische Grö- 
ßen zur Erkennung bestimmter Tätergruppen. 

— Neben einem beachtlichen Anfängerrisiko zeigte 
sich unabhängig hiervon ein spezifisches „Ju- 
gendlichkeitsrisiko", das um ein Mehrfaches über 
dem Durchschnittsrisiko lag. 

7.5. 

Mit Ausnahme des im Jahre 1965 vom Statistischen 

Bundesamt durchgeführten l°/o-Mikrozensus „Füh- 
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rerscheininhaber" liegen keine amtlichen Bestands- 
aufnahmen über Führerscheinmengen und -alters- 
verteilungen in der Wohnbevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland vor. Daher wurde gleichzeitig 
mit der o. g. Untersuchung der Bestand an Fahr- 
erlaubnissen der Klasse 3 und ihre Verteilung auf 
Lebensaltersgruppen über die Jahre 1953 bis 1972 
geschätzt (22). Es zeigte sich ein bedeutsamer 
Einfluß des jährlich um ca. 1 Million anwachsenden 
Führerscheinbestandes der Fahrerlaubnisklasse 3 in 
der Bundesrepublik Deutschland auf die Entwicklung 
der Unfallzahlen im Straßenverkehr. Diese Studie 
wird im Rahmen der Untersuchungen zur Frage der 
Einführung von Geschwindigkeitsbeschränkungen 
auf Landstraßen für die Jahre 1973 bis 1975 fort- 
geführt. Eine Wiederholung der Mikrozensus-Erhe- 
bung von 1965 erscheint erforderlich. 

7.6. 

In Untersuchungen über den Einfluß der Verkehrs- 
zusammensetzung auf das Unfallgeschehen auf 
Autobahnen ergab sich (6) : 

— Eine Reihe baulicher Bedingungen beeinflußten 
stark die Unfallrate der Unfälle mit Personen- 
schaden. Es konnte u. a. festgestellt werden, daß 
Autobahnen mit zweistreifigen Richtungsfahr- 
bahnen bei Vorhandensein eines Standstreifens 
eine im Mittel wesentlich geringere Unfallrate 
aufwiesen als bei fehlendem Standstreifen. Mit 
dem Vorhandensein von Reparaturbaustellen so- 
wie mit zunehmender mittlerer Neigung der 
Strecke steigt ebenfalls im Mittel die Größe der 
Unfallrate. 

— Die Lkw aller Gruppen überschritten die zuläs- 
sige Höchstgeschwindigkeit häufig, aber meist in 
relativ geringer Höhe. Zwischen dem Verhalten 
von Lkw verschiedener Länder konnten keine 
wesentlichen Unterschiede nachgewiesen wer- 
den. Zahl und Anteil der Lkw im Verkehrsstrom 
hatten keinen nennenswerten Einfluß auf das 
Verhalten der Pkw. 

— Mit zunehmender Höchstgeschwindigkeit des ge- 
fahrenen Fahrzeugs wurden wesentliche Unter- 
schiede in den sicherheitsrelevanten Verhaltens- 
weisen festgestellt. Unter Berücksichtigung der 
Fahrleistung waren Fahrzeuge mit zunehmender 
Höchstgeschwindigkeit im Mittel häufiger an Un- 
fällen beteiligt, während bei der Art und Schwere 
der Unfallbeteiligung keine gesicherten Unter- 
schiede festgestellt wurden. 

Neben diesen Forschungsansätzen wurden wahrneh- 
mungspsychologische Untersuchungen und Unfall- 
erhebungen zur Erfassung des Zusammenhangs von 
Unfällen auf innerörtlichen Straßen sowie Bundes- 
autobahnen mit Merkmalen der Wegweisung durch- 
geführt (8, 9). Sie erbrachten wichtige Hinweise 
für eine wirkungsvollere Gestaltung der innerört- 
lichen Wegweisung, während sich für Autobahnen 
eher die Notwendigkeit einer richtigen Umsetzung 
der bestehenden Wegweisungssystematik in die 
Praxis ergab. Ergebnisse dieser Untersuchungen 
werden z. Zt. bei der Überarbeitung der Richtlinien 
berücksichtigt. 


7.7. Forschung zum Problemkreis 
„Mensch als Verkehrsteilnehmer“ 

In mehreren psychologischen Untersuchungen wurde 
versucht, für folgende kurz- bis mittelfristig anste- 
hende konkrete Aufgaben der Sicherheitsarbeit wis- 
senschaftliche Grundlagen zu schaffen: 

— Aufklärungskampagnen zum Alkoholproblem, 

— Werbekampagne zum Anlegen von Sicherheits- 
gurten, 

— Werbekampagne zum verkehrsgerechten Ge- 
schwindigkeitsverhalten. 

7.8. 

In Motivstudien über den Einbau und das Anlegen 
von Sicherheitsgurten in Pkw (1, 2) wurden we- 
sentliche Grundlagen für das Konzept, die Ziel- 
gruppenbestimmung, die motivationalen Aspekte 
sowie die Gestaltung der Aufklärungskampagnen 
des Bundesministers für Verkehr zum Thema 
Sicherheitsgurte gewonnen. 

7.9. 

In drei Paralleluntersuchungen zum Problemkreis 
„Alkoholkonsum und Verkehrsteilnahme 11 (3, 11, 21) 
wurde der Versuch zur wissenschaftlichen Unter- 
stützung der Aufklärungskampagne des Bundes- 
ministers für Verkehr zum Thema „Alkohol am 
Steuer" unternommen. Es ergaben sich deutliche 
Hinweise auf die Notwendigkeit, in stärkerem Maße 
als bisher gerade zu diesem Problemkreis eine 
informationsorientierte und kraftfahrerzentrierte 
Aufklärung zu betreiben. 

7.10. 

Aus Analysen von Erlebens- und Verhaltensprozes- 
sen von Kraftfahrzeugführern beim Befahren von 
Stadt-, Landstraßen und Autobahnen (4, 12, 20) so- 
wie einer Untersuchung der psychischen Einfluß- 
größen für die Einhaltung oder Übertretung einer 
Geschwindigkeitsbeschränkung (19) ergaben sich 
Hinweise auf bestimmte Anspracheformen und 
Inhalte verkehrserziehender und aufklärender Maß- 
nahmen für ein verkehrsgerechteres Geschwindig- 
keitsverhalten. Darüber hinaus boten sie einen wei- 
tergehenden Einblick in die motivationalen Hinter- 
gründe des Fahrverhaltens. 

Die Verknüpfung der Motivforschung mit Verhal- 
tens- und Situationsanalysen lieferte nicht nur Hin- 
weise für Einzelaktionen zur Hebung der Verkehrs- 
sicherheit, sondern dient sowohl der Entwicklung 
praktikabler und umfassender Konzepte für die Ver- 
kehrserziehung, -aufklärung und Fahrausbildung 
(aus Erlebnisdimensionen beim Fahrverhalten) als 
auch der Ableitung neuer und übergreifender For- 
schungsansätze. 

7.11. 

Die Hinweise hinsichtlich wirkungsvoller motiva- 
tionaler Ansätze für die Verkehrssicherheitsarbeit 
werden ergänzt durch Ergebnisse aus einer Trend- 
analyse der deutschen Automobilwerbung (18), die 
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erbrachte, daß generell die Ausrichtung der werb- 
lichen Ansprache auf „Sportlichkeit" in den letzten 
Jahren deutlich zurückgegangen ist zugunsten einer 
sachlicheren und informationshaltigeren Werbeargu- 
mentation. Diese Entwicklung ist als durchaus gün- 
stig für das „Sicherheitsklima" auf den Straßen der 
Bundesrepublik Deutschland einzustufen. 

7.12. Schwerpunkte des Forschungsprogramms 1974 

Das Forschungsprogramm 1974 umfaßt 36 Projekte 
mit folgenden Schwerpunkten: 

— Verhalten und Fehlverhalten von Kraftfahrern, 
insbesondere von Fahranfängern, sowie Entwick- 
lung geeigneter Einwirkungsmöglichkeiten: Die 

Ausbildung zum Kraftfahrer und die Nachschu- 
lung auffällig gewordener Fahrer sind ein zen- 
trales Problem der Verkehrssicherheit. Für das 
Bereitstellen verbesserter wissenschaftlicher 
Grundlagen sind Analysen des Verhaltens und 
der Belastbarkeit des Kraftfahrers ebenso not- 
wendig wie Untersuchungen über die Gründe 
möglichen Fehlverhaltens besonders der Fahr- 
anfänger. 

— Analyse der Verkehrs- und Unfallbeteiligung 
von Kindern und älteren Menschen sowie die 
Entwicklung geeigneter Einwirkungsmöglichkei- 
ten: Forschungsarbeiten als Grundlage für die 
Entwicklung verkehrspädagogischer Lehrpläne 
sind insofern eine besondere dringliche Aufgabe, 
als dieses Gebiet bisher — von wenigen, ver- 
streuten Einzelergebnissen abgesehen — zumin- 
dest wissenschaftlich noch kaum erschlossen ist. 
Das zeigt auch die geringe Zahl der Forschungs- 
institute, die sich derzeit schon mit diesen Pro- 
blemen befaßt haben. Ferner erfordern die vom 
DVR in den vergangenen Jahren entwickelten 
fruchtbaren Ansätze für eine verbesserte Ver- 
kehrssicherheit der älteren Verkehrsteilnehmer 
eine Weiterführung. 

In diesem Zusammenhang ist auf den Forschungs- 
auftrag „Psychologisch-Ger ontologische Grund- 
lagenuntersuchung über Ursachen und Motive 
von Fehlverhaltensweisen älterer Fußgänger im 
Straßenverkehr" hinzuweisen, der vom Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit im 
Jahre 1973 vergeben wurde. 

— Verbesserung der Informationsbedingungen für 
den Kraftfahrer: über die Informations- und 
Kommunikationsbedingungen des Kraftfahrers 
besteht noch wenig systematisches Wissen. Die 
BASt hat daher bereits im Forschungsprogramm 
1972 Untersuchungen über den Zusammenhang 
von Wegweisung und Unfallgeschehen auf Bun- 
desautobahnen und im Innerortsverkehr vorneh- 
men lassen, die 1974 fortgeführt wurden. Analy- 


sen der Hörer- und Beachtungsquoten von Ver- 
kehrsdurchsagen sowie zur Auffassung und zum 
Verständnis von Verkehrszeichen ergänzen die 
Untersuchungen zu diesem Komplex. 

— Verbesserung und Verfeinerung der Datenerhe- 
bung für die Unfallforschung: Als zentrale Stelle 
für die Unfallforschung fällt der BASt in be- 
besonderem Maße die Aufgabe zu, die Daten für 
weitergehende Analysen des Unfallgeschehens 
verfügbar zu machen. 

— Aufwand/Wirksamkeitsbetrachtungen zu Ver- 
kehrssicherheitsmaßnahmen, insbesondere zu Er- 
ziehungs- und Aufklärungsaktionen, sowie Ent- 
wicklung verbesserter Kriterien zur Beurteilung 
ihres Erfolges: Während der entsprechende 
Schwerpunkt im Forschungsprogramm 1973 mehr 
auf methodische Grundprobleme gerichtet war, 
wurden im Programm 1974 Aufwand/Wirksam- 
keitsbetrachtungen anhand konkreter Verkehrs- 
sicherheitsmaßnahmen durchgeführt, wie z. B. 
wissenschaftliche Effizienzkontrollen zur Einfüh- 
rung des 0,8 Promille-Gesetzes sowie der Ein- 
bauverordnung und der Aufklärungsaktionen 
für den Sicherheitsgurt. 

7.13. Unfallforschung der BASt 1975 

Im Haushalt des Jahres 1974 sind der Bundesanstalt 
für Straßenwesen nunmehr weitere 25 Stellen zu- 
gewiesen worden. Mit diesen Kräften wird sich die 
Bundesanstalt den im Verkehrssicherheitsprogramm 
der Bundesregierung als bedeutsam herausgestell- 
ten Gebieten der Unfallforschung stärker zuwenden 
und dabei 1975 besonders auf den Gebieten 

— Verbesserung der passiven Sicherheit von Kraft- 
fahrzeugen aufgrund gezielter, örtlicher Unfall- 
analysen und mit Hilfe biomechanischer Unter- 
suchungen, 

— Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen für 
Verkehrserziehungs- und -aufklärungsmaßnah- 
men sowie Möglichkeiten zu einer verbesserten 
Ausbildung und Weiterbildung der Kraftfahrer, 

— Verbesserung der Sicherheit des Verkehrs unter 
Berücksichtigung der psycho-physischen Lei- 
stungsgrenzen der Verkehrsteilnehmer und ihrer 
Möglichkeiten zur Informationsaufnahme und 
-Verarbeitung und 

— Erarbeitung wissenschaftlicher Kriterien zur Ver- 
besserung des Rettungswesens 

tätig werden. Die der BASt übertragenen Aufgaben 
auf dem Gebiet der Unfallforschung im Straßenver- 
kehr machen es weiterhin erforderlich, den Ausbau 
dieser Bundesanstalt zur zentralen Stelle der Un- 
fallforschung in der Bundesrepublik Deutschland 
auch in den nächsten Jahren fortzuführen. 
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IV. Abschnitt 

Maßnahmen-Zeit-Katalog 

— Vollzugsplan zum Verkehrssicherheitsprogramm 1973 — 


Einleitung 

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 15. März 1974 — Druck- 
sache 7/1733 — die Bundesregierung ersucht, bis zum 31. Dezember 
1974 einen Maßnahmen-Zeit-Katalog zum Programm der Bundes- 
regierung zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr vorzu- 
legen. In diesem Katalog sind nach dem Verlangen des Bundestages 
die auszuführenden Maßnahmen nach Art, Vorbereitung und Zeit- 
punkt des Inkrafttretens unter Angabe der ausführenden Stellen nach 
Abstimmung mit den Ländern zu bezeichnen. Letzteres erscheint dem 
Bundestag deshalb erforderlich, weil die „Durchführung zum Teil in 
die Kompetenz des Bundes und zum Teil in den Zuständigkeitsbereich 
der Länder fällt". 

In Nummer 6 des Programms hat die Bundesregierung betont, daß der 
Kampf gegen die Verkehrsunfälle eine Aufgabe ist, an der Bund, Län- 
der und Gemeinden sowie Organisationen, Verbände, Industrie und 
Versicherungswirtschaft mitwirken müssen. Sie hat in Nummer 10 
hervorgehoben, daß sie in das Programm, ungeachtet der Verteilung 
der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern, im Interesse einer 
bundesweiten Koordinierung und einheitlichen Zielsetzung nicht nur 
diejenigen Maßnahmen aufgenommen hat, für die der Bund zuständig 
ist. 

Die Bundesregierung hat daher, wie bei der Erstellung des Programms, 
auch den Maßnahmen-Zeit-Katalog mit den Vertretern der Länder im 
Straßenverkehrssicherheitsausschuß mit nachstehendem Ergebnis be- 
raten. 

Von diesem Ergebnis hat die Verkehrsministerkonferenz am 24. Ok- 
tober 1974 zustimmend Kenntnis genommen. 
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Abkürzungsverzeichnis 
zum Vollzugsplan 


ADAC 

Allgemeiner Deutscher Automobil-Club 

ARD 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Rundfunkanstalten 

BASt 

Bundesanstalt für Straßenwesen 

BMFT 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

BMI 

Bundesminister des Innern 

BMJFG 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

BMV 

Bundesminister für Verkehr 

BMVg 

BOKraft 

Bundesminister der Verteidigung 

Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personen 
verkehr 

CEMT 

Konferenz der Europäischen Verkehrsminister 
(Conference Europeenne des Ministres des Transports) 

DEKRA 

DGB 

Deutscher Kraftfahrzeug-Uberwachungs-Verein e. V. 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

DIN 

Deutsche Industrie-Norm 

DVW 

Deutsche Verkehrswacht e. V. 

DVR 

Deutscher Verkehrssicherheitsrat e. V. 

ECE 

Wirtschaftskommission für Europa 
(Economic Commission for Europe) 

EG 

Europäische Gemeinschaften 

ISO 

Internationaler Normen- Ausschuß 
(International Standard Organisation) 

KBA 

Kraftfahrt-Bundesamt 

KMK 

Ständige Konferenz der Kultusminister 

RALQ 

Richtlinien für die Anlage von Landstraßen 

Querschnittsgestaltung 

StVO 

Straßenverkehrs-Ordnung 

StVZO 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

TÜV 

Technischer überwachungs- Verein 

VdTÜV 

Vereinigung der Technischen Überwachungs-Vereine e. V. 

Vwv 

Verwaltungsvorschriften 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

13. 

Ve 

Klimawechsel im 
Verkehr 

Allgemeine Ände- 
rung der Einstellung 
zum Straßenverkehr: 
Soziale Einordnung 
der Verkehrsteilneh- 
mer in die Gemein- 
schaft 

rkehrsauiklärung u 

Aufklärungs- 

aktion 

ind Verkehrserzieh 

b) Oktober 1971 

ung 

DVR, Länder 

DVR und Mit- 
gliedsorganisa- 
tionen, Länder, 
Massenmedien 

14.1 

Aufklärung von 
Fußgängern 

a) Verkehrs- 
aufklärungs- 
aktionen 

b) fortlaufend 

DVR, Länder 

DVR und Mit- 
gliedsorganisa- 
tionen, Länder, 
Massenmedien 

b) Verkehrs- 
aufklärungs- 
aktionen im 
Fernsehen 

a) 1974 

b) 1975 

DVR 

DVR und 
Fernsehen 

14.2 

Aufklärung von 
motorisierten Zwei- 
radfahrern 

Broschüren, 

Tonbildschau, 

Fernseh- 

sendungen 

a) 1974/1975 

b) 1975 

DVR, Länder 

DVR und Mit- 
gliedsorganisa- 
tionen, Länder, 
Massenmedien 

14.3 

Aufklärung der 
Kraftfahrer über die 
besonderen Ver- 
haltensweisen der 
Kinder und älteren 
Menschen 

a) Verkehrs- 
aufklärungs- 
aktionen 

b) fortlaufend 

DVR, Länder 

DVR, Länder, 
Massenmedien 

b) Fernseh- 
sendungen 

a) 1973/1974 

b) 1974/1975 

DVR, Länder 

DVR, Länder, 
Fernsehen 

15. 

Verkehrsaufklärung 
älterer Menschen 

a) Verkehrs- 
aufklärungs- 
aktionen 

b) fortlaufend 

DVR, Länder 

DVR, Länder, 
Massenmedien 

b) Schulungs- 
programm für 
Aufklärung 
älterer Ver- 
kehrsteilneh- 
mer; 

Vortrags- 

veranstal- 

tungen, 

Film- und 
Dia-Serien 
und Fernseh- 
sendungen 

a) 1973 

b) ab 1974 
fortlaufend 

DVR 

DVR und Mit- 
gliedsorganisa- 
tionen in 
Zusammenarbeit 
mit freien 
Wohlfahrtsver- 
bänden und 
interessierten 
Organisationen, 
Länder 

16. 

V erkehr saufklärung 
jugendlicher Kraft- 
fahrer 

Aufklärung und 
praktische 
Weiterbildung; 
Lernprogramm, 
Sicherheits- 
training 

b) 1972, u.a. 
Media-Box 
des DVR, 
Sicherheits- 
training 
ab 1973 in 
begrenztem 
Umfang, 
zunehmend 
ab 1974 

DVR, Länder 

DVR und Mit- 
gliedsorganisa- 
tionen, Länder, 
Automobilklubs, 
Fahrlehrer, 
Deutsche Ver- 
kehrswacht 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

17. 

Verkehrserziehung 
der Kinder im 

1 a) Aufklärung 
der Eltern 

b) fortlaufend 

Länder 

Länder, DVW 


Vorschulalter 

1 b) Leitfaden 
für Eltern- 
schulung 

a) 1973 

b) 1974 

DVR 

DVR und Mit- 
gliedsorganisa- 
tionen, DVW, 
Träger der Ein- 
richtungen für 
Erwachsenen- 
bildung, Länder 



2. Verkehrs- 
erziehung im 
Vorschul- 
alter 

a) Intensivie- 
rung 1974 
und folgende 
Jahre 

DVR, Länder 

Träger der 

Kindergärten, 

Länder, 

Fernsehen 


3. 


Fortbildung 
von Kinder- 
gärtnerinnen 


a) 

b) 


seit 1966 
fortlaufend 


DVR, DVW, 
ADAC, Länder 


DVR, DVW, 
ADAC und 
Länder 


Ausbildung 
von Kinder- 
gärtnerinnen 


a) 


b) 


Fertigstel- 
lung eines 
einheitlichen 
Ausbildungs- 
planes 1974 
Ausbildung 
erfolgt in 
einigen Län- 
dern seit 1972; 
Anwendung 
des einheit- 
lichen Aus- 
bildungs- 
planes 1975 


DVR, Länder 


Länder 


18. 


V erkehrserziehung 
in den Schulen 


1. Verwaltungs- 

a) 1971/1972 

Länder 

vorschriften 

b) einheitliche 


für den 

Anwendung 


theoretischen 

in allen Län- 


und prakti- 

dern 


schen Ver- 

1973/1974 


kehrsunter- 



richt auf der 



Grundlage der 



Empfehlung 



der Kultus- 



minister vom 



7. Juli 1972 



in allen Schul- 



stufen 




Länder 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

2. Ausbildung 
der Lehrer 
für die Ver- 
kehrserzie- 
hung durch 
Schaffung von 
Lehrstühlen 
an Hochschu- 
len und Beru- 
fung von 
Lehrbeauf- 
tragten 

b) vereinzelt 
seit 1972 
Ausweitung 
in den näch- 
sten Jahren 

Länder 

Länder 

3 a) Radfahrer- 
prüfungen 

b) 1954 

Länder, DVW, 
ADAC 

Länder, DVW, 
ADAC 

3 b) Mopedfahrer- 
prüfungen 

b) 1967 

Länder, DVW, 
ADAC 

Länder, DVW, 
ADAC 

3 c) Mofafahrer- 
prüfungen 

a) 1975 

Länder, DVW, 

Länder, DVW 

4. Entwicklung 
von Lehr- und 
Arbeitsmit- 
teln (ein- 
schließlich 
Verkehrs- 
erziehungs- 
filmen) und 
Ausstattung 
der Schulen 

b) wird laufend 
intensiviert 

DVR, DVW, 
Länder 

Länder, 

Schulträger 

5. Informations- 
material für 
Lehrer, z. B. 
Kommentar 
zur KMK- 
Empfehlung, 
Auswahl- 
bibliographie 
zur Verkehrs- 
pädagogik 
und Zeit- 
schrift für 
Verkehrs- 
erziehung 

b) fortlaufend 
intensiviert 
ab 1974 

DVR, Länder 

Länder 


Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 


Bezeichnung 
der Maßnahme 


19. 


Fortbildung der 
Lehrer 


Seminare 


Verstärkte Fort- 
führung der z. T. 
seit 1958 durch- 
geführten Lehrer- 
seminare 


Länder 


Länder, DVW, 
ADAC, DVR 


20. 


Verkehrserziehung 
in den Jugendver- 
kehrsschulen 


Ausbau vorhan- 
dener und 
Schaffung wei- 
terer Anlagen 


Laufende 

Fortführung 


Jugendwerk 
der Deutschen 
Shell und 
DVW, Länder 


Jugendwerk 
der Deutschen 
Shell und DVW, 
Länder 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

21. 

Verkehrserziehung 
in Gymnasien und 
berufsbildenden 
Schulen 

Entwicklung 
eines Modellpro- 
gramms für die 
theoretische und 
praktische Vor- 
bereitung zum 
Kraftfahrer in 
der Schule 

a) 1974/1975 

b) voraussicht- 
lich 1976 

Länder, DVR, 
Bundesanstalt 
für Straßen- 
wesen, Fahr- 
lehrer 

Länder, Fahr- 
lehrer 


22.1 


Ausbildung der 
Berufskraftfahrer 


Aufklärungspro- 
gramme, Fahrer- 
informationen, 
Schulungspro- 
gramme für 
Unternehmer, 
Tonbildschauen, 
Film- und Dia- 
Vorträge, Sicher- 
heitsprogramm 
für den Güter- 
kraftverkehr 


a) 1973/74 

b) ab 1974 
fortlaufend 


Länder, DVR 
mit dem Deut- 
schen Kraft- 
fahrzeugüber- 
wachungs- 
Verein e. V. 
und den Bun- 
desverbänden 
des Deutschen 
Güterfern- 
und Güternah- 
verkehrs e. V., 
BDF, BDN, 
Fahrlehrer 


Länder, BDF, 
BDN, Betriebe, 
Berufsgenossen- 
schaften 


22.2 

Ausbildung von 

Ausbildungs- 

b) fortlaufend 

Länder, Fahr- 

Länder, Fahr- 


Fahrern für das 

kurse 


lehrer, priva- 

lehrer, privates 


private Omnibus- 



tes Omnibus- 

Omnibus- 


gewerbe 

! 


gewerbe 

gewerbe 


23. 


Verkehrsaufklärung 

ausländischer 

Arbeitnehmer 


Aufklärungs- 
aktion (Tonbild- 
schauen, Comic- 
Serien in 5 Spra- 
chen) 


a) 1972/1973 

b) ab 1973 
fortlaufend 


DVR, Länder 


Länder, DVR 
und Mitglieds- 
organisationen, 
DGB 


24. 

Aufklärung über 
typische Gefahren- 
situationen 

Faltblätter, 
Fernsehsendun- 
gen, Informatio- 
nen für die 
Massenmedien 

b) fortlaufend 

DVR und Mit- 
gliedsorgani- 
sationen, 
Länder 

DVR und Mit- 
gliedsorgani- 
sationen, Länder, 
Massenmedien 

25. 

Aufklärungsaktion 

Aufklärungs- 

b) Herbst 1974 

BMV mit 

BMV, Mitglieds- 


„Alkohol am Steuer" 

aktion 

bis 

Unterstützung 

organisationen 




Herbst 1975 

des DVR 

des DVR 

26. 

Aufklärungsaktion 

Aufklärungs- 

b) Sommer 1974 

BMV mit 

BMV, Mitglieds- 


„ Sicherheitsgurte " 

aktion 

bis 

Unterstützung 

organisationen 




Frühjahr 1975 

des DVR 

des DVR 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 


Bezeichnung 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

Vorbereitende 

der Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 

Stelle *) 

1 

i 

stadium 
b) wirksam ab 



Durchführende 
Stelle *) 


Zulassung von Personen zum Kraftfahrzeugverkehr 
Verkehrsregelnde und andere Maßnahmen 


27.1 

Ausbau der 
Gefahrenlehre 
a) im theoretischen 
Fahrschulunter- 
richt 

a) z. T. Ergän- 
zung des 
Fahrlehrer- 
gesetzes 
z. T. Rechts- 
verordnung 

a) Frühjahr 1976 

b) im Laufe des 
Jahres 1976 

BMV, Ab- 
stimmung mit 
den Ländern, 
Anhörung der 
Verbände und 
Organisatio- 

Länder, Tech- 
nische Prüfstel- 
len für den 
Kraftfahrzeug- 
verkehr, Fahr- 
lehrer 


b) in der theoreti- 

b) zunächst 

b) 1. Januar 1975 

nen 



schen Fahrerlaub- 

Richtlinie des 

(erste Stufe), 




nisprüfung 

BMV, später 

weitere Stu- 





siehe Nr. 27.3. 

fen nach Fer- 





zu b) — 

tigstellung 





z. T. auch All- 

neuen Prü- 





gemeine Ver- 

fungsstoffs 





waltungsvor- 






schriften 





27.2 


a) 30 Minuten Min- 
destdauer der 
praktischen Fahr- 
erlaubnisprüfung 


Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVZO) 


a) 1975 

b) 1. Januar 1976 


b) Ausschaltung ver- 
kehrsarmer Prü- 
fungsorte 


Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVZO) 
ggf. auch Allge- 
meine Verwal- 
tungsvorschriften 


a) 1975/1976 

b) 1. Januar 1977 


c) mehr Ausbildungs- 
und Prüfungs- 
fahrten auf Auto- 
bahnen/Schnell- 
straßen 


Gesetz (Ergän- 
zung des Fahr- 
lehrergesetzes), 
Rechtsverord- 
nung (Verord- 
nung zur Durch- 
führung des 
Fahrlehrergeset- 
zes — Ausbil- 
dungsverord- 
nung — ), bezügl. 
der Prüfungs- 
fahrten auch Än- 
derungen der 
StVZO und All- 
gemeine Verwal- 
tungsvorschriften 


a) Frühjahr 1976 

b) im Laufe des 
Jahres 1976 

Hierdurch gesetz- 
liche Regelung 
und damit Ver- 
stärkung der seit 
1970 durch Richt- 
linien des BMV 
angeordneten 
Prüfungsfahrten 
auf Autobahnen 
und Kraftfahr- 
straßen 


BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 
zu b) 

zunächst For- 
schungsauf- 
trag an BASt 


Länder, Tech- 
nische Prüfstel- 
len für den 
Kraftfahrzeug- 
verkehr, Fahr- 
lehrer 


+ ) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 


Bezeichnung 
der Maßnahme 


Art der Maßnahme 


Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
sLadium 

b) wirksam ab 


Vorbereitende 
Stelle *) 


Durchführende 
Stelle *) 


27.3 

Umwandlung der bis- 
herigen Richtlinien 
a) für die Ausbildung 
von Fahrschülern 
für den Kraftfahr- 
zeugverkehr in 
eine Rechtsver- 
ordnung 

Gesetz (Ergän- 
zung des Fahr- 
lehrergesetzes) 
Rechtsverord- 
nung (Verord- 
nung zur Durch- 
führung des 
Fahrlehrergeset- 
zes — Ausbil- 
dungsverord- 
nung — ) 

a) Frühjahr 1976 

b) im Laufe des 
Jahres 1976 

BMV, VdTUV, 
Bundesver- 
einigung der 
Fahrlehrer- 
verbände und 
Länder 

Länder, Techni- 
sche Prüfstellen 
für den Kraft- 
fahrzeugverkehr, 
Fahrlehrer 


b) über die Prüfung 

Allgemeine Ver- 

a) 1975/1976 

BMV, Abstim- 

Länder, Tech- 


zum Erwerb der 
Fahrerlaubnis in 
eine Allgemeine 
Verwaltungsvor- 
schrift 

waltungsvor- 

schriften 

b) 1. Januar 1977 

mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

nische Prüfstel- 
len für den Kraft- 
fahrzeugverkehr 

28. 

Mehrjährige Bewäh- 
rungszeit für Anfän- 
ger, gezielte Nach- 
schulung bei bestimm- 
ten Verkehrs- 
verstößen 

Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVZO) 

a) Abhängig von 
Forschungen 
der BASt; Er- 
gebnisse und 
Auswertung 
voraussichtl. 
nicht vor 1977 

b) voraussicht- 
lich Mitte 

1977 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

noch offen, 
Forschungsauf- 
trag soll klären, 
wer die Nach- 
schulung vorneh- 
men könnte 
(Fahrschulen, be- 
sondere Ver- 
kehrsinstitute, 
TUV) 

30. 

Mehrfachtäter- 

punktsystem 

Allgemeine Ver- 
waltungsvor- 
schriften zu 
§ 15 b StVZO 

b) 1. Mai 1974 

BMV 

Länder, KBA 

32. 

Einführung eines 
Gesundheitsfrage- 
bogens für Fahr- 
erlaubnisbewerber 

Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVZO) 

a) 1975 

b) 1. Januar 1976 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 

Länder 


33. 


Sehtest für Fahr- 
erlaubnisinhaber in 
höherem Alter 


Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVZO) 


a) 

b) 


1975 

1. Januar 
1976, jedoch 
vsl. stufen- 
weise 


BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 


Länder, Tech- 
nische Prüfstel- 
len für den 
Kraftfahrzeug- 
verkehr 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

34. 

Ärztliche Unter- 
suchung von Berufs- 
kraftfahrern, und 
zwar 

a) Verlängerung der 
Zeiträume zwi- 
schen den Unter- 
suchungen für 
Omnibus-, Taxi-, 
Miet- und Kran- 
kenkraftwagen- 
führer 

Rechtsver- 
ordnungen 
(Änderung der 
StVZO) 

a) 

b) 

1975 

1. Januar 1976 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 

Länder, Gesund- 
heitsämter, 
Betriebsärzte 


b) 

Ausdehnung auf 
Lkw-Fahrer 

Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVZO) 

a) 

b) 

1975/1976 

frühestens 

1. Januar 

1977, auf 
jeden Fall nur 
stufenweise 


noch offen, 
ggf. Länder, 
Gesundheits- 
ämter, Betriebs- 
ärzte 


35. 


Vorschriften über 

— die nächtliche 
Beleuchtung von 
Fahrzeugen 

— das Warnblinklicht 
an Schulbussen 

— die Vorbeifahrt 
an haltenden 
Schulbussen 


Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVO) 


a) Einbringung 
in den Bun- 
desrat: 1975 

b) 1975 


BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 


Länder 


Einführung von auf- 

Rechtsverord- 

a) 

Einbringung 

BMV, Abstim- 

Länder 

fälligen Schulbus- 

nung (Änderung 


in den Bun- 

mung mit den 


schildern 

der BOKraft) 


desrat: 1974 

Ländern, An- 




b) 

BOKraft: 1975 

hörung der 





Schulbus- 

Verbände und 





schilder: 1976 

Organisatio- 






nen 



37. 


Internationale Ver- 
einheitlichung von 
straßenverkehrsrecht- 
lichen Vorschriften 
über 

— das Fahren in 
Fahrstreifen 
innerorts 
(„stay in lane") 

— Verkehrszeichen 
für Busfahrstreifen 

— Verbotszeichen für 
den Transport ge- 
fährlicher Güter 


Rechtsverord- 
nung (Änderung 
der StVO) 


a) Einbringung 
in den Bun- 
desrat: 1975 


b) 1975 


BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 


Länder 


*) Hauptsächlich Beteiligte 


42 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/3685 








Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

38. 

Rechtspflicht zum 
Anlegen vorge- 
schriebener Sicher- 
heitsgurte 

Rechtsverord- 

nung 

(Änderung der 
StVO) 

a) Einbringung 
in den Bun- 
desrat: 1975 

b) 1. Januar 1976 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

Länder 

39.1 

Beförderung von 
Kindern auf Pkw- 
Rücksitzen 

Aufklärungs- 

aktion 

b) 1974 

DVR 

DVR, Massen- 
medien 

39.2 

Verbot der Beförde- 
rung von Kindern auf 
den Vordersitzen von 
Kraftfahrzeugen, 
sofern hintere Sitze 
vorhanden sind 

Rechtsverord- 

nung 

(Änderung der 
StVO) 

a) Einbringung 
in den Bun- 
desrat: 1975 

b) 1975 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

Länder 

40. 

kr 

*) Haupts. 

Verkehrs- 

überwachung 

ächlich Beteiligte 

Vereinheit- 
lichung der 
Überwachungs- 
maßnahmen so- 
wie deren Er- 
leichterung durch 
vermehrten Ein- 
satz technischer 
Hilfsmittel ent- 
sprechend dem 
„Programm für 
die innere 
Sicherheit der 
Bundesrepublik 
Deutschland" 
der Ständigen 
Konferenz der 
Innenminister 
des Bundes und 
der Länder vom 
Juni 1972 

a) 1972 

b) fortlaufend 

Länder 

Länder 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 




Zeitplan 
für die einzelne 


Bezeichnung 

Art der Maßnahme 

Maßnahme 

Vorbereitende 

der Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Stelle *) 


Durchführende 
Stelle *) 


Bau- und Ausrüstungsvorschriften für Kraftfahrzeuge 


42.1 

a) obligatorische 
Einführung von 
Zweikreis-Brems- 
anlagen 

Rechtsverord- 

nung 

(Änderung der 
StVZO) 

a) 1975 

b) 1976 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

BMV, KBA, 
Länder 

b) Vorschriften für 
Blockierverhin- 
derer 

Mitwirkung bei 
der Erstellung 
international 
einheitlicher 
Vorschriften 
(ECE-Regelung 
und EG-Richt- 
linie) anschlie- 
ßende Über- 
nahme durch Än- 
derung der 

StVZO 

a) seit 1973 

b) voraussicht- 
lich 1977 

ECE, EG, 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

BMV, KBA, 
Länder 

42.2 

Vorschriften über 
das Sichtfeld für 
Kfz-Führer 

Mitwirkung bei 
der Erstellung 
international 
einheitlicher 
Vorschriften 
(ECE-Regelung 
und EG-Richt- 
linie) anschlie- 
ßende Über- 
nahme durch Än- 
derung der 

StVZO 

a) seit 1973 

b) voraussicht- 
lich 1977 

ECE, EG, 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

BMV, KBA, 
Länder 

42.3 

Automatische Leucht- 
weiteregelung für 
Scheinwerfer 

Mitwirkung bei 
der Erstellung 
international 
einheitlicher 
Vorschriften 
(ECE-Regelung 
und EG-Richt- 
linie) anschlie- 
ßende Über- 
nahme durch 
Änderung der 
StVZO 

a) ab 1974 

b) voraussicht- 
lich 1980 

ECE, EG, 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

BMV, KBA, 
Länder 

43.1 

Vereinheitlichung 
der Bedienteile von 
Sicherheitsgurten 

Einflußnahme 
auf Normung 

a) seit 1973 

b) voraussicht- 
lich 1976 

EG und 
Normen- 
ausschüsse 

BMV und 
Industrie 


43.2 


Ausrüstung auch der 
Rücksitze mit Sicher- 
heitsgurten für nach 
dem 1. Januar 1974 
zugelassene Kraft- 
fahrzeuge 


Rechtsverord- 

nung 

(Änderung der 
StVZO) 


*) Hauptsächlich Beteiligte 


a) 1975/1976 

b) 1977 
stufenweise 


BMV, Abstim- BMV, KBA r 
mung mit den Länder 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

43.3 

Weiterentwicklung 
von Rückhalte- 
systemen 

Mitwirkung bei 
der Erweiterung 
internationaler 
Vorschriften 

a) seit 1974 

b) langfristige 
Entwicklung 

ECE, EG, 

BMV 


44. 

Kopfstützen: 
Befestigungseinrich- 
tungen, Bauartgeneh- 
migung, Mitführ- 
pflicht 

Mitwirkung bei 
der Erstellung 
der EG-Richt- 
linien anschlie- 
ßende Über- 
nahme durch 
Änderung der 
StVZO 

a) seit 1973 

b) voraussicht- 
lich 1976, 
Entscheidung 
über eine 
evtl. Mitführ- 
pflicht bei 
Kopfstützen 
soll danach 
sobald wie 
möglich erfol- 
gen 

EG, BMV, 
Abstimmung 
mit den Län- 
dern, Anhö- 
rung der Ver- 
bände und 
Organisatio- 
nen 

BMV, KBA, 
Länder 

45. 

Entwicklung von 
besserem Sicherheits- 
glas 

Beobachtung und 
Auswertung der 
laufenden For- 
schungsarbeiten 

a) seit 1970 

b) abhängig von 
technischer 
Entwicklung 

Wissenschaft- 
liche Institute 
und Industrie 

BMV 

46. 

Entschärfung des 
Innenraums durch 
ungefährliche Ge- 
staltung von Lenk- 
säule und Lenkrad 

Rechtsverord- 

nung 

(Änderung der 
StVZO) 

a) 1975 

b) 1976 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, An- 
hörung der 
Verbände und 
Organisatio- 
nen 

BMV, KBA, 
Länder 

47. 

Erforschung der 
aktiven und passiven 
Kraftfahrzeugsicher- 
heit mit Hilfe des 
Projekts „Experimen- 
tier-Sicherheitsfahr- 
zeug" 

Auswertung der 
erzielten Ergeb- 
nisse 

a) seit 1970 

b) laufende 
Auswertung 

BMV, Auto- 
mobilindustrie 

Automobil- 

industrie, 

BMV, KBA, 

BASt 


nach- 
richtlich 
zu 47. 


Fortsetzung des 
ESV-Projekts durch 
das Forschungs- 
sicherheitsfahrzeug- 
Projekt (RSV) **) 


Ermittlung von 
Sicherheits- und 
Umweltforderun- 
gen für Per- 
sonenkraftwagen 
der 80er Jahre 


b) 1974 

(I. Phase von 
IV Phasen) 


Verkehrsmini- 
sterium der 
Vereinigten 
Staaten von 
Amerika 


Verkehrsmini- 
sterium der Ver- 
einigten Staaten 
und Industrie 
(Volkswagen- 
werk AG) 


*) Hauptsächlich Beteiligte **) Research Safety Vehicle 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 




Zeitplan 
für die einzelne 


Bezeichnung 

Art der Maßnahme 

Maßnahme 

Vorbereitende 

der Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Stelle *) 


Durchführende 
Stelle % ) 


Straßenbauliche und straßenverkehrstechnische Maßnahmen 
Verkehrslenkung 


48. 


Beiträge zur Ver- 
kehrssicherheit durch 
Neubau, Verbesse- 
rung, Erhaltung der 
Bundesfernstraßen 


Langfristige Be- 
darfspläne, mit- 
telfristige Vier- 
bzw. Fünfjahres- 
pläne und jähr- 
liche Straßen- 
baupläne 


b) 


1. Ausbauplan 
seit 1959, 
neuer Be- 
darfsplan seit 
1971 wirksam, 
periodische 
Fortschrei- 
bung, jede 
Einzelmaß- 
nahme ist 
nach Ver- 
kehrsüber- 
gabe wirk- 
sam; bis 1985 
sind die Maß- 
nahmen der 
1. Dringlich- 
keitsstufe 
voraussicht- 
lich fertig- 
gestellt 


BMV im Ein- 
vernehmen 
mit den Län- 
dern 


BMV, Länder 


49. 


Mehr Sicherheit 
durch Trennung 
der Verkehrsarten 


a) 


2 . 


Schwerpunkt- 
programm für 
die Erneue- 
rung der 
Autobahn-Be- 
triebsstrecken 
und damit 
verbunden: 

1. Bau von 
Standstrei- 
fen auf 
allen 
Strecken 
Bau von 
Zusatz- 
fahrstrei- 
fen in Stei- 
gungen 
von mehr 
als 4 °/o 
Erweite- 
rung der 
Autobah- 
nen auf 6 
bzw. 8 
Fahrstrei- 
fen 

dort, wo es 
die Ver- 
kehrsbela- 
stungen 
erfordern 


3. 


b) 


seit 1971 

Abschluß 

1982 


BMV im Ein- 
vernehmen 
mit den Län- 
dern 


BMV, Länder, 
Straßenbau- 
behörden 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 



b) 

Fortsetzung 
des Ausbaues 
von Radfahr- 
wegen ent- 
lang den Stra- 
ßen des öf- 
fentlichen 
Verkehrs 
nach Maß- 
gabe der Vor- 
schriften (von 
1956 bis 1974 
hat die Länge 
der Radwege 
von 5 950 km 
auf 8 475 km 
zugenommen) 

b) sofort nach 
Fertigstellung 

BMV, Länder, 
Gemeinden 

Länder, 

Gemeinden 

50.1 

Ermittlung örtlicher 
Unfallschwerpunkte 

a) 

örtliche Un- 
fallerhebun- 
gen mit Un- 
falltypen- 
steckkarten 

b) allgemein 
eingeführt in 
fast allen 
Ländern 

Länder 

Länder 

*) Haupts 

ächlich Beteiligte 

b) 

Aufbau einer 
Straßendaten- 
bank 

a) seit 1965 

b) Die Straßen- 
datenbanken 
der Länder 
Baden-Würt- 
temberg, Hes- 
sen, Saarland 
und Rhein- 
land-Pfalz 
verfügen in 
absehbarer 
Zeit über ver- 
arbeitbare 
unfallrele- 
vante Strek- 
kendaten. 

Uber die Ein- 
richtung von 
Straßendaten- 
banken in 
weiteren Län- 
dern wird 
verhandelt. 
Sobald die 
Landesstra- 
ßendatenban- 
ken im fest- 
gelegten Min- 
destumfang 
fertiggestellt 
sind, kann die 
Straßendaten- 
bank des Bun- 
des eingerich- 
tet werden. 

Bund, Länder, 
BASt 

BMV (BASt), 
Länder 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

50.2 

Beseitigung örtlicher 
Unfallschwerpunkte 

Verkehrsrecht- 
liche, verkehrs- 
technische und 
bauliche Maß- 
nahmen 

fortlaufend 

BMV, Länder 

BMV, Länder 

51.1 

Weitere Maßnahmen: 
Anlage von Beschleu- 
nigungs- und Verzö- 
gerungsstreifen an 
Autobahnknoten im 
Rahmen des in Nr. 49 
genannten Pro- 
gramms 

Richtlinien des 
BMV 

a) seit 1971 

b) Abschluß 

1982 

BMV, Länder 

BMV, Länder 

51.2 

Ausstattung der 
Mittelstreifen der 
Neubaustrecken von 
2-bahnigen Bundes- 
fernstraßen mit dop- 
pelten Distanzschutz- 
planken 

Richtlinien des 
BMV 

b) seit 1968 
wirksam mit 
Fertigstellung 
des jeweili- 
gen Bauvor- 
habens 

BMV im Ein- 
vernehmen 
mit den Län- 
dern 

BMV, Länder 

51.3 

Umrüstung vorhan- 
dener Strecken von 
doppelten Schutzplan- 
ken auf doppelte 
Distanzschutzplanken 
im Rahmen größerer 
Instandsetzungs- 
arbeiten 

Richtlinien des 
BMV 

b) seit 1968 
fortlaufend 

BMV, Länder 

BMV, Länder 

51.4 

Anbringen von Blend- 
schutzeinrichtungen 
an besonders blen- 
dungsgefährdeten 
Autobahnabschnitten 

Richtlinien des 
BMV, die Länder 
ermitteln laufend 
blendungsge- 
fährdete Auto- 
bahnabschnitte 
und errichten 
Blendschutz- 
zäune 

b) seit 1965 
fortlaufend 

BMV, Länder 

Länder 

51.5 

*) Haupts 

Errichtung und Unter- 
haltung von Wild- 
sperrzäunen an 
Bundesautobahnen 

ächlich Beteiligte 

Richtlinien des 
BMV 

a) Überarbei- 
tung der 
Richtlinien 
von 1971 im 
Jahre 1974 

b) Neue Richt- 
linien An- 
fang 1975; 
Übernahme 
der Kosten 
für die Er- 
richtung und 
Unterhaltung 
von Wild- 
sperrzäunen 
an den Bun- 
desautobah- 
nen durch 
den Bund 

BMV 

BMV, Länder 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

51.6 

Kennzeichnung und 
Sicherung von Stra- 
ßenbaustellen 

Richtlinien für 
die Sicherung 
von Arbeits- 
stellen 

a) Überarbei- 
tung der 
älteren Richt- 
linien 1974 

b) 1975 

BMV, Länder 

Länder 

52.1 

Großversuch mit 
ortsfester Beleuch- 
tung auf dem 
Emscher-Schnellweg 

Großversuch mit 
ortsfester Be- 
leuchtung auf 
dem Emscher- 
Schnellweg 

a) seit 1970 
Vorberei- 
tungen; ver- 
kehrstech- 
nische Vor- 
untersuchun- 
gen durch 
die BASt 
laufen seit 

1. Januar 1973 
und werden 
fortgesetzt 

BMV, BASt, 
Land Nord- 
rhein- West- 
falen 

Land Nordrhein- 
Westfalen 
mit BASt 

52.2 

Erprobung der Wirk- 
samkeit von Nebel- 
warnanlagen 

Versuchsanlagen 

in Bayern 

(Eching) 

und in Baden- 

Württemberg 

(Pleidelsheim) 

b) 1971 

BMV, BASt, 
Länder 

Baden- 
Württemberg 
und Bayern 

Länder Baden- 
Württemberg 
und Bayern 
mit BASt 

53. 

Verkehrsbeeinflus- 
sung mit Wechsel- 
verkehrszeichen und 
Wechselwegweisern 

a) Versuchs- 
strecke auf 
der Bundes- 
autobahn 

Köln — Frank- 
furt, einzu- 
richten in 3 
Stufen im 
Rahmen einer 
Forschungs- 
aufgabe 

a) 1969 For- 
schungsauf- 
trag erteilt, 
Meßinfra- 
struktur und 
Erfassungs- 
system fertig- 
gestellt. 1973 
erste aktive 
Beeinflus- 
sungsmaß- 
nahmen (mit 
provisorisch 
aufgestellten 
Verkehrs- 
zeichen) 

b) 1974 Beginn 
der 3. Aus- 
baustufe mit 
Einrichten 
von Wechsel- 
verkehrs- 
zeichen 

BMV, 

Arbeits- 
gemeinschaft 
Verkehr der 
RWTH 

1 Aachen, 

Länder Nord- 
rhein-West- 
falen und 
Rheinland- 
Pfalz 

Arbeitsgemein- 
schaft der 

RWTH Aachen, 
Länder Nord- 
rhein-Westfalen 
und Rheinland- 
Pfalz 

*) Haupts 

ächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 



b) Versuchsfeld 
Frankfurt — 
Wiesbaden — ■ 
Darmstadt zur 
Lenkung von 
Verkehrsströ- 
men über 
unterschied- 
liche Strecken 

a) seit 1970 
(einzelne 
Maßnahmen) 
seit 1971 
Aufbau der 
Wechselweg- 
weiseranlage, 
seit 1972 
begleitende 
wissenschaft- 
liche Unter- 
suchungen 

b) ab Sommer 
1976 (volle 
Wirksamkeit) 

BMV, BASt, 
Land Hessen, 
Wissenschaft- 
liche Arbeits- 
gemeinschaft 

BASt, 

Land Hessen, 
Wissenschaft- 
liche Arbeits- 
gemeinschaft 

c) Stau-Warn- 
anlage 

Aichelberg im 
Zuge der BAB 
Stuttgart — 
München auf 
einem 8 km 
langen Ab- 
schnitt 

a) Planungs- 
und Entwurfs- 
arbeiten 
abgeschlos- 
sen 

b) Sommer 1975 

BMV, BASt, 
Land Baden- 
Württemberg 

BMV, BASt, 

Land Baden- 
Württemberg 

54. 

Verbesserung der 
Sicherheit an Bahn- 
übergängen 

einheitliche 
Bewertung der 
Bahnübergänge 
nach verkehr- 
licher Dring- 
lichkeit im 
gesamten Bun- 
desgebiet 

a) ab 1973 

b) 1975 

Koordinie- 
rungsausschuß 
für Straßen- 
bauplanung, 
Deutsche 
Bundesbahn 

Straßenbau- 

lastträger, 

Deutsche 
Bundesbahn 
und NE-Bahnen 

55. 

*) Haupts« 

Verkehrsplanungen 
der Gemeinden, 
insbesondere für 

— den gefahrlosen 
Zugang zu Grund- 
schulen 

— die Trennung des 
fließenden vom 
ruhenden Verkehr 

— das Freihalten 
der Sicht an 
Kreuzungen 

— die Schaffung von 
Sonderverkehrs- 
wegen für ein- 
zelne Verkehrs- 
mittel 

ächlich Beteiligte 

Richtlinien, 
vor einer Fort- 
entwicklung 
dieser von den 
zuständigen 
Länder- 
Bauministern 
eingeführten 
Richtlinien 
sollen die 
Erfahrungen 
abgewartet 
werden 

b) Richtlinien 
eingeführt 

1968 bzw. 

1969 

Fortentwick- 
lungen nach 
dem Stand 
der Erfah- 
rungen 

ARGEBAU 
(Arbeits- 
gemeinschaft 
der Bau- 
minister) 
Fachkommis- 
sion „Städte- 
bau" 

Gemeinden 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

56.1 

Einheitliche Konzep- 
tion für den 
Verkehrsrundfunk 

Koordinierung 

b) Zeitplan 
nicht abseh- 
bar, da die 
alleinige 
Zuständigkeit 
der Landes- 
rundfunk- 
anstalten zu 
beachten ist. 
Autofahrer- 
wellen 

Bayern 3 
seit 1971, 
Hessen 3 
seit 1972, 
Südwestfunk 
voraussicht- 
lich ab 

1. Januar 

1975 

BMV, Länder, 
ARD 

Landes- 

rundfunk- 

anstalten, 

Länder 


56.2 


Einführung eines 
Verkehrsrundfunk- 
Kennungssystems 
zur Erleichterung des 
Auffindens der Ver- 
kehrsfunksender 


Koordinierung 


Abstrahlung der BMP, BMV, 

— Sender- ARD, Länder 

kennung 

durch alle 
Sender 1974 

— Kennfrequen- 
zen für die 
Bereichs- 
kennung 1974 

— Kennfrequen- 
zen für die 
Durchsage- 
kennung 1974 


Landes- 

rundfunk- 

anstalten, 

Länder 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 



Rettungswesen 



57. 

Neuordnung des 
Rettungswesens 

Weiterführung 
der Koordinie- 
rung und 
Modellversuche 

b) seit 1970 

BMV, BMJFG, 
BMI, BMVg, 
Länder, DVR 

BMV, BMJFG, 
BMI, BMVg, 
Länder, DVR 

58.1 

Einheitliche Landes- 
gesetze 

Landesgesetz- 

gebung 

a) Rettungs- 
dienstgesetze 
werden von 
fast allen 
Ländern 
vorbereitet 

b) Rettungs- 
dienstgesetze 
sind in ein- 
zelnen Län- 
dern bereits 
in Kraft 

Länder 

Länder 

58.2 

Modell überregio- 
naler Rettungsdienst 

Modellversuch 

b) 1974 

BMV, DVR, 
Land Bayern 

DVR, 

Bayerisches 

Rotes Kreuz, 

Land Bayern 

59. 

Einsatz von 
Hubschraubern 

Einrichtung 
neuer Stütz- 
punkte 

b) teilweise 
seit 1970 

Stand 

31. Dezember 
1974: 

14 Stütz- 
punkte, davon 
BMI = 7 r 
BMVg = 5, 
ADAC = 1, 
Deutsche 
Rettungsflug- 
wacht = 1, 
weitere Stütz- 
punkte sind 
vorgesehen 

BMI, BMVg, 
Länder 

BMI, BMVg, 
Länder, Sanitäts- 
organisationen, 
ADAC, Deutsche 
Rettungsflug- 
wacht 

60. 

Regelung aller Kran- 
kenbeförderungen 
mit Spezialkraftfahr- 
zeugen (Rettungs-, 
Krankentransport- 
wagen) 

Gesetz 

a) Referenten- 
entwurf; 
muß ggf., 
sobald vor- 
aussichtliche 
Kostenaus- 
wirkungen 
abschließend 
feststehen, 
überarbeitet 
werden. 

BMV, BMJFG, 
BMI, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, 
Anhörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 

Länder 

61.1 

*) Haupts 

Bundeseinheitlicher 
Notruf 110 (neue 
Technik, münzfrei) 

ächlich Beteiligte 

Einrichtung 

b) 1974/1975 

BMP, Länder 

BMP, Länder 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

61.2 

Notrufsäulen an 
Bundesfernstraßen 

a) Vollständige 
Ausstattung 
der vorhan- 
denen Bun- 
desautobah- 
nen mit 
Notrufsäulen 
und Aus- 
stattung aller 
Neubau- 
strecken 

b) fortlaufend 

BMV, Länder 

BMV, Länder 

b) Ausstattung 
von Bundes- 
straßen mit 
Notrufsäulen 

b) in einzelnen 
Ländern 
seit 1973 

Länder 

Länder 
nachrichtlich: 
streckenweise 
von der Ret- 
tungsdienst- 
Stiftung 

Björn Steiger 
e. V. durch- 
geführt 


Forschung 


62. 

Koordinierung und 
Intensivierung der 
Unfallforschung 

Erstellung von 
Forschungs- 
programmen, 
Vergabe von 
Forschungs- 
projekten, Über- 
wachung der 
Durchführung, 
Auswertung der 
Ergebnisse der 
Forschung 

b) 

1972 

Umfang 
abhängig vom 
weiteren 
Ausbau der 
BASt 

BASt, BMV, 
DVR 

BASt 

63. 

Forschungsschwer- 

punkte 

Forschung 
besonders auf 
den Gebieten 

— Entwicklung 
des Unfall- 
geschehens 

— Kriterien für 
Aufwand/ 
Wirksamkeit 

— Erfolgskon- 
trolle 

b) 

1974/1975/ 

1976 

BASt, BMV, 
DVR 

BASt 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

64. 

Weitere Forschungs- 
vorhaben 

a) EG-For- 
schungspro- 
jekt Elektro- 
nische Hilfen 
für den Ver- 
kehr auf 
großen Fern- 
verkehrs- 
straßen 

a) Technische 
Grundkonzep- 
tion abge- 
schlossen; 
ab 1974 
vorbereitende 
Arbeiten 
zum Aufbau 
einer euro- 
päischen 
Demonstra- 
tionsstrecke 

EG, BMV, 
BMFT 

Forschungs- 

institute 



b) Entwicklung 
eines 

— autarken 
Abstands- 
warn- 
geräts für 
Kraftfahr- 
zeuge und 
eines 

— mobilen 
Radar- 
sensors 

zur Ver- 
kehrs- 
erfassung 
auf langen 
Straßen- 
abschnit- 
ten oder 
Knoten- 
punkten 

a) Technische 
Grundkonzep- 
tion 1973 
abgeschlos- 
sen; seit 1973 
Entwicklung 
von Proto- 
typen und 
praktische 
Erprobung 

b) Experimental- 
studie 1974 
abgeschlos- 
sen; Ergebnis- 
überprüfung 
1975 

BMFT, BMV 

BMFT 

65. 

Straßenbauforschung 
(Straßenbau und 
Straßenverkehrs- 
technik) 

Durchführung 
wissenschaft- 
licher Unter- 
suchungen: 

— ■ zur Erhöhung 
der Verkehrs- 
sicherheit auf 
der Straße 
durch ver- 
kehrsbeein- 
flussende 
Maßnahmen 
— zur Verminde- 
rung der 
Unfall- 
ursachen, 
soweit sie 
durch die 
Ausbauart 
der Straße 
bedingt sind. 

Einzelunter- 
suchungen im 
Rahmen eines 
mittelfristigen 
Forschungspro- 
gramms, die zu 
unterschied- 
lichen Zeit- 
punkten begin- 
nen und enden 

BMV in 
Zusammen- 
arbeit mit der 
Forschungs- 
gesellschaft 
für das 

Straßenwesen 
und der BASt 

Verschiedene 
Universitäts- 
und Hochschul- 
institute, 
Ingenieur-Büros, 
Forschungs- 
labors und die 
BASt 


*) Hauptsächlich Beteiligte 
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V. Abschnitt 

Ergänzung des Maßnahmen-Zeit-Katalogs 

— Vollzugsplan zum Verkehrssicherheitsprogramm 1973 aufgrund des 
Unfallverhütungsberichts Straßenverkehr 1973 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im 

Bericht 
(III. Ab- 
schnitt) 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan für die 
einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle 3 

2.4. 

Aufklärungsaktion 
gegen Unfälle in 
geschlossenen Ort- 
schaften 

Aufklärungs- 

aktion 

a) 1975 

b) 1975 

BMV mit 
Unterstützung 
des DVR 

BMV, Mitglieds- 
organisationen 
des DVR 

3.8. 

(Nr. 39 
VSP 73) 

Verbot der Beförde- 
rung von Kindern bis 
zum 12. Lebensjahr 
auf den Vordersitzen 
von Fahrzeugen mit 
Rücksitzen 

Rechtsver- 
ordnung 
(Änderung der 
StVO) 

a) Einbringung 
in den 
Bundesrat: 
Frühjahr 1975 

b) Sommer 1975 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, Ver- 
bänden und 
Organi- 
sationen 

Länder 

3.9. 

(Nr. 35 
VSP 73) 

Änderung des Unfall- 
fluchtparagraphen 
des Strafgesetzbuches 
(§ 142) und Neufas- 
sung des Unfallpara- 
graphen der StVO 
(§ 34) 

1. Änderung des 
§ 142 StGB 

2. Ergänzung 
des § 6 StVG, 
um den § 34 
StVO neu 
fassen zu 
können 

a) 1974/75 

(z. Z. Beratung 
im Bundestag) 

b) 1975/76 

BMJ (feder- 
führend), 

BMV 

Länder 

3.13. 

Neufassung des Ver- 
warnungsgeld- 
katalogs 

Allgemeine Ver- 
waltungsvor- 
schrift 

a) 1974/75 

b) 1975 

Länder in Ab- 
stimmung mit 
BMV, BMJ, 
Anhörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 

Länder 

4.1. 

(Nr. 43 
VSP 73) 

’) Haupts 

Nachrüstpflicht mit 
Dreipunkt-Sicher- 
heitsgurten für vor 
dem 1. Januar 1974 
neu zugelassene Pkw 
und Lastkraftwagen 
bis 2,8 t Gesamt- 
gewicht 

ächlich Beteiligte 

Rechtsverord- 

nung 

(Änderung der 
StVZO) 

a) 1975 

b) 1976 

BMV, Abstim- 
mung mit den 
Ländern, 
Anhörung der 
Verbände und 
Organisa- 
tionen 

Länder, Techni- 
sche Prüfstellen 
für den Kraft- 
fahrzeugverkehr 
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Nr. der 
Maß- 
nahme 
im Pro- 
gramm 

Bezeichnung 
der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Zeitplan 
für die einzelne 
Maßnahme 

a) Vorbereitungs- 
stadium 

b) wirksam ab 

Vorbereitende 
Stelle *) 

Durchführende 
Stelle *) 

7.13 
(Nr. 63 
VSP 73) 

*) Haupts 

Forschungs- 

schwerpunkte 

1975 

ächlich Beteiligte 

Forschung in den 

Bereichen 

— Verbesserung 
der passiven 
Sicherheit 
von Kraft- 
fahrzeugen 
aufgrund ört- 
licher Unfall- 
analysen und 
biomechani- 
scher Unter- 
suchungen, 

— Erarbeitung 
wissenschaft- 
licher Grund- 
lagen für Ver- 
kehrserzie- 
hungs- und 
-aufklärungs- 
maßnahmen 
sowie für die 
Weiterbil- 
dung der 
Kraftfahrer, 

— psycho-physi- 
sche Lei- 
stungsgrenzen 
der Verkehrs- 
teilnehmer, 
Informations- 
aufnahme und 
-Verarbeitung, 

— wissenschaft- 
liche Krite- 
rien zur Ver- 
besserung des 
Rettungs- 
wesens. 

b) 1975 

BASt, BMV, 
DVR 

BASt 
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Anlagen 

zum Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 1973 
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Anlage 1 


Kraftfahrt-Bundesamt 


Bestand an Kraftfahrzeugen und seine Veränderungen 


Fahrzeugart 


Bestand 
(jeweils 1. Juli) 


1972 


1973 


1974 


Krafträder 

Motorräder und -roller 

Kleinkrafträder 

mit amtlichem Kennzeichen 

mit Versicherungskennzeichen 

Zusammen 

Personen- und Kombinationskraftwagen 

Kraftomnibusse 

Lastkraftwagen 

Zugmaschinen 

davon: gewöhnliche 

Sattelzugmaschinen 

übrige Kraftfahrzeuge 

darunter: Krankenkraftwagen 

Rettungswagen 

zulassungsfreie Kraftfahrzeuge 

Kraftfahrzeuge insgesamt 

davon: zulassungspflichtige 

zulassungsfreie 

Krafträder 

Motorräder und -roller 

Kleinkrafträder 

mit amtlichem Kennzeichen 

mit Versicherungskennzeichen 

Zusammen 

Personen- und Kombinationskraftwagen 

Kraftomnibusse 

Lastkraftwagen 

Zugmaschinen 

davon: gewöhnliche 

Sattelzugmaschinen 

übrige Kraftfahrzeuge 

darunter: Krankenkraftwagen 

Rettungswagen 

zulassungsfreie Kraftfahrzeuge 

Kraftfahrzeuge insgesamt 

davon: zulassungspflichtige 

zulassungsfreie 


Anzahl 


198 221 

212 706 

230 364 

143 178 

188 344 

202 297 

1 246 260 

1 393 581 

1 539 974 

1 587 659 

1 794 631 

1 972 635 

16 054 966 

17 023 085 

17 341 265 

52 728 

55 602 

57 808 

1 107 181 

1 138 554 

1 135 784 

1 507 595 

1 530 964 

1 543 300 

1 464 805 

1 486 536 

1 497 901 

42 790 

44 428 

45 399 

108 650 

116 953 

122 539 

8 449 

9 239 

9 421 

4 092 

5 839 

6 834 

20 418 779 

21 659 789 

22 173 331 

19 025 249 

20 072 025 

20 424 226 

1 393 530 

1 587 764 

1 749 105 

Veränderungen gegen Vorjahr 

In %> J ) 

“ Iß 

+ 7,3 

+ 8,3 

. 

+ 31,5 

+ 7,4 

+ 23,0 

+ 11,8 

+ 10,5 


+ 13,0 


+ 9,9 


6,2 

+ 6,0 

+ 1,9 

6,4 

+ 5,5 

+ 4,0 

2,7 

+ 2,8 

- 0,2 

lß 

+ 1,6 

+ 0,8 

1,3 

+ 1,5 

+ 0,8 

9,0 

+ 3,8 

+ 2,2 

■ 

+ 7,6 

+ 4,8 

6,7 

+ 9,4 

+ 2,0 

■ 

+ 42,7 

+ 17,0 


+ 6,0 

+ 2,4 

5,5 

+ 5,5 

+ 1,8 


+ 13,9 

+ 10,2 


1. Halbjahr 1974: Veränderung gegenüber 1. Halbjahr 1973 
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Anlage 1 


im Bundesgebiet 1972 bis 1974 


Neuzulassungen bzw. - 

anmeldungen 

Löschungen 

1972 

1973 

| 1. Halbjahr 1974 

1972 

| 1973 | 

1. Halbjahr 1974 

4 

5 

I 6 

7 

1 8 | 

9 

26 794 

36 126 

22 826 

35 164 

31 034 

12 929 

34 841 

39 785 

16 741 

13 495 

25 913 

14 361 

61 635 

75 911 

39 567 

48 659 

56 947 

27 290 

2 142 963 

2 031 001 

938 843 

1 300 249 

1 437 050 

683 149 

5 772 

5 541 

3 117 

2 825 

3 321 

1 502 

129 264 

118 042 

47 338 

108 971 

104 699 

48 627 

58 603 

60 458 

31 979 

43 829 

49 701 

24 876 

53 822 

55 016 

29 703 

40 069 

45 636 

22 943 

4 781 

5 442 

2 276 

3 760 

4 065 

1 933 

10 714 

10 221 

4 229 

5 758 

6 297 

3 140 


799 

337 




1 191 

175 

96 

516 

485 

283 

1 500 

1 259 

435 

146 

218 

110 

2 408 951 

2 301 174 

1 065 073 

1 510 294 

1 658 015 

788 584 

2 372 610 

2 260 130 

1 047 897 

1 496 653 

1 631 884 

774 113 

36 341 

41 044 

17 176 

13 641 

26 131 

14 471 

+ 65,1 

+ 34,8 

- 5,5 

- 23,0 

- 11,7 

- 7,2 

+ 17,5 

+ 14,2 

- 28,4 

• 

+ 92,0 

+ 45,5 

+ 34,3 

+ 23,2 

- 16,8 

• 

+ 17,0 

+ 14,7 

- 0,4 

- 5,2 

- 25,6 

+ 11,4 

+ 10,5 

+ 5,1 

+ 7,5 

- 4,0 

- 5,2 

+ 0,2 

+ 17,6 

- 5,6 

- 8,4 

- 8,7 

- 31,3 

+ 3,3 

- 3,9 

- 3,3 

- 12,0 

+ 3,2 

~ 7,7 

+ 6,7 

+ 13,4 

+ u 

- 8,1 

+ 2,2 

- 6,1 

+ 4,8 

+ 13,9 

+ 1,6 

- 40,5 

+ 13,8 

- 24,5 

+ 32,1 

+ 8,1 

- 4,5 

+ 6,8 

- 4,6 

- 24,3 

+ 12,9 

+ 9,4 

+ 8,9 

+ 19,1 

- 18,2 

- 21,6 

+ 23,4 

- 6,0 

+ 20,4 

~ 7,7 

- 16,1 

- 45,5 

• 

+ 49,3 

+ 7,8 

- 0,5 

~ 4,5 

- 25,1 


+ 9,8 

+ 4,7 

~ 0,7 

- 4,7 

- 25,0 

+ 9,5 

+ 9,0 

+ 4,2 

+ 16,2 

+ 12,9 

- 28,9 

. 

+ 91,6 

+ 45,1 
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Anlage 2 


Entwicklung des Pkw-Führerscheinbestandes von 1972 bis 1974 


Führerscheinbesitzer der 
Fahrerlaubnisklasse 3 in Millionen 



0 | 16- <18 | 18- < 21 P 21 - < 25 
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Anlage 3 

Erteilungen von Fahr- und Fahrlehrerlaubnissen 

Art und Klasse 


Insgesamt 


Darunter weibliche Personen 


1971 | 

1972 | 

1973 

1971 | 

1972 | 

1973 


1 I 

2 I 

3 

4 | 

1 5 | 

1 6 

Allgemeine Fahrerlaubnis 







Klasse 1 

112 710 

143 898 

171 718 

1 866 

3 301 

6 006 

Klasse 2 

121 448 

124 630 

120 519 

447 

469 

461 

Klasse 3 

1 225 543 

1 209 069 

1 195 310 

540 668 

529 411 

529 680 

Klasse 4 

119 894 

139 018 

141 150 

4 044 

5 428 

7 057 

Klasse 5 

12 388 

9 299 

7 385 

1 330 

639 

523 

zusammen . . . 

1 591 983 

1 625 914 

1 636 082 

548 355 

539 248 

543 727 

darunter als: Ersterteilung 

1 1 1 1 440 

1 117 983 

1 137 546 

526 264 

509 310 

517 654 

Erweiterung 

167 603 

170 103 

175 429 

9 118 

8 493 

8 436 

Ausländererteilungen *) .... 

80 518 

99 508 

81 029 

10 485 

18 387 

13 915 

erneute Erteilung 

135 641 

141 300 

149 593 

2 038 

2 588 

3 143 

Umschreibung 

Zusätzliche Fahrerlaubnis zur 
Fahrgastbeförderung mit 

96 781 

97 020 

92 485 

450 

470 

579 

Kraftomnibussen 

34 040 

32 206 

38 831 

413 

462 

668 

Taxen, Mietwagen, Krankenwagen .... 

56 157 

54 962 

77 990 

4 250 

4 574 

7 293 

zusammen . . . 

90 197 

87 168 

116 821 

4 663 

5 036 

7 961 

darunter als: Ersterteilung 

47 245 

45 773 

49 923 

3 112 

3 257 

4 080 

erneute Erteilung 

809 

1 151 

1 292 

25 

41 

73 

Verlängerung 

42 143 

40 244 

65 606 

1 526 

1 738 

3 808 

Fahrlehrerlaubnis 







Klasse 1 

1 796 

1 487 

1 446 

— 

— 

— 

Klasse 2 

1 749 

1 444 

1 361 

— 

— 

— 

Klasse 3 

2 025 

1 629 

1 575 

— 

— 

— 

zusammen . . . 

5 570 

4 560 

4 382 

— 

— 

— 

darunter als: Ersterteilung 

861 

863 

690 

— 

— 

— 

erneute Erteilung 

59 

72 

95 

— 

— 

— 

Umschreibung 

4 650 

3 625 

3 597 

— 

— 

— 

Einzelausbildungserlaubnis 

1 479 

1 464 

1 398 

— 

— 

— 


1 ) Erteilungen an Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Anlage 3 


nach Arten und Klassen 


Veränderung gegen Vorjahr 
°/o 


insgesamt 

darunter weibliche Personen 

1971 

1972 | 

1973 

1971 | 

1972 

| 1973 

7 

! 8 1 

9 

10 1 

ll 

1 12 

+20,9 

+27,7 

+ 19,3 

+ 46,7 

+ 76,9 

+ 81,9 

+ 5,4 

+ 2,6 

- 3,3 

+ 28,8 

+ 4,9 

- 1,7 

~ 2,7 

- 1,3 

- 1,1 

+ 0,4 

~ 2,1 

4 - 0,1 

+ 0,3 

+ 1 6,0 

+ 1,5 

- 17,6 

+ 34,2 

+ 30,0 

- 16,4 

- 24,9 

- 20,6 

- 3,9 

- 52,0 

- 18,2 

- 0,7 

+ 2,1 

+ 0,6 

+ 0,4 

~ 1,7 

+ 0,8 

~ 1,7 

+ 0,6 

+ 1,7 

+ 0,3 

- 3,2 

+ 1,6 

- 8,3 

+ 1,5 

+ 3,1 

- 14,4 

- 6,9 

- 0,7 

+ 15,2 

+ 23,6 

- 18,6 

+ 15,0 

+ 75,4 

- 24,3 

+ 9,4 

+ 4,2 

+ 5,9 

+ 28,9 

+ 27,0 

+ 21,4 

+ 2,0 

+ 0,2 

~ 4,7 

4 - 9,5 

+ 4,4 

+ 23,2 

- 5,4 

- 5,4 

+ 20,6 

4 - 8,4 

+ 11,9 

+ 44,6 

- 9,0 

~ 2,1 

+ 41,9 

- 5,6 

+ 7,6 

+ 59,4 

~ 7,7 

~ 3,4 

+ 34,0 

- 4,5 

+ 8,0 

+ 58,1 

- 15,0 

~ 3,1 

+ 9,1 

- 17,3 

+ 4,7 

+ 25,3 

~ 2,4 

+ 42,3 

+ 12,3 

— 

— 

— 

+ 2,0 

~ 4,5 

+ 63,0 

+ 39,2 

+ 13,9 

+ 119,1 

- 14,8 

- 17,2 

~ 2,8 

_ 

_ 


- 31,7 

- 17,4 

- 5,7 

— 

— 

— 

- 9,2 

- 19,6 

- 3,3 

— 

— 

— 

- 19,2 

- 18,1 

- 3,9 

— 

— 

— 

4 - 1,2 

+ 0,2 

- 20,0 

— 

— 

— 

- 19,7 

-22,0 

~ 0,8 

— 

— 

— 

~ 4,0 

- 1,0 

~ 4,5 

— 

— 

— 
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Anlage 4 
Kraftfahrt-Bundesamt 


Prüfungen zur Erlangung einer Fahr- bzw. Fahrlehrerlaubnis 


Insgesamt 

Darunter weibliche Personen 


1971 | 1972 | 1973 

1971 | 1972 | 1973 


1 | 2 | 3 

4 | 5 | 6 


Anzahl 


Allgemeine Fahrerlaubnis 

Klasse 1 

Klasse 2 

Klasse 3 

Klasse 4 

85 219 

43 323 

1 489 896 

160 304 

121 176 

42 793 

1 441 559 

181 354 

153 124 

46 151 

1 511 704 

194 256 

1 608 

405 

730 176 

5 287 

3 253 

444 

705 561 

7 188 

6 429 

570 

738 386 

10 125 

zusammen . . . 

1 778 742 

1 786 882 

1 905 235 

737 476 

716 446 

755 510 

darunter für eine: Ersterteilung 

1 527 304 

1 533 379 

1 644 078 

724 199 

703 728 

742 435 

Erweiterung 

201 177 

201 273 

214 093 

11 502 

10 748 

10 410 

erneute Erteilung 

24 435 

22 969 

17 837 

280 

297 

232 

Ausländererteilung 1 ) . . 

25 826 

29 261 

29 227 

1 495 

1 673 

2 433 

Zusätzliche Fahrerlaubnis zur 

Fahrgastbeförderung mit 







Kraftomnibussen 

9 494 

9 315 

10 212 

232 

224 

414 

Taxen, Mietwagen, Krankenwagen .... 

1 729 

1 686 

1 356 

154 

158 

146 

zusammen . . . 

11 223 

11 001 

1 1 568 

386 

382 

560 

darunter für eine: Ersterteilung 

11 092 

10 794 

11 272 

383 

376 

547 

erneute Erteilung . . . 

2 

1 

12 

— 

— 

6 

Verlängerung 

129 

206 

284 

3 

6 

7 

Fahrlehrerlaubnis 







Klasse 1 

453 

469 

462 

— 

— 

— 

Klasse 2 

116 

113 

106 

— 

— 

— 

Klasse 3 

1 105 

926 

759 

— 

— 

— 

zusammen . . . 

1 674 

1 508 

1 327 

102 

85 

78 

darunter für eine: Ersterteilung 

1 462 

1 269 

1 081 

98 

74 

70 

erneute Erteilung 

— 

39 

23 

— 

2 

7 

Erweiterung 

212 

200 

223 

4 

9 

1 


J ) Erteilungen an Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis 
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Anlage 4 


nach Arten und Klassen 


Veränderung gegen Vorjahr 
°/o 


insgesamt 


darunter weibliche Personen 


1971 | 

1972 | 

1973 

1971 | 

1972 | 

1973 

7 i 

8 ! 

9 

10 1 

ii ! 

12 


+ 

36,0 

4 - 

42,2 

.+ 

26,4 

+ 

70,2 

4 - 102,3 

+ 

97,6 

4 - 

11,4 

- 

1,2 

+ 

7,8 

+ 

17,7 

+ 

9,6 

+ 

28,4 

— 

2,0 

- 

3,2 

+ 

4,9 

+ 

1,2 

— 

3,4 

+ 

4,7 

+ 

4,2 

+ 

13,1 

+ 

7,1 

— 

11,2 

+ 

36,0 

+ 

40,9 

+ 

0,2 

+ 

0,5 

+ 

6,6 

+ 

1,2 

- 

2,9 

+ 

5,5 

+ 

0,3 

+ 

0,4 

+ 

7,2 

+ 

1,5 

- 

2,8 

+ 

5,5 

— 

8,0 


0 

+ 

6,4 

- 

15,3 

- 

6,6 

— 

3,1 

+ 123,2 

- 

6,0 

- 

22,3 

+ 

69,7 

+ 

6,1 

- 

21,9 

+ 

10,7 

+ 

13,3 


0,1 


0,8 

+ 

11,9 

+ 

45,4 

+ 

1,4 


1,9 

+ 

9,6 


0,9 


3,4 

+ 

84,8 

— 

28,9 

— 

2,5 

— 

19,6 

' — 

4,9 

+ 

2,6 

— 

7,6 

- 

4,8 

- 

2,0 

+ 

5,2 

- 

2,5 

- 

1,0 

+ 

46,6 

- 

5,0 

- 

2,7 

+ 

4,4 

- 

3,0 

- 

1,8 

+ 

45,5 

+ 

14,2 

+ 

59,7 

+ 

37,9 


— 


— 


— 

+ 

8,4 

+ 

3,5 

— 

1,5 


_ 


_ 


_ 

- 

16,5 

- 

2,6 

- 

6,2 


— 


— 


— 

+ 

27,2 

— 

16,2 

— 

18,0 


— 


— 


— 

+ 

17,4 

- 

9,9 

- 

12,0 


— 


— 


— 

+ 

16,1 

- 

13,2 

- 

14,8 


— 


— 


— 

+ 

27,7 

- 

5,7 

+ 

11,5 


— 


— 


— 


67 


Drucksache 7/3685 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 4 

Kraftfahrt-Bundesamt 

noch Prüfungen zur Erlangung einer Fahr- bzw. Fahrlehrerlaubnis 

Art und Klase 

Insgesamt 

Darunter weibliche Personen 


1971 

| 1972 | 

1973 

1971 | 

1972 | 

1973 


l 

1 2 | 

3 

4 I 

5 1 

6 

Prozentanteil nicht bestandener Prüfungen *) 




Allgemeine Fahrerlaubnis 







Klasse 1 

14,0 

13,6 

15,2 

14,5 

14,8 

15,9 

Klasse 2 

25,5 

25,4 

30,7 

24,7 

26,4 

29,8 

Klasse 3 

27,8 

27,7 

31,6 

27,5 

27,7 

30,3 

Klasse 4 

28,4 

27,0 

30,5 

24,2 

26,6 

31,1 

zusammen . . . 

27,1 

26,7 

30,1 

27,4 

27,6 

30,2 

darunter für eine: Ersterteilung 

28,0 

27,6 

31,2 

27,5 

27,7 

30,3 

Erweiterung 

16,7 

15,5 

18,1 

20,7 

21,0 

19,0 

erneute Erteilung 

33,8 

31,8 

35,5 

35,4 

30,3 

36,2 

Ausländererteilung 1 ) . . 

50,3 

48,6 

53,3 

31,0 

30,7 

34,2 

Zusätzliche Fahrerlaubnis zur 







Fahrgastbeförderung mit 







Kraftomnibussen 

22,1 

23,3 

25,2 

28,0 

28,1 

36,2 

Taxen, Mietwagen, Krankenwagen .... 

32,9 

31,1 

28,6 

26,0 

29,7 

33,6 

zusammen . . . 

23,7 

24,5 

25,6 

27,2 

28,8 

35,5 

darunter für eine: Ersterteilung 

23,8 

24,6 

25,3 

27,2 

29,0 

34,7 

erneute Erteilung . . 

50,0 

— 

25,0 

— 

— 

66,7 

Verlängerung 

20,2 

19,9 

38,0 

66,7 

16,7 

71,4 

Fahrlehrerlaubnis 







Klasse 1 

68,0 

59,7 

59,1 

— 

— 

— 

Klasse 2 

28,4 

34,5 

30,2 

— 

— 

— 

Klasse 3 

63,7 

62,3 

67,5 


— 

— 

zusammen . . . 

62,4 

59,4 

61,6 

55,9 

56,5 

59,0 

darunter für eine: Ersterteilung 

67,7 

63,8 

69,0 

57,1 

58,1 

64,3 

erneute Erteilung 

— 

59,0 

52,2 

— 

100,0 

— 

Erweiterung 

25,9 

31,5 

26,5 

25,0 

33,3 

14,3 
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nach Arten und Klassen 


1971 

7 


Veränderung gegen Vorjahr 
°/o 


insgesamt darunter weibliche Personen 

| 1972 | 1973 1971 | 1972 | 1973 

| 8 | 9 10 | 11 | 12 


x ) Erteilung an Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis 

’) Spalte 7 bis 12 Veränderung der absoluten Zahlen gegen Vorjahr in °/o 
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Anlage 5 


Kraftfahrzeugverkehr — Fahrleistungen nach Kraftfahrzeugarten *) — 



1960 

1962 

1964 

1965 j 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Durchschnittliche 
Fahrleistungen 
(in 1 000 km) 

Mopeds 

3,9 

3,1 

2,7 

2,5 

2,3 

2,2 

2,1 

1,9 

1,7 

1,5 

1,5 

1,5 

Krafträder 

5,2 

4,2 

3,8 

3,6 

3,4 

3,2 

3,2 

2,8 

2,6 

2,5 

2,5 

2,5 

Personen- und 
Kombinations- 
kraftwagen 

16,3 

15,9 

15,7 

15,5 

15,5 

15,0 

14,7 

14,7 

14,4 

14,4 

14,2 

14,0 

Kraftomni- 
busse und 
Obusse 

44,3 

43,9 

45,7 

44,9 

45,4 

45,3 

43,6 

44,3 

46,1 

47,2 

47,6 

48,0 

Lastkraft- 













wagen 2 ) .... 

23,6 

24,4 

24,3 

23,9 

24,2 

23,0 

24,6 

23,7 

23,9 

22,7 

22,3 

23,0 

Sonderkraft- 
fahrzeuge .... 

11,4 

12,4 

13,6 

14,1 

14,7 

15,1 

15,3 

15,3 

15,8 

15,9 

16,0 

16,2 

Gewöhnliche 
Zug- 
maschinen 3 ) . . 

16,9 

14,4 

11,9 

10,5 

9,1 

9,2 

9,2 

9,0 

9,1 

9,1 

9,0 

9,0 

Sattelzug- 













maschinen .... 

65,8 

61,1 

62,7 

63,0 

63,3 

63,4 

63,5 

63,7 

63,9 

64,1 

62,7 

63,5 

Gesamtfahr- 
leistungen 
(in Mrd. km) 

Kraftfahr- 
zeuge insge- 
samt 

110,1 

134,1 

161,1 

174,1 

190,3 

194,7 

202,2 

216,3 

233,9 

252,9 

262,5 

274,6 

Mopeds 

8,7 

5,1 

3,7 

3,0 

2,5 

2,3 

2,1 

1,9 

1,8 

1,7 

1,9 

2,1 

Krafträder 

9,8 

6,3 

3,6 

2,6 

1,9 

1,3 

1,0 

0,7 

0,6 

0,5 

0,5 

0,5 

Personen- und 
Kombinations- 
kraftwagen . . 

73,2 

100,9 

129,6 

143,4 

159,3 

165,6 

171,5 

185,5 

201,1 

219,7 

228,4 

238,3 

Kraftomni- 
busse und 
Obusse 

1,5 

1,6 

1,7 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

1,9 

2,2 

2,3 

2,5 

2,7 

Lastkraft- 













wagen 2 ) .... 

15,3 

18,1 

19,7 

20,2 

21,3 

20,1 

21,9 

22,0 

23,5 

23,4 

23,5 

24,8 

Sonderkraft- 













fahrzeuge .... 

0,6 

0,8 

1,0 

1,2 

1,4 

1,5 

1,7 

1,8 

2,0 

2,3 

2,5 

2,7 

Gewöhnliche 
Zug- 
maschinen 3 ) . . 

0,6 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

Sattelzug- 













maschinen .... 

0,5 

0,9 

1,3 

1,5 

1,6 

1,7 

1,8 

2,0 

2,2 

2,5 

2,7 

2,9 


1 ) Einschließlich der vorübergehend abgemeldeten Fahrzeuge. 

2 ) Nur Lastkraftwagen mit Otto- und Dieselmotor (1960: 95 v. H., 1970: 99,5 v. H. des Gesamtbestandes). 
y ) Ohne Zugmaschinen im Bereich der Landwirtschaft. 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1974, Herausgeber: Der Bundesminister für Verkehr, verantwortlich für den Inhalt: Deut- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin. 
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Anlage 6 


Methodische Erläuterungen zur Straßenverkehrsunfallstatistik 


Gezählt werden die Unfälle und bei den mit An- 
zeigen gemeldeten Unfällen die daran Beteiligten, 
die Verunglückten sowie die polizeilich feststell- 
baren Unfallursachen. 

Die Unfälle werden unterschieden nach: 

Unfälle mit Getöteten, 

Unfälle mit Schwerverletzten, 

Unfälle mit Leichtverletzten undj 

Unfälle mit nur Sachschaden. 

Als Beteiligte an einem Straßenverkehrsunfall wer- 
den alle Fahrzeugführer und Fußgänger erfaßt, die 
selbst — oder deren Fahrzeuge — Schäden erlitten 
oder hervorgerufen haben. 

Als Verunglückte zählen Personen, die verletzt oder 
getötet wurden. Dabei werden erfaßt als 

Getötete: 

Personen, die auf der Stelle getötet wurden 
oder innerhalb von 30 Tagen an den Unfall- 
folgen starben; 


Schwerverletzte : 

Personen, die unmittelbar in Krankenanstalten 
zur stationären Behandlung eingeliefert wur- 
den; 

Leichtverletzte: 

Personen, deren Verletzungen keinen Kranken- 
hausaufenthalt erforderten. 

Die Ermittlung der Unfallursachen geht von dem 
Grundsatz aus, möglichst nur solche Ursachen zu 
erfassen, die von dem unfallaufnehmenden Polizei- 
beamten objektiv festgestellt werden können. Da in 
vielen Fällen mehr als eine Ursache zum Zustande- 
kommen des Unfalles beiträgt und nicht immer 
zwischen Haupt- und Nebenursachen unterschieden 
werden kann, werden stets sämtliche bei einem 
Unfall ermittelten Ursachen erfaßt. Die Gesamtzahl 
der von der Statistik nachgewiesenen Ursachen ist 
daher immer größer als die Zahl der Unfälle selbst. 
1962 wurde ein neuer Ursachenkatalog eingeführt. 
Er umfaßt 84 Positionen, nach denen die Vielzahl 
der angegebenen Fehler und Ursachen gruppiert 
werden. 


Unfälle mit 
Personenschaden 
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Anlage 7 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Verunglückte 
Bestand an motorisierten Fahrzeugen 


Jahr 

Straßenverkehrsunfälle 

Verunglückte 

Motorisierte 
Fahrzeuge 9 

insgesamt 

dabe 

Personen- 

schaden 

i mit 

nur Sach- 
schaden 

insgesamt 

Getötete 

Verletzte 

Anzahl 

1 000 

1953 

473 000 

251 618 

221 000 

326 606 

11 449 

315 157 

4 343 

1954 

524 000 

267 925 

256 000 

347 032 

12 071 

334 961 

5 288 

1955 

603 000 

296 071 

307 000 

383 951 

12 791 

371 160 

6 301 

1956 

664 000 

307 012 

357 000 

396 572 

13 427 

383 145 

7 277 

1957 

679 00Q 

299 866 

379 000 

389 145 

13 004 

376 141 

8 043 

1958 

752 000 

296 697 

455 000 

384 693 

12 169 

372 524 

8 688 

1959 

844 000 

327 595 

516 000 

433 649 

13 822 

419 827 

9318 

1960 

990 000 

349 315 

641 000 

469 366 

14 406 

454 960 

10217 

1961 

1 030 000 

339 547 

690 000 

462 470 

14 543 

447 927 

10 940 

1962 

1 079 000 

321 257 

758 000 

442 933 

14 445 

428 488 

11 506 

1963 

1 115 000 

314 642 

800 000 

438 811 

14513 

424 298 

12 215 

1964 

1 089 000 

328 668 

760 000 

462 666 

16 494 

446 172 

12 850 

1965 

1 099 000 

316 361 

783 000 

449 243 

15 753 

433 490 

13 575 

1966 

1 167 000 

332 622 

834 000 

473 700 

16 868 

456 832 

14 445 

1967 

1 144 000 

335 552 

808 000 

479 132 

17 084 

462 048 

15 000 

1968 

1 181 000 

339 704 

841 000 

485 354 

16 636 

468 718 

15 500 

1969 

1 214 000 

338 921 

875 000 

489 033 

16 646 

472 387 

16 500 

1970 

1 393 000 

377 610 

1 015 000 

550 988 

19 193 

531 795 

18 000 

1971 

1 339 000 

369 177 

969 000 

536 812 

18 753 

518 059 

19 300 

1972 

1 381 000 

378 775 

1 002 000 

547 338 

18811 

528 527 

20 500 

1973 

1 324 000 

353 725 

970 000 

504 548 

16 302 

488 246 

21 900 2 ) 



Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) gegenüber dem Vorjahr in % 



1954 

+ 10,8 

+ 6,5 

+ 15,8 

+ 6,3 

+ 5,4 

+ 6,3 

+ 21,8 

1955 

+ 15,1 

+ 10,5 

+ 19,9 

+ 10,6 

+ 6,0 

+ 10,8 

+ 19,2 

1956 

+ 10,1 

+ 3,7 

+ 16,3 

+ 3,3 

+ 5,0 

+ 3,2 

+ 15,5 

1957 

+ 2,3 

- 2,3 

+ 6,2 

- 1,9 

3,2 

“ Iß 

+ 10,5 

1958 

+ 10,8 

- 1,1 

+ 20,1 

- 1,1 

- 6,4 

- 1,0 

+ 8,0 

1959 

+ 12,2 

+ 10,4 

+ 13,4 

+ 12,7 

+ 13,6 

+ 12,7 

+ 7,3 

1960 

+ 17,3 

+ 6,6 

+ 24,2 

+ 8,2 

+ 4,2 

+ 8,4 

+ 9,6 

1961 

+ 4,0 

- 2,8 

+ 7,6 

~ 1,5 

+ 1,0 

~ 1,5 

+ 7,1 

1962 

+ 4,8 

- 5,4 

+ 9,9 

“ 4,2 

0,7 

~ 4,3 

+ 5,2 

1963 

+ 3,3 

~ 2,1 

+ 5,5 

- 0,9 

+ 0,5 

- 1,0 

+ 6,2 

1964 

~ 2,3 

+ 4,5 

- 5,0 

+ 5,4 

+ 13,6 

+ 5,2 

+ 5,2 

1965 

+ 0,9 

- 3,7 

+ 3,0 

~ 2,9 

- 4,5 

- 2,8 

+ 5,6 

1966 

+ 6,2 

+ 5,1 

+ 6,5 

+ 5,4 

+ 7,1 

+ 5,4 

+ 6,4 

1967 

~ 2,0 

+ 0,9 

- 3,1 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ U 

+ 3,8 

1968 

+ 3,2 

+ 1,2 

+ 4,1 

+ 1,3 

“ 2,6 

+ 1,4 

+ 3,3 

1969 

+ 2,8 

“ 0,2 

+ 4,0 

+ 0,8 

+ 0,1 

+ 0,8 

+ 6,5 

1970 

+ 14,7 

+ 11,4 

+ 16,0 

+ 12,7 

+ 15,3 

+ 12,6 

+ 9,1 

1971 

- 3,9 

~ 2,3 

- 4,5 

- 2,6 

~ 2,4 

- 2,6 

+ 7,2 

1972 

+ 3,1 

+ 2,6 

+ 3,4 

+ 2,0 

+ 0,3 

+ 2,0 

+ 6,2 

1973 

- 4,1 

- 6,6 

- 3,2 

- 7,8 

-13,3 

- 7,6 

+ 6,8 


9 Motorisierte Fahrzeuge: Zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge sowie zulassungsfreie Kraftfahrzeuge mit Versiche- 
rungskennzeichen oder mit amtlichen Kennzeichen (insbesondere Kleinkrafträder, Mopeds, Mofas und selbstfah- 
rende Arbeitsmaschinen). 

2 ) Die Abweichung von der in Anlage 1 (Bestand an Kraftfahrzeugen und seine Veränderungen im Bundesgebiet 1972 
bis 1974) genannten Zahl von 21 660 Millionen Kraftfahrzeugen geht auf unterschiedliche Schätzungen des Bestan- 
des an Kleinkrafträdern mit Versicherungskennzeichen zurück. Quelle: Statistisches Bundesamt 
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STRASSENVERKEHRSLINFÄLLE 


i 




2100 
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900 


600 


300 


STAT. BUNDESAMT 74 913 
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Anlage 9 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Getötete nach Bundesländern 

im Jahre 1973 


Land 

Straßenverkehrsunfälle 

Getötete 

Zu- (+) bzw. Abnahme ( — 
1972 

Straßenverkehrsunfälle 

) gegenüber 

Getötete 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

Anzahl 

°/o 

Schleswig-Holstein 

62 900 

17 139 

727 

- 1,6 

- 4,9 

- 14,5 

Hamburg 

45 800 

11 827 

284 

- 5,4 

- 7,3 

- 17,7 

Niedersachsen 

155 500 

42 464 

2 509 

- 1,8 

- 5,3 

- 17,4 

Bremen 

19 700 

4 692 

130 

- 3,9 

+ 3,1 

+ 10,2 

Nordrhein-Westfalen .... 

306 700 

93 216 

3 690 

- 5,6 

- 8,0 

- 12,9 

Hessen 

130 500 

33 043 

1 414 

- 6,0 

- 7,2 

- 12,6 

Rheinland-Pfalz 

87 000 

21 627 

1 085 

- 4,5 

~ 5,7 

- 10,6 

Baden-Württemberg 

199 800 

48 288 

2 656 

- 4,4 

- 6,5 

- 9,0 

Bayern 

225 900 

61 114 

3 184 

- 4,1 

— 7,2 

- 15,3 

Saarland 

24 600 

6 454 

299 

- 2,8 

- 5,2 

- 12,3 

Berlin (West) 

65 200 

13 861 

324 

- 0,8 

- 3,5 

- 13,1 

Bundesgebiet 

1 324 000 

353 725 

16 302 

- 4,1 

- 6,6 

- 13,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 10 


Häufigkeit und Schwere der Straßenverkehrsunfälle 


Gegenstand 
der Nach- 
weisung 

1953 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 




Unfälle mit Personenschaden je 1 000 Kraftfahrzeuge 1 

) 





Unfälle mit 
Personen- 
schaden . . . 

57,9 

35,2 

34,2 

31,0 

27,9 

25,8 

25,6 

23,3 

23,0 

22,4 

21,1 

20,5 

21,0 

19,1 

18,5 

16,2 






Verunglückte je 100 000 Einwohner 







Verun- 
glückte 
zusammen . 

627 

789 

844 

823 

778 

762 

795 

761 

794 

800 

806 

804 

908 

876 

888 

816 

Getötete 

22,0 

25,1 

25,9 

25,9 

25,4 

25,2 

28,3 

26,7 

28,3 

28,5 

27,6 

27,4 

31,6 

30,6 

30,5 

26,4 

Verletzte 

605 

763 

818 

797 

753 

737 

766 

735 

766 

772 

779 

776 

877 

845 

857 

790 





Verunglückte je 1 000 Unfälle mit Personenschaden 






Verun- 
glückte 
zusammen . 

1298 

1324 

1344 

1362 

1379 

1395 

1408 

1420 

1424 

1428 

1429 

1443 

1459 

1454 

1445 

1426 

Getötete 

45,5 

42,2 

41,2 

42,8 

45,0 

46,1 

50,2 

49,8 

50,7 

50,9 

49,0 

49,1 

50,8 

50,8 

49,7 

46,1 

Verletzte 

1253 

1282 

1302 

1319 

1334 

1349 

1358 

1370 

1373 

1377 

1380 

1394 

1408 

1403 

1395 

1380 


0 Kraftfahrzeuge = motorisierte Fahrzeuge i. S. der Anlage 2. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Bei Straßenverkehrsunfällen verunglückte Personen im Bundesgebiet 

und im Ausland 
1972 


Land 

Ein- 
woh- 
ner l ) 

Kfz- 

Be- 

stand 2 ) 

Ge- 
tötete 3 ) 

Verletzte 

Verun- 

glückte 

zusam- 

men 

Getö- 
tete 3 ) 

Ver- 

letzte 

Verun- 

glückte 

zusam- 

men 

Getötete 

Verletzte 

Verunglückte 

zusammen 


1 000 




je 100 000 Einwohner 

je 1 000 Kfz 

Bundesrepublik 
Deutschland . . . 

61 672 

17 902 

18811 

528 527 

547 338 

30,5 

857,0 

887,5 

1,1 

29,5 

30,6 

Belgien 

9 710 

2 587 

3 128 

104 708 

107 836 

32,2 

1 078,4 

1 110,6 

1,2 

40,5 

41,7 

Frankreich .... 

51 742 

16 335 

16 545 

371 818 

388 363 

32,0 

718,6 

750,6 

1,0 

22,8 

23,8 

Großbritannien 
ohne Nordirland 

54 239 

14 730 

7 763 

351 916 

359 679 

14,3 

648,8 

663,1 

0,5 

23,9 

24,4 

Italien 

54 350 

14 663 

11 078 

267 774 

278 852 

20,4 

492,7 

513,1 

0,8 

18,3 

19,0 

Niederlande . . . 

13 330 

3 543 

3 264 

70 082 

73 346 

24,5 

525,7 

550,2 

0,9 

19,8 

20,7 

Österreich .... 

7 479 

1 968 

2 632 

72 336 

74 968 

35,2 

967,2 

1 002,4 

1,3 

36,8 

38,1 

Schweden 

8 127 

2 655 

1 194 

21 256 

22 450 

14,7 

261,5 

276,2 

0,4 

8,0 

8,5 

Schweiz 

6 420 

1 771 

1 722 

37 108 

38 830 

26,8 

578,0 

604,8 

1,0 

21,0 

21,9 

USA 

208 840 

120 951 

56 600 

2 100 000 

2 156 600 

27,1 

1 005,6 

1 032,7 

0,5 

17,4 

17,8 


’) Stand: 1. Juli 1972. 

2 ) Stand: 31. Dezember 1972, ohne zulassungsfreie Kraftfahrzeuge mit Versicherungskennzeichen (Fahrräder mit Hilfs- 
motor und Kleinkrafträder) und landwirtschaftliche Traktoren. 

3 ) Frankreich: innerhalb sechs Tage nach dem Unfall Gestorbene; Italien: innerhalb 7 Tage Gestorbene; Österreich: 
innerhalb drei Tage Gestorbene? Bundesrepublik Deutschland und übrige europäische Länder: innerhalb 30 Tage 
Gestorbene; USA: innerhalb eines Jahres Gestorbene. 
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1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1970 

1971 

1972 

1973 
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Getötete Personen nach Art der Verkehrsbeteiligung 


Getötete 

insgesamt 

Darunter 

Führer und Mitfahrer von 

Fußgänger 

Personen- 

kraftwagen 

Krafträdern, 

Kraftrollern 

Mopeds, 

Mofas 

Fahrrädern 

Lastkraft- 
wagen, Zug- 
maschinen 




Anzahl 



14 406 

3 748 

2 440 

1 442 

1 501 

480 

4 574 

16 636 

7 333 

771 

657 

1 808 

559 

5 342 

16 646 

7 534 

811 

699 

1 696 

564 

5 199 

19 193 

8 989 

853 

700 

1 835 

593 

6 056 

18 753 

9 180 

867 

724 

1 733 

515 

5 577 

18811 

9 457 

969 

714 

1 691 

544 

5 295 

16 302 

7 820 

977 

745 

1 480 

471 

4 643 



Veränderung 1972 gegenüber 1971 

in °/o 


+ 0,3 

+ 3,0 

+ 11,8 

- 1,4 

- 2,4 

~ 5,6 

- 5,1 



Veränderung 1973 gegenüber 1972 in °/o 


~ 13,3 

- 17,3 

+ 0,8 

+ 4,3 

- 12,5 

- 13,4 

- 12,3 



Anteile an allen Getöteten (ohne Sonstige) in °/o 


100 

46,8 

4,4 

3,6 

9,6 

3,1 

31,6 

100 

49,0 

4,6 

3,9 

9,2 

2,7 

‘ 29,7 

100 

50,3 

5,2 

3,8 

9,0 

2,9 

28,1 

100 

48,0 

6,0 

4,6 

9,1 

2,9 

28,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 13 

Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 

Getötete 



Januar bis Dezember 

Zu- ( + ) bzw. 

Art der Verkehrsbeteiligung 

Ortslage 

1973 | 

1972 

Abnahme ( — ) 



Anzahl 

°/o 

Fahrzeugführer und Mitfahrer von 

innerhalb 

446 

439 

+ 1,6 

Krafträdern, Kraftrollern 

außerhalb 

531 

530 

+ 0,2 


zusammen 

977 

969 

+ 0,8 

Personenkraftwagen 

innerhalb 

1 821 

2 259 

- 19,4 


außerhalb 

5 999 

7 198 

- 16,6 


zusammen 

7 820 

9 457 

- 17,3 

Kraftomnibussen, Obussen 

innerhalb 

22 

18 

+ 22,2 


außerhalb 

24 

18 

+ 33,3 


zusammen 

46 

36 

+ 27,8 

Lastkraftwagen 

innerhalb 

85 

92 

~ 7,6 


außerhalb 

212 

253 

- 16,2 


zusammen 

297 

345 

- 13,9 

Sattelschleppern 

innerhalb 

8 

7 

X 


außerhalb 

24 

19 

+ 26,3 


zusammen 

32 

26 

+ 23,1 

landwirtschaftlichen und anderen 

innerhalb 

32 

51 

- 37,3 

Zugmaschinen 

außerhalb 

110 

122 

- 9,8 


zusammen 

142 

173 

- 17,9 

Sonderkraftfahrzeugen 

innerhalb 

20 

16 

+ 25,0 


außerhalb 

42 

20 

X 


zusammen 

62 

36 

+ 72,2 

Fahrrädern mit Hilfsmotor einschl. 

innerhalb 

366 

336 

+ 8,9 

Kleinkrafträdern von nicht mehr 

außerhalb 

379 

378 

+ 0,3 

als 40 km/h Höchstgeschwindig- 

zusammen 

745 

714 

+ 4,3 

keit 





Fahrrädern 

innerhalb 

826 

899 

~ 8,1 


außerhalb 

654 

792 

- 17,4 


zusammen 

1 480 

1 691 

- 12,5 

sonstigen Fahrzeugen 

innerhalb 

16 

19 

- 15,8 


außerhalb 

12 

16 

- 25,0 


zusammen 

28 

35 

- 20,0 

darunter Straßenbahnen 

innerhalb 

9 

7 

X 


außerhalb 

— 

1 

X 


zusammen 

9 

8 

X 

Fußgänger 

innerhalb 

3 384 

3 864 

- 12,4 


außerhalb 

1 259 

1 431 

- 12,0 


zusammen 

4 643 

5 295 

- 12,3 

unter 15 Jahren 

innerhalb 

749 

949 

- 21,1 


außerhalb 

274 

310 

- 11,6 


zusammen 

1 023 

1 259 

- 18,7 

über 65 Jahre 

innerhalb 

1 603 

1 746 

- 8,2 


außerhalb 

354 

443 

- 20,1 


zusammen 

1 957 

2 189 

- 10,6 

Andere Personen 

innerhalb 

17 

11 

+ 54,5 


außerhalb 

13 

23 

- 43,5 


zusammen 

30 

34 

- 11,8 

insgesamt 

innerhalb 

7 043 

8011 

- 12,1 


außerhalb 

9 259 

10 800 

- 14,3 


zusammen 

16 302 

18811 

- 13,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Bei Straßenverkehrsunfällen im Bundesgebiet getötete, schwer- und 
leichtverletzte Kinder im Alter von 0 bis 14 Jahren 


Personen 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Verände- 
rung gegen 
1972 

Anzahl 

°/o 

Verunglückte insgesamt . . 

65 693 

72 499 

71 194 

73 493 

68 898 

- 6,3 

darunter: 







Fußgänger 

32 447 

35 404 

33 173 

35 038 

31 325 

- 10,6 

Radfahrer 

14 357 

15 048 

15 925 

15 941 

16 226 

+ 1,8 

Mitfahrer 

18 782 

21 906 

21 915 

22 285 

21 124 

~ 5,2 

Getötete insgesamt 

1 919 

2 167 

2 049 

2 114 

1 781 

- 15,8 

darunter: 







Fußgänger 

1 146 

1 290 

1 208 

1 259 

1 023 

- 18,7 

Radfahrer 

429 

492 

447 

427 

389 

- 8,9 

Mitfahrer 

338 

373 

389 

420 

361 

- 14,0 

Schwerverletzte 







insgesamt 

24 388 

26 436 

25 746 

27 455 

24 714 

- 10,0 

darunter: 







Fußgänger 

14 830 

16 149 

15 087 

16 462 

14 179 

- 13,9 

Radfahrer 

5 183 

5 346 

5 617 

5 911 

5 789 

- 2,1 

Mitfahrer 

4 333 

4 887 

4 964 

4 979 

4 647 

- 0,7 

Leichtverletzte 







insgesamt 

39 386 

43 896 

43 399 

43 924 

42 403 

- 3,5 

darunter: 







Fußgänger 

16 471 

17 965 

16 878 

17317 

16 123 

- 6,9 

Radfahrer 

8 745 

9 210 

9 861 

9 603 

10 048 

+ 4,6 

Mitfahrer 

14 111 

16 646 

16 562 

16 886 

16 116 

- 4,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 15 


Bei Straßenverkehrsunfällen im Bundesgebiet verunglückte Kinder 
und Jugendliche nach Alter und Art der Verkehrsbeteiligung 1973 


Vollendetes 

Lebensjahr 

Verunglückte 

Ein- 
wohner *) 
in 

1 000 

Ver- 
unglückte 
je 100 000 
Einwohner 

insgesamt 

Fußgänger 

Radfahrer 

Mitfahrer 

andere 
Verkehrs- 
teil- 
nehmer *) 

Fußgänger 

und 

Radfahrer 

zusammen 


Anzahl 

0 

93 

21 



72 



21 

687 

13,5 

1 

971 

95 

— 

875 

1 

95 

761 

127,6 

2 

1 718 

491 

6 

1 221 

— 

497 

788 

218,0 

3 

3 059 

1 573 

5 

1 481 

— 

1 578 

888 

344,5 

4 

4 440 

2 796 

65 

1 579 

— 

2 861 

957 

463,9 

5 

5 692 

3 692 

296 

1 704 

— 

3 988 

996 

571,5 

0 bis 5 

15 973 

8 668 

372 

6 932 

1 

9 040 

5 078 

314,6 

6 

6 534 

4 187 

793 

1 553 

1 

4 980 

1 023 

638,7 

7 

7 443 

4 487 

1 427 

1 527 

2 

5914 

1 024 

726,9 

8 

6 931 

3 774 

1 685 

1 469 

3 

5 459 

1 045 

663,3 

9 

6 090 

2 868 

1 865 

1 357 

— 

4 733 

1 032 

590,1 

10 

5 757 

2 248 

1 988 

1 518 

3 

4 236 

995 

578,6 

11 

5 360 

1 834 

2 030 

1 489 

7 

3 864 

991 

540,9 

12 

5 044 

1 351 

2 100 

1 584 

9 

3 451 

959 

526,0 

13 

4 789 

1 067 

2 101 

1 603 

18 

3 168 

934 

512,7 

14 

4 977 

841 

1 865 

2 092 

179 

2 706 

894 

556,7 

6 bis 14 

52 925 

22 657 

15 854 

14 192 

222 

38 511 

8 896 

594,9 

0 bis 14 

68 898 

31 325 

16 226 

21 124 

223 

47 551 

13 973 

493,1 

15 

7 455 

846 

1 491 

3 687 

1 431 

2 337 

881 

846,2 

16 

14 201 

967 

1 103 

6 224 

5 907 

2 070 

857 

1 657,1 

17 

20 414 

957 

818 

7 948 

10 691 

1 775 

826 

2 471,4 

15 bis 17 

42 070 

2 770 

3 412 

17 859 

18 029 

6 182 

2 564 

1 640,8 


l ) Mofa-, Mopedfahrer und andere Fahrzeugführer sowie andere Personen als Fußgänger 
-) geschätzte Zahlen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 16 


Bei Straßenverkehrsunfällen im Bundesgebiet als Fußgänger oder Radfahrer 


Monat 

Vollendete Lebensjahre 


0 bis 5 
Jahre 

6 bis 14 
Jahre 

7.00 bis 
7.59 

8.00 bis 
8.59 

9.00 bis 
9.59 

10.00 bis 
10.59 


Fußgänger 





Januar 

309 

1 616 

192 

55 

39 

75 

Februar 

416 

2 095 

161 

76 

64 

116 

März 

878 

2 798 

175 

86 

102 

154 

April 

648 

1 682 

47 

50 

66 

96 

Mai 

1 134 

2 543 

151 

85 

76 

100 

Juni 

1 052 

1 921 

68 

58 

64 

122 

Juli 

824 

1 438 

40 

35 

36 

102 

August 

1 017 

1 752 

97 

55 

67 

98 

September 

905 

1 815 

144 

71 

62 

99 

Oktober 

708 

1 798 

142 

62 

38 

97 

November 

426 

1 740 

174 

59 

52 

69 

Dezember 

351 

1 459 

187 

49 

48 

86 

Jahr zusammen . . . | 

8 668 

22 657 

1 578 

741 

714 

1 214 


Radfahrer 





Januar 

3 

427 

65 

16 

8 

19 

Februar 

1 

476 

56 

12 

10 

16 

März 

23 

930 

58 

22 

14 

36 

April 

21 

951 

29 

21 

19 

49 

Mai 

59 

2 036 

116 

44 

35 

59 

Juni , . 

62 

2 261 

86 

44 

68 

121 

Juli 

38 

1 824 

65 

31 

60 

110 

August 

73 

2 333 

69 

40 

60 . 

131 

September 

50 

2 128 

142 

46 

38 

74 

Oktober 

28 

1 417 

102 

30 

30 

46 

November 

9 

739 

80 

31 

17 

28 

Dezember 

5 

332 

49 

11 

5 

12 

Jahr zusammen . . . 

372 

| 15 854 

917 

348 

364 

701 


Fußgänger und Radfahrer 





zusammen . . . 

9 040 

38511 

2 495 

1 089 

1 078 

1 915 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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A n 1 a g 


verunglückte Kinder nach Monaten und Uhrzeit 1973 


von den 6- bis 14jährigen Kindern verunglückten in der Zeit von . . . bis . . . Uhr 


11.00 bis 
11.59 

12.00 bis 
12.59 

13.00 bis 
13.59 

14.00 bis 
14.59 

15.00 bis 
15.59 

16.00 bis 
16.59 

17.00 bis 
17.59 

18.00 bis 
18.59 

19.00 bis 
19.59 

20.00 bis 
6.59 

155 

209 

117 

124 

154 

230 

157 

68 

21 

20 

215 

276 

192 

149 

186 

289 

206 

105 

31 

29 

284 

278 

264 

223 

277 

396 

307 

168 

51 

33 

174 

182 

113 

155 

184 

246 

227 

85 

36 

21 

226 

260 

177 

179 

250 

399 

336 

191 

70 

43 

157 

197 

138 

147 

180 

228 

243 

175 

89 

55 

157 

106 

118 

111 

119 

184 

189 

116 

79 

46 

165 

175 

130 

118 

170 

212 

220 

146 

56 

43 

185 

205 

158 

122 

154 

234 

193 

111 

54 

23 

156 

210 

189 

139 

156 

250 

218 

81 

34 

26 

173 

208 

149 

114 

145 

209 

251 

89 

19 

29 

166 

171 

113 

101 

132 

150 

154 

58 

20 

24 

2213 

2 477 

1 858 

1 682 

2 107 

3 027 

2 701 

1 393 

560 

392 


24 

42 

32 

41 

44 

60 

48 

18 

4 

6 

29 

43 

41 

48 

59 

61 

58 

29 

8 

6 

59 

84 

87 

101 

126 

141 

124 

54 

15 

9 

72 

101 

89 

120 

104 

133 

112 

75 

20 

7 

108 

168 

179 

188 

222 

324 

296 

189 

71 

37 

156 

188 

191 

180 

221 

299 

354 

194 

91 

68 

144 

161 

157 

161 

174 

218 

231 

174 

85 

53 

156 

179 

194 

223 

254 

278 

344 

241 

107 

57 

138 

174 

180 

194 

260 

319 

329 

168 

47 

19 

89 

141 

119 

143 

193 

233 

186 

66 

20 

19 

40 

67 

71 

78 

81 

104 

83 

31 

18 

10 

16 

32 

25 

36 

38 

41 

33 

20 

2 

12 

1 031 

1 380 

1 365 

1 513 

1 776 

2 211 

2 198 

1 259 

488 

303 

3 244 

3 857 

3 223 

3 195 

3 883 

5 238 

4 899 

2 652 

1 048 

695 


e 16 
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Anlage 17 


Bei Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet verunglückte Fußgänger und 

Radfahrer nach Ländern 

a) Verunglückte Kinder bis 14 Jahre 


Land 

1969 | 

1970 

1971 | 

1972 | 

1973 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

( + ) 
Ab- 
nahme 

M 

gegen. 
1969 
in °/o 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 

nähme 

(-) 
gegen. 
1970 
in °/o 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

( + ) 
Ab- 
nahme 

H 

gegen. 
1971 
in °/o 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

(+3 

Ab- 

nahme 

M 

gegen. 
1972 
in % 

Schleswig-Holstein 

2 186 

2 440 

+ 11.6 

2 562 

+ 5,0 

2 688 

+ 4,9 

2 574 

- 4,2 

Hamburg 

1 875 

1 930 

+ 2,9 

2 070 

+ 7,3 

2 003 

-3,2 

1 813 

-9,5 

Niedersachsen 

5 314 

5 466 

+ 2,9 

5 574 

+ 2,0 

5 806 

+4,2 

5 564 

- 4,2 

Bremen 

819 

881 

+ 7,6 

885 

+ 0,5 

884 

-o,i 

872 

-1,4 

Nordrhein-Westfalen 

15 638 

16 676 

+ 6,6 

15 987 

- 4,1 

16 696 

+ 4,4 

15 440 

-7,5 

Hessen 

3 598 

4 110 

+ 14,2 

3 914 

- 4,8 

4 050 

+ 3,5 

3 790 

-6,4 

Rheinland-Pfalz 

2 598 

2 785 

+ 7,2 

2 564 

- 7,9 

2 798 

+ 9,1 

2 590 

-7,4 

Baden-Württemberg 

5 803 

6 247 

+ 7,7 

6315 

+ U 

6 532 

+ 3,4 

5 942 

-9,0 

Bayern 

6 141 

6 775 

+ 10,3 

6 326 

- 6,6 

6 497 

+ 2,7 

6 070 

-6,6 

Saarland 

896 

1 027 

+ 14,6 

928 

- 9,6 

959 

+ 3,3 

882 

-8,0 

Berlin (West) 

1 936 

2 115 

+ 9,2 

1 973 

- 6,7 

2 066 

+ 4,7 

2 014 

-2,5 

Bundesgebiet 

46 804 

50 452 

+ 7,8 

49 098 

- 2,7 

50 979 

+ 3,8 

47 551 

-6,7 


b) Verunglückte über 14 Jahre 


Land 

1969 | 

1970 

i 

1971 | 

1972 | 

1973 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 

nähme 

(-) 

gegen. 
1969 
in °/o 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 

nahme 

(-) 
gegen. 
1970 
in °/o 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

( + ) 
Ab- 
nahme 

(-) 
gegen. 
1971 
in °/o 

Anzahl 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 

nähme 

M 

gegen. 
1972 
in % 

Schleswig-Holstein 

2 960 

3 031 

+ 

2,4 

3 076 

+ 1,5 

3 040 

-1,2 

3 014 

- 0,9 

Hamburg 

2 910 

3 195 

+ 

9,8 

3 038 

- 4,9 

2 861 

- 5,8 

2 844 

-0,6 

Niedersachsen 

8 235 

9 006 

+ 

9,4 

8 685 

- 3,6 

8 085 

-6,9 

8 248 

+ 2,0 

Bremen 

1 488 

1 402 

- 

5,8 

1 452 

+ 3,6 

1 343 

-7,5 

1 327 

- 1,2 

Nordrhein-Westfalen 

20 483 

21 635 

+ 

5,6 

20 114 

- 7,0 

18 575 

-7,7 

17 719 

-4,6 

Hessen 

5 692 

6 012 

+ 

5,6 

5 590 

- 7,0 

5 344 

-4,4 

5 287 

-u 

Rheinland-Pfalz 

3 468 

3 803 

+ 

9,7 

3 418 

-10,1 

3 261 

- 4,6 

3 245 

- 0,5 

Baden-Württemberg 

8 165 

8 559 

+ 

4,8 

8 140 

- 4,9 

7 946 

-2,4 

7 454 

- 6,2 

Bayern 

12 336 

13 400 

+ 

8,6 

12 522 

- 6,6 

12 022 

- 4,0 

11 289 

- 6,1 

Saarland 

1 000 

1 087 

+ 

8,7 

948 

-12,8 

993 

+ 4,7 

954 

-3,9 

Berlin (West) 

3 493 

3 673 

+ 

5,2 

3 382 

- 7,9 

3 427 

+ 1,3 

3 406 

-0,6 

Bundesgebiet 

70 230 

74 803 

+ 

6,5 

70 365 

- 5,9 

66 897 

- 4,9 

64 787 

- 3,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Bei Straßenverkehrsunfällen 1972 1 ) als Fußgänger oder Radfahrer 2 ) 
verunglückte Kinder im Alter unter 15 Jahren in Ländern 
mit starker Verkehrsdichte 

(Bezogen auf 100 000 Kinder dieser Altersgruppe) 

Anlage 18 

Land 

Ver- 

unglückte 

Fußgänger 

und 

Radfahrer 

Getötete 

Fußgänger 

und 

Radfahrer 

Einwohner 

1 000 

Ver- 
unglückte 
Fußgänger 
u. Radfahrer 
je 100 000 
Einwohner 

! 

Getötete 
Fußgänger 
u. Radfahrer 
je 100 000 
Einwohner 

Bundesrepublik Deutschland 

50 979 

1 696 

13 973 

365 

12 

Belgien 3 ) 

6 464 

219 

2 213 

292 

10 

Dänemark 3 ) 

2 423 

133 

1 148 

211 

12 

Frankreich 

19 933 

708 

12 701 

157 

6 

Großbritannien 

48 870 

773 

13 507 

362 

6 

Italien 3 ) 

14 470 

549 

13 134 

110 

4 

Niederlande 3 ) 

7 733 

358 

3 572 

216 

10 

Österreich 3 ) 

5 135 

142 

1 822 

281 

8 

Schweiz 

3 455 

135 

1 480 

233 

9 

U.S.A 

90 850 

3 350 

56 748 

160 

6 


J ) Für 1973 liegen noch keine Ergebnisse aus dem Ausland vor. 

2 ) Einschließlich Mitfahrer auf Fahrrädern. 

;1 ) Stand 1971. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 19 a 


Straßenverkehrsunfälle 1973 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Verkehrsteilnehmer 

a) Innerhalb von Ortschaften 





Be 

teiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 





rr 

lit 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

Art der Verkehrsbeteiligung 

mit 

Getöteten 

Schwer- 

verlc 

Leicht- 

sten 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Krafträder, Motorräder 
mit einem Hubraum von 
mehr als 50 ccm 

230 

2 485 

4 025 

6 740 

110 

335 

22 

7 075 

132 

Kleinkrafträder, Kraft- 
räder mit einem Hub- 
raum von nicht mehr als 
50 ccm und einer 
Höchstgeschwindigkeit 
über 40 km/h, mit amt- 
lichen Kennzeichen .... 

307 

6 200 

9 568 

16 075 

195 

312 

28 

16 387 

223 

Kraftroller (Motorroller) . 

21 

325 

669 

1 015 

7 

25 

4 

1 040 

11 

Personenkraftwagen 
(einschl. Kombinations- 
kraftwagen) 

5 940 

80 548 

211 975 

298 463 

10 246 

260 829 

20 115 

559 292 

30 361 

davon mit einem Hub- 
raum von . . . bis . . . ccm 

bis 499 

47 

790 

2 256 

3 093 

53 

1 661 

45 

4 754 

98 

500 bis 699 

31 

577 

1 451 

2 059 

38 

1 413 

53 

3 472 

91 

700 bis 999 

380 

6 002 

16 074 

22 456 

472 

15 597 

800 

38 053 

1 272 

1 000 bis 1 199 

1 379 

19 263 

48 921 

69 563 

1 751 

51 164 

2 898 

120 727 

4 649 

1 200 bis 1 499 

1 289 

18 465 

47 534 

67 288 

1 408 

54 265 

3 113 

121 553 

4 521 

1 500 bis 1 999 

2 085 

26 769 

70 640 

99 494 

2018 

97 202 

4 780 

196 696 

6 798 

2 000 und mehr 

520 

6 064 

16 861 

23 445 

542 

26 551 

1 355 

49 996 

1 897 

Ohne Angabe 

209 

2618 

8 238 

11 065 

3 964 

12 976 

7 071 

24 041 

11 035 

Kraftomnibusse 

189 

1 444 

3 504 

5 137 

104 

3014 

74 

8 151 

178 

Oberleitungsomnibusse . . 

3 

4 

18 

25 

— 

9 

— 

34 

— 

Liefer- und Lastkraft- 
wagen ohne Anhänger . 

823 

5 849 

14 038 

20 710 

753 

20 744 

2 046 

41 454 

2 799 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht 
des Fahrzeuges 

von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

37 

460 

1 090 

1 587 

36 

1 188 

80 

2 775 

116 

2 001 bis 3 500 

194 

1 823 

4 191 

6 208 

113 

5 125 

239 

11 333 

352 

3 501 bis 7 500 

256 

1 787 

4 544 

6 587 

117 

6 865 

422 

13 452 

539 

7 501 bis 9 000 

21 

115 

282 

418 

2 

520 

22 

938 

24 

9 001 bis 12 000 

69 

318 

743 

1 130 

32 

1 271 

94 

2 401 

126 

12 001 bis 16 000 

154 

697 

1 490 

2 341 

19 

2 598 

95 

4 939 

114 

16 001 und mehr 

57 

286 

581 

924 

9 

1 145 

39 

2 069 

48 

Ohne Angabe 

35 

363 

1 117 

1 515 

425 

2 032 

1 055 

3 547 

1 480 
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noch Anlage 19 a 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 




IT 

it 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

Art der Verkehrsbeteiligung 

mit 

Getöteten 

Schwer- 

verlf 

Leicht- 

itzten 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

Unfall 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Liefer- und Lastkraft- 










wagen mit Anhänger . . 

299 

1 118 

2 062 

3 479 

89 

3 801 

271 

7 280 

360 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht 
des Zugfahrzeuges 
von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

1 

4 

13 

18 


21 

1 

39 

1 

2 001 bis 3 500 

1 

15 

27 

43 

— 

39 

3 

82 

3 

3 501 bis 7 500 

11 

37 

101 

149 

3 

199 

4 

348 

7 

7 501 bis 9 000 

7 

25 

58 

90 

— 

100 

6 

190 

6 

9 001 bis 12 000 

28 

120 

208 

356 

3 

398 

19 

754 

22 

12 001 bis 16 000 

186 

642 

1 161 

1 989 

16 

2 129 

84 

4 118 

100 

16 001 und mehr 

57 

210 

324 

591 

2 

608 

12 

1 199 

14 

Ohne Angabe 

8 

65 

170 

243 

65 

307 

142 

550 

207 

Liefer- und Lastkraft- 
wagen ohne und mit 
Anhänger zusammen . . 

1 122 

6 967 

16 100 

24 189 

842 

24 545 

2 317 

48 734 

3 159 

Sattelschleper, auch mit 










Anhänger 

145 

423 

850 

1 418 

34 

1 660 

129 

3 078 

163 

Landwirtschaftliche Zug- 
maschinen, auch mit An- 
hänger 

57 

384 

595 

1 036 

18 

775 

30 

1 811 

48 

Andere Zugmaschinen, 










auch mit Anhänger .... 

36 

149 

232 

417 

11 

449 

21 

866 

32 

Sonderkraftfahrzeuge . . . 

86 

375 

805 

1 266 

36 

1 648 

458 

2 914 

494 

Fahrräder mit Hilfsmotor 
(Mopeds) sowie Klein- 
krafträder mit einem 
Hubraum von nicht 
mehr als 50 ccm und 
einer Höchstgeschwin- 
digkeit bis 40 km/h, mit 
Versicherungs- 
kennzeichen 

193 

2 940 

5 465 

8 598 

236 

133 

18 

8 731 

254 

Mofa 25, Fahrräder mit 
Hilfsmotor, mit einer 
Höchstgeschwindigkeit 
bis 25 km/h, mit Ver- 
sicherungskennzeichen, 
nicht führerschein- 
pflichtig 

213 

4 179 

9 351 

13 743 

276 

162 

16 

13 905 

292 

Kraftfahrzeuge 










zusammen 

8 542 

106 423 

263 157 

378 122 

12 115 

293 896 

23 232 

672 018 

35 347 

darunter Tankfahr- 
zeuge zur Beförderung 
von brennbaren Flüssig- 
keiten, Gasen und 
ätzenden Stoffen 

23 

85 

185 

293 

12 

281 

20 

574 

32 
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noch Anlage 19 a 


Art der Verkehrsbeteiligung 

Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 

mit 

Getöteten 

ir 

Schwer- 

verle 

lit 

Leicht- 

tzten 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Fahrräder 

873 

11 510 

24 471 

36 854 

538 

280 

40 

37 134 

578 

Straßenbahnen 

144 

638 

1 277 

2 059 

11 

1 292 

5 

3 351 

16 

Eisenbahnen 

74 

89 

129 

292 

1 

257 

— 

549 

1 

Bespannte Fuhrwerke . . . 

2 

30 

37 

69 

1 

17 

5 

86 

6 

Handwagen und Hand- 










karren 

7 

32 

48 

87 

— 

4 

1 

91 

1 

Sonstige und unbekannte 










Fahrzeuge 

29 

236 

539 

804 

314 

2 345 

1 815 

3 149 

2 129 

Fußgänger 

3 620 

28 853 

34 564 

67 037 

253 

489 

72 

67 526 

325 

Tierführer/Treiber 

1 

6 

22 

29 

— 

11 

— 

40 

— 

Andere Personen 

15 

128 

239 

382 

1 

26 

— 

408 

1 

Verkehrsteilnehmer 










insgesamt 

13 307 

147 945 

324 483 

485 735 

13 234 

298 617 

25 170 

784 352 

38 404 
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Straßenverkehrsunfälle 1973 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Verkehrsteilnehmer 

b) Außerhalb von Ortschaften 


Anlage 19 b 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 




ir 

iit 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

Art der Verkehrsbeteiligung 

mit 

Getöteten 

Schwer- 

verl« 

Leicht- 

itztcn 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Krafträder, Motorräder 
mit einem Hubraum von 
mehr als 50 ccm 

272 

1 463 

1 155 

2 890 

42 

126 

11 

3 016 

53 

Kleinkrafträder, Kraft- 
räder mit einem Hub- 
raum von nicht mehr als 
50 ccm und einer 
Höchstgeschwindigkeit 
über 40 km/h, mit amt- 
lichen Kennzeichen .... 

291 

2 359 

1 841 

4 491 

55 

97 

9 

4 588 

64 

Kraftroller (Motorroller) . 

21 

111 

116 

248 

2 

5 

1 

253 

3 

Personenkraftwagen 
(einschl. Kombinations- 
kraftwagen) 

9 368 

53 696 

82 410 

145 474 

5 492 

91 845 

7 233 

237 319 

12 725 

davon mit einem Hub- 
raum von . . . bis . . . ccm 

bis 499 

103 

449 

650 

1 202 

13 

403 

9 

1 605 

22 

500 bis 699 

41 

340 

501 

882 

19 

338 

11 

1 220 

30 

700 bis 999 

602 

3 901 

5 639 

10 142 

237 

4 534 

270 

14 676 

507 

1 000 bis 1 199 

2 122 

13 362 

18 709 

34 193 

846 

16 645 

1 005 

50 838 

1 851 

1 200 bis 1 499 

1 962 

11 918 

18 007 

31 887 

743 

17 841 

921 

49 728 

1 664 

1 500 bis 1 999 

3 342 

17 618 

28 070 

49 030 

970 

35 516 

1 512 

84 546 

2 482 

2 000 und mehr 

882 

4 156 

7 370 

12 408 

246 

11 608 

490 

24 016 

736 

Ohne Angabe 

314 

1 952 

3 464 

5 730 

2 418 

4 960 

3 015 

10 690 

5 433 

Kraftomnibusse 

134 

502 

791 

1 427 

28 

1 076 

36 

2 503 

64 

Oberleitungsomnibusse . . 

2 

1 

1 

4 

— 

1 

— 

5 

— 

Liefer- und Lastkraft- 
wagen ohne Anhänger . 

815 

3 508 

6 193 

10 516 

451 

9 232 

849 

19 748 

1 300 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht 
des Fahrzeuges 

von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

31 

157 

274 

462 

12 

336 

20 

798 

32 

2 001 bis 3 500 

155 

820 

1 312 

2 287 

40 

1 308 

51 

3 595 

91 

3 501 bis 7 500 

281 

1 110 

2 074 

3 465 

46 

3 037 

96 

6 502 

142 

7 501 bis 9 000 

20 

96 

172 

288 

6 

253 

9 

541 

15 

9 001 bis 12 000 

54 

255 

391 

700 

13 

721 

34 

1 421 

47 

12 001 bis 16 000 

151 

590 

942 

1 683 

12 

1 710 

34 

3 393 

46 

16 001 und mehr 

73 

220 

415 

708 

11 

693 

23 

1 401 

34 

Ohne Angabe 

50 

260 

613 

923 

311 

1 174 

582 

2 097 

893 
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noch Anlage 19 b 

Art der Verkehrsbeteiligung 

Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 

mit 

Getöteten 

mit 

Schwer- Leicht- 

verletzten 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

insgesamt 

darunter : 
Verkehrs- 
unfall- 
flüchtige 



Liefer- und Lastkraft- 










wagen mit Anhänger . . 

579 

1 778 

2 709 

5 066 

151 

5 860 

344 

10 926 

495 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht 
des Zugfahrzeuges 

von ... bis ... kg 

bis 2 000 

1 

5 

5 

11 


23 

1 

34 

1 

2 001 bis 3 500 

— 

20 

24 

44 

- — 

35 

1 

79 

1 

3 501 bis 7 500 ...... 

13 

52 

87 

152 

4 

212 

1 

364 

5 

7 501 bis 9 000 

8 

46 

82 

136 

2 

116 

1 

252 

3 

9 001 bis 12 000 

46 

123 

219 

388 

6 

473 

12 

861 

18 

12 001 bis 16 000 

372 

1 088 

1 632 

3 092 

35 

3415 

61 

6 507 

96 

16 001 und mehr 

111 

342 

459 

912 

2 

1 023 

17 

1 935 

19 

Ohne Angabe 

28 

102 

201 

331 

102 

563 

250 

894 

352 

Liefer- und Lastkraft- 
wagen ohne und mit 
Anhänger zusammen . . 

1 394 

5 286 

8 902 

15 582 

602 

15 092 

1 193 

30 674 

1 795 

Sattelschleper, auch mit 










Anhänger 

227 

649 

1 036 

1 912 

30 

2 044 

89 

3 956 

119 

Landwirtschaftliche Zug- 
maschinen, auch mit An- 
hänger 

155 

618 

950 

1 723 

15 

1 093 

32 

2816 

47 

Andere Zugmaschinen, 










auch mit Anhänger .... 

47 

148 

249 

444 

15 

363 

20 

807 

35 

Sonderkraftfahrzeuge . . . 

91 

299 

467 

857 

12 

796 

45 

1 653 

57 

Fahrräder mit Hilfsmotor 
(Mopeds) sowie Klein- 
krafträder mit einem 
Hubraum von nicht 
mehr als 50 ccm und 
einer Höchstgeschwin- 
digkeit bis 40 km/h, mit 
Versicherungs- 
kennzeichen 

194 

1 018 

868 

2 080 

46 

36 

8 

2 116 

54 

Mofa 25, Fahrräder mit 
Hilfsmotor, mit einer 
Höchstgeschwindigkeit 
bis 25 km/h, mit Ver- 
sicherungskennzeichen, 
nicht führerschein- 
pflichtig 

194 

1 321 

1 457 

2 972 

39 

47 

4 

3 019 

43 

Kraftfahrzeuge 










zusammen 

12 390 

67 471 

100 243 

180 104 

6 378 

112 621 

8 681 

292 725 

15 059 

darunter Tankfahr- 
zeuge zur Beförderung 
von brennbaren Flüssig- 
keiten, Gasen und 
ätzenden Stoffen 

35 

89 

175 

299 

5 

282 

18 

581 

23 
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noch Anlage 19 b 


Art der Verkehrsbeteiligung 

Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 

mit 

Getöteten 

mit 

1 

Schwer- j Leicht- 
verletzten 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter : 
Verkehrs- 
unfall 
flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Fahrräder 

676 

2 932 

2 603 

6211 

56 

123 

18 

6 334 

74 

Straßenbahnen 

2 

13 

21 

36 

— 

23 

— 

59 

— 

Eisenbahnen 

67 

82 

73 

222 

— 

128 

— 

350 

— 

Bespannte Fuhrwerke . . . 

3 

30 

26 

59 

1 

12 

2 

71 

3 

Handwagen und Hand- 










karren 

— 

11 

16 

27 

— 

5 

— 

32 

— 

Sonstige und unbekannte 










Fahrzeuge 

25 

135 

198 

358 

184 

455 

317 

813 

501 

Fußgänger 

1 388 

3 282 

2 003 

6 673 

22 

92 

15 

6 765 

37 

Tierführer/Treiber 

2 

4 

15 

21 


19 


40 


Andere Personen 

20 

66 

50 

136 

2 

16 

1 

152 

3 

Verkehrsteilnehmer 










insgesamt 

14 573 

74 026 

105 248 

193 847 

6 643 

113 494 

9 034 

307 341 

15 677 
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Anlage 19 c 


Straßenverkehrsunfälle 1973 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Verkehrsteilnehmer 

c) Innerhalb und außerhalb von Ortschaften 


Art der Verkehrsbeteiligung 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 


mit 

Getöteten 


Schwer- 


Leicht- 


verletzten 


mit Personenschaden 


zu- 

sammen 


darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüditige 


mit nur Sachschaden 


mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 


von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 


darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 


insgesamt 


Krafträder, Motorräder 
mit einem Hubraum von 
mehr als 50 ccm 

Kleinkrafträder, Kraft- 
räder mit einem Hub- 
raum von nicht mehr als 
50 ccm und einer 
Höchstgeschwindigkeit 
über 40 km/h, mit amt- 


502 3 948 5 180 9 630 


152 


461 


33 10 091 


darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 


185 


liehen Kennzeichen .... 

: 593 

8 559 

11 409 

20 566 

250 

409 

37 

20 975 

287 

Kraftroller (Motorroller) . 

42 

436 

785 

1 263 

9 

30 

5 

1 293 

14 

Personenkraftwagen 
(einschl. Kombinations- 
kraftwagen) 

15 308 

134 244 

294 385 

443 937 

15 738 

352 674 

27 348 

796 611 

43 086 

davon mit einem Hub- 
raum von . . . bis . . . ccm 

bis 499 

150 

1 239 

2 906 

4 295 

66 

2 064 

54 

6 359 

120 

500 bis 699 

72 

917 

1 952 

2 941 

57 

1 751 

' 64 

4 692 

121 

700 bis 999 

982 

9 903 

21 713 

32 598 

709 

20 131 

1 070 

52 729 

1 779 

1 000 bis 1 199 

3 501 

32 625 

67 630 

103 756 

2 597 

67 809 

3 903 

171 565 

6 500 

1 200 bis 1 499 

3 251 

30 383 

65 541 

99 175 

2 151 

72 106 

4 034 

171 281 

6 185 

1 500 bis 1 999 

5 427 

44 387 

98 710 

148 524 

2 988 

132 718 

6 292 

281 242 

9 280 

2 000 und mehr 

1 402 

10 220 

24 231 

35 853 

788 

38 159 

1 845 

74 012 

2 633 

Ohne Angabe 

523 

4 570 

11 702 

16 795 

6 382 

17 936 

10 086 

34 731 

16 468 

Kraftomnibusse 

323 

1 946 

4 295 

6 564 

132 

4 090 

110 

10 654 

242 

Oberleitungsomnibusse . . 

5 

5 

19 

29 


10 

— 

39 

— 

Liefer- und Lastkraft- 
wagen ohne Anhänger . 

1 638 

9 357 

20 231 

31 226 

1 204 

29 976 

2 895 

61 202 

4 099 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht 
des Fahrzeuges 

von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

68 

617 

1 364 

2 049 

48 

1 524 

100 

3 573 

148 

2 001 bis 3 500 

349 

2 643 

5 503 

8 495 

153 

6 433 

290 

14 928 

443 

3 501 bis 7 500 

537 

2 897 

6 618 

10 052 

163 

9 902 

518 

19 954 

681 

7 501 bis 9 000 

41 

211 

454 

706 

8 

773 

31 

1 479 

39 

9 001 bis 12 000 

123 

573 

1 134 

1 830 

45 

1 992 

128 

3 822 

173 

12 001 bis 16 000 

305 

1 287 

2 432 

4 024 

31 

4 308 

129 

8 332 

160 

16 001 und mehr 

130 

506 

996 

1 632 

20 

1 838 

62 

3 470 

82 

Ohne Angabe 

85 

623 

1 730 

2 438 

736 

3 206 

1 637 

5 644 

2 373 
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noch Anlage 19 c 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 




rr 

it 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

Art der Verkehrsbeteiligung 

mit 

Getöteten 

Schwer- 

verl« 

Leicht- 

itzten 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfaU 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Liefer- und Lastkraft- 










wagen mit Anhänger . . 

878 

2 896 

4 771 

8 545 

240 

9 661 

615 

18 206 

855 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht 
des Zugfahrzeuges 

von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

2 

9 

18 

29 


44 

2 

73 

2 

2 001 bis 3 500 

1 

35 

51 

87 

— 

74 

4 

161 

4 

3 501 bis 7 500 

24 

89 

188 

301 

7 

411 

5 

712 

12 

7 501 bis 9 000 

15 

71 

140 

226 

2 

216 

7 

442 

9 

9 001 bis 12 000 

74 

243 

427 

744 

9 

871 

31 

1 615 

40 

12 001 bis 16 000 

558 

1 730 

2 793 

5 081 

51 

5 544 

145 

10 625 

196 

16 001 und mehr 

168 

552 

783 

1 503 

4 

1 631 

29 

3 134 

33 

Ohne Angabe 

36 

167 

371 

574 

167 

870 

392 

1 444 

559 

Liefer- und Lastkraft- 
wagen ohne und mit 
Anhänger zusammen . . 

2516 

12 253 

25 002 

39 771 

1 444 

39 637 

3 510 

79 408 

4 954 

Sattelschleper, auch mit 










Anhänger 

372 

1 072 

1 886 

3 330 

64 

3 704 

218 

7 034 

282 

Landwirtschaftliche Zug- 
maschinen, auch mit An- 
hänger 

212 

1 002 

1 545 

2 759 

33 

1 868 

62 

4 627 

95 

Andere Zugmaschinen, 










auch mit Anhänger .... 

83 

297 

481 

861 

26 

812 

41 

1 673 

67 

Sonderkraftfahrzeuge . . . 

177 

674 

1 272 

2 123 

48 

2 444 

503 

4 567 

551 


Fahrräder mit Hilfsmotor 
(Mopeds) sowie Klein- 
krafträder mit einem 
Hubraum von nicht 
mehr als 50 ccm und 
einer Höchstgeschwin- 
digkeit bis 40 km/h, mit 
Versicherungs- 
kennzeichen 

Mofa 25, Fahrräder mit 
Hilfsmotor, mit einer 
Höchstgeschwindigkeit 
bis 25 km/h, mit Ver- 
sicherungskennzeichen, 
nicht führerschein- 
pflichtig 

Kraftfahrzeuge 

zusammen 

darunter Tankfahr- 
zeuge zur Beförderung 
von brennbaren Flüssig- 
keiten, Gasen und 
ätzenden Stoffen 


387 3 958 6 333 10 678 


282 169 26 10 847 308 


407 5 500 10 808 16 715 


315 209 20 16 924 335 


20 932 173 894 363 400 558 226 18 493 406 517 31 913 964 743 50 406 


58 174 360 592 


17 563 38 1 155 55 
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Art der Verkehrsbeteiligung 

Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 

mit 

Getöteten 

rr 

Schwer- 

verl( 

iit 

Leicht- 

hzlen 

mit Personenschaden 

mit nur Sachschaden 

mit Personenschaden 
und 

mit nur Sachschaden 

zu- 

sammen 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall 

flüchtige 

von 

1 000 DM 
und mehr 
bei einem 
der Be- 
teiligten 

darunter : 
Verkehrs- 
unfall 
flüchtige 

insgesamt 

darunter: 

Verkehrs- 

unfall- 

flüchtige 

Fahrräder 

1 549 

14 442 

27 074 

43 065 

594 

403 

58 

43 468 

652 

Straßenbahnen 

146 

651 

1 298 

2 095 

11 

1 315 

5 

3 410 

16 

Eisenbahnen 

141 

171 

202 

514 

1 

385 


899 

1 

Bespannte Fuhrwerke . . . 

5 

60 

63 

128 

2 

29 

7 

157 

9 

Handwagen und Hand- 










karren 

7 

43 

64 

114 

— 

9 

1 

123 

1 

Sonstige und unbekannte 










Fahrzeuge 

54 

371 

737 

1 162 

498 

2 800 

2 132 

3 962 

2 630 

Fußgänger 

5 008 

32 135 

36 567 

73 710 

275 

581 

87 

74 291 

362 

Tierführer/Treiber 

3 

10 

37 

50 


30 

— 

80 

— 

Andere Personen 

35 

194 

289 

518 

3 

42 

1 

560 

4 

Verkehrsteilnehmer 










insgesamt 

27 880 

221 971 

429 731 

679 582 

19 877 

412 111 

34 204 1091 693 

54 081 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 20 a 


An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Verkehrsteilnehmer 

— Innerorts — 
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Anlage 20 b 


An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Verkehrsteilnehmer 

— Außerorts — 
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An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Verkehrsteilnehmer 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 21a 


Straßenverkehrsunfälle 1973 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Fahrzeugführer und Fußgänger 
nach Alter und Geschlecht 


Alter 

von . . . bis 
unter . . . Jahren 

Geschlecht 


An Unfällen beteiligte Führer von 


Kraft- 

rädern, 

Kraft- 

rollern 

Personen- 

kraft- 

wagen 

Kraft- 

omni- 

bussen, 

Obus- 

sen 

Liefer- 

und 

Last- 

kraft- 

wagen 

Sattel- 

schlep- 

pern 

land- 

wirt- 

schaft- 

lichen 

Zugma- 

schinen 

ande- 

ren 

Zugma- 

schinen 

Sonder- 

kraft- 

fahr- 

zeugen 

Mo- 

peds, 

Mofas 

Kraft- 

fahr- 

zeugen 

aller 

Art 

insge- 

samt 


Außerdem 


Rad- 

fahrer 


Fuß- 

gänger 


Bei Unfällen mit Getöteten 


unter 18 .... 

313 

28 

— 

— 

— 

12 

1 

— 

142 

496 

506 

1 226 

männlich . . 

309 

26 

— 

— 

— 

12 

1 

- 

129 

477 

370 

739 

weiblich . . . 

4 

2 

— 

— 

— 


— 


13 

19 

136 

487 

18 bis 21 .... 

410 

1 930 

2 

114 

6 

15 

— 

14 

65 

2 556 

25 

117 

männlich . . 

405 

1 692 

2 

113 

6 

14 

— 

13 

64 

2 309 

22 

74 

weiblich . . . 

5 

238 

— 

1 

— 

1 


1 

1 

247 

3 

43 

21 bis 25 .... 

161 

2 900 

11 

339 

39 

13 

3 

36 

25 

3 527 

14 

107 

männlich . . 

159 

2 566 

11 

336 

39 

10 

3 

36 

22 

3 182 

6 

86 

weiblich . . . 

2 

334 


3 

— 

3 

- 


3 

345 

8 

21 

25 bis 35 .... 

108 

4 489 

112 

910 

161 

30 

28 

57 

62 

5 957 

64 

299 

männlich . . 

107 

3 929 

112 

905 

161 

29 

28 

57 

58 

5386 

47 

222 

weiblich . . . 

1 

560 

— 

5 

— 

1 

— 


4 

571 

17 

77 

35 bis 45 .... 

66 

2 561 

113 

654 

125 

51 

26 

44 

100 

3 740 

105 

374 

männlich . . 

65 

2 246 

113 

650 

124 

46 

26 

44 

94 

3 408 

82 

293 

weiblich . . . 

1 

315 

— 

4 

1 

5 

— 


6 

332 

23 

81 

45 bis 55 .... 

32 

1 641 

62 

282 

28 

36 

12 

15 

102 

2210 

149 

343 

männlich . . 

32 

1 433 

62 

281 

28 

35 

12 

15 

94 

1 992 

98 

226 

weiblich . . . 


208 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

8 

218 

51 

117 

55 bis 65 .... 

25 

935 

20 

118 

8 

26 

9 

5 

141 

1 287 

207 

495 

männlich . . 

25 

832 

20 

118 

8 

25 

9 

5 

131 

1 173 

140 

305 

weiblich . . . 

— 

103 



— 

1 

— 

— 

10 

114 

67 

190 

65 und mehr . 

25 

557 

4 

30 

2 

26 

3 

1 

156 

804 

478 

2 039 

männlich . . 

25 

523 

4 

30 

2 

26 

3 

1 

156 

770 

386 

947 

weiblich . . . 

~ 

34 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

34 

92 

1 092 

Alle Alters- 













klassen .... 

1 140 

15 041 

324 

2 447 

369 

209 

82 

172 

793 

20 577 

1 548 

5 000 

männlich . . 

1 127 

13 247 

324 

2 433 

368 

197 

82 

171 

748 

18 697 

1 151 

2 892 

weiblich . . . 

13 

1 794 

— 

14 

1 

12 

— 

1 

45 

1 880 

397 

2 108 

Ohne Angabe 

2 

267 

4 

69 

3 

3 

1 

5 

1 

355 

1 

8 

Zusammen . . . 

1 142 

15 308 

328 

2 516 

372 

212 

83 

177 

794 

20 932 

1 549 

5 008 
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Anlage 21a 


Alter 

von . . . bis 
unter . . . Jahren 

An Unfällen beteiligte Führer von 

Außerdem 

Kraft- 

rädern, 

Kraft- 

rollern 

Personen- 

kraft- 

wagen 

Kraft- 

omni- 

bussen, 

Obus- 

sen 

Liefer- 

und 

Last- 

kraft- 

wagen 

Sattel- 

schelp- 

pern 

land- 

wirt- 

schaft- 

lichen 

Zugma- 

schinen 

ande- 

ren 

Zugma- 

schinen 

Sonder- 

kraft- 

fahr- 

zeugen 

Mo- 

peds, 

Mofas 

Kraft- 

fahr- 

zeugen 

aller 

Art 

insge- 

samt 

Rad- 

fahrer 

Fuß- 

gänger 

Geschlecht 





Bei Unfällen mit Verletzten 






unter 18 .... 

11 836 

578 

3 

33 

3 

110 

10 

5 

7 925 

20 503 

20 733 

33 332 

männlich . . 

11 709 

509 

3 

32 

3 

104 

10 

5 

6 881 

19 256 

15 729 

19 888 

weiblich . . . 

127 

69 

— 

1 

— 

6 

— - 

— 

1 044 

1 247 

5 004 

13 444 

18 bis 21 

10 008 

46 889 

39 

1 810 

38 

212 

25 

138 

3 672 

62 831 

1 363 

2 366 

männlich . . 

9 878 

38 922 

35 

1 785 

37 

199 

25 

138 

3 151 

54 170 

903 

1 326 

weiblich . . . 

130 

7 967 

4 

25 

1 

13 

- 


521 

8 661 

460 

1 040 

21 bis 25 .... 

3 217 

71 402 

205 

5 299 

364 

175 

95 

333 

1 485 

82 575 

1 123 

2 497 

männlich . . 

3 164 

58 943 

196 

5 237 

363 

162 

95 

332 

1 209 

69 701 

726 

1 489 

weiblich . . . 

53 

12 459 

9 

62 

1 

13 


1 

276 

12 874 

397 

1 008 

25 bis 35 .... 

2 135 

125 632 

2 188 

12 792 

1 262 

353 

267 

621 

3 003 

148 253 

3 108 

5 389 

männlich . . 

2 104 

101 994 

2 164 

12 672 

1 262 

329 

261 

620 

2 692 

124 098 

2 156 

3 499 

weiblich . . . 

31 

23 638 

24 

120 

— 

24 

6 

1 

311 

24 155 

952 

1 890 

35 bis 45 .... 

1 390 

81 398 

2 198 

9 059 

839 

591 

203 

460 

3 410 

99 548 

3 733 

5 008 

männlich . . 

1 365 

67 522 

2 176 

8 947 

834 

539 

200 

457 

3 090 

85 130 

2 355 

3 168 

weiblich . . . 

25 

13 876 

22 

112 

5 

52 

3 

3 

320 

14418 

1 378 

1 840 

45 bis 55 

732 

48 558 

996 

3 831 

274 

464 

106 

184 

2 697 

57 842 

3 400 

4 299 

männlich . . 

711 

40 036 

989 

3 779 

271 

439 

105 

181 

2 348 

48 859 

1 754 

2 217 

weiblich . . . 

21 

8 522 

7 

52 

3 

25 

1 

3 

349 

8 983 

1 646 

2 082 

55 bis 65 .... 

490 

26 343 

380 

1 820 

76 

287 

29 

78 

2 435 

31 938 

3 597 

4 830 

männlich . . 

483 

22 950 

378 

1 807 

76 

277 

29 

76 

2 239 

28 315 

1 995 

2 191 

weiblich . . . 

7 

3 393 

2 

13 


10 


2 

196 

3 623 

1 602 

2 639 

65 und mehr . 

251 

11 862 

53 

420 

1 1 

298 

17 

16 

1 497 

14 425 

3 760 

10517 

männlich . . 

248 

11 027 

52 

417 

11 

294 

17 

15 

1 461 

13 542 

2 651 

4 038 

weiblich . . . 

3 

835 

1 

3 


4 


1 

36 

883 

1 109 

6 479 

Alle Alters- 













klassen .... 

30 059 

412 662 

6 062 

35 064 

2 867 

2 490 

752 

1 835 

26 124 

517 915 

40 817 

68 238 

männlich . . 

29 662 

341 903 

5 993 

34 676 

2 857 

2 343 

742 

1 824 

23 071 

443 071 

28 269 

37 816 

weiblich . . . 

397 

70 759 

69 

388 

10 

147 

10 

11 

3 053 

74 844 

12 548 

30 422 

Ohne Angabe 

258 

15 967 

203 

2 191 

91 

57 

26 

111 

475 

19 379 

699 

464 

Zusammen . . . 

30 317 

428 629 

6 265 

37 255 

2 958 

2 547 

778 

1 946 

26 599 

537 294 

41 516 

68 702 
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Anlage 21 b 


Straßenverkehrsunfälle 1973 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Fahrzeugführer und Fußgänger 
nach Alter und Geschlecht 
Bei Unfällen mit Personenschaden zusammen 



An Unfällen beteiligte Führer von 

Außerdem 

Alter 

von . . . bis 
unter . . . Jahren 

Geschlecht 

Kraft- 

rädern, 

Kraft- 

rollern 

Personen- 

kraft- 

wagen 

Kraft- 

omni- 

bussen, 

Obus- 

sen 

Liefer- 

und 

Last- 

kraft- 

wagen 

Sattel- 

schlep- 

pern 

land- 

wirt- 

schaft- 

lichen 

Zugma- 

schinen 

ande- 

ren 

Zugma- 

schinen 

Sonder- 

kraft- 

fahr- 

zeugen 

Mo- 

peds, 

Mofas 

Kraft- 

fahr- 

zeugen 

aller 

Art 

insge- 

samt 

Rad- 

fahrer 

Fuß- 

gänger 

unter 18 .... 

12 149 

606 

3 

33 

3 

122 

11 

5 

8 067 

20 999 

21 239 

34 558 

männlich . . 

12 018 

535 

3 

32 

3 

116 

11 

5 

7010 

19 733 

16 099 

20 627 

weiblich . . . 

131 

71 


1 

— 

6 

— 


1 057 

1 266 

5 140 

13 931 

18 bis 21 .... 

10418 

48 819 

41 

1 924 

44 

227 

25 

152 

3 737 

65 387 

1 388 

2 483 

männlich . . 

10 283 

40 614 

37 

1 898 

43 

213 

25 

151 

3215 

56 479 

925 

1 400 

weiblich . . . 

135 

8 205 

4 

26 

1 

14 

— 

1 

522 

8 908 

463 

1 083 

21 bis 25 .... 

3 378 

74 302 

216 

5 638 

403 

188 

98 

369 

1 510 

86 102 

1 137 

2 604 

männlich . . 

3 323 

61 509 

207 

5 573 

402 

172 

98 

368 

1 231 

72 883 

732 

1 575 

weiblich . . . 

55 

12 793 

9 

65 

1 

16 

— 

1 

279 

13219 

405 

1 029 

25 bis 35 .... 

2 243 

130 121 

2 300 

13 702 

1 423 

383 

295 

678 

3 065 

154 210 

3 172 

5 688 

männlich . . 

2211 

105 923 

2 276 

13 577 

1 423 

358 

289 

677 

2 750 

129 484 

2 203 

3 721 

weiblich . . . 

32 

24 198 

24 

125 

— 

25 

6 

1 

315 

24 726 

969 

1 967 

35 bis 45 .... 

1 456 

83 959 

2311 

9713 

964 

642 

229 

504 

3 510 

103 288 

3 838 

5 382 

männlich . . 

1 430 

69 768 

2 289 

9 597 

958 

585 

226 

501 

3 184 

88 538 

2 437 

3 461 

weiblich . . . 

26 

14 191 

22 

116 

6 

57 

3 

3 

326 

14 750 

1 401 

1 921 

45 bis 55 .... 

764 

50 199 

1 058 

4 113 

302 

500 

118 

199 

2 799 

60 052 

3 549 

4 642 

männlich . . 

743 

41 469 

1 051 

4 060 

299 

474 

117 

196 

2 442 

50 851 

1 852 

2 443 

weiblich . . . 

21 

8 730 

7 

53 

3 

26 

1 

3 

357 

9 201 

1 697 

2 199 

55 bis 65 .... 

515 

27 278 

400 

1 938 

84 

313 

38 

83 

2 576 

33 225 

3 804 

5 325 

männlich . . 

508 

23 782 

398 

1 925 

84 

302 

38 

81 

2 370 

29 488 

2 135 

2 496 

weiblich . . . 

7 

3 496 

2 

13 

— 

11 

— 

2 

206 

3 737 

1 669 

2 829 

65 und mehr . 

276 

12 419 

57 

450 

13 

324 

20 

17 

1 653 

15 229 

4 238 

12 556 

männlich . . 

273 

11 550 

56 

447 

13 

320 

20 

16 

1 617 

14 312 

3 037 

4 985 

weiblich . . . 

3 

869 

1 

3 

— 

4 

— 

1 

36 

917 

1 201 

7 571 

Alle Alters- 
klassen .... 

31 199 

427 703 

6 386 

37 511 

3 236 

2 699 

834 

2 007 

26 917 

538 492 

42 365 

73 238 

männlich . . 

30 789 

355 150 

6317 

37 109 

3 225 

2 540 

824 

1 995 

23 819 

461 768 

29 420 

40 708 

weiblich . . . 

410 

72 553 

69 

402 

11 

159 

10 

12 

3 098 

76 724 

12 945 

32 530 

Ohne Angabe 

260 

16 234 

207 

2 260 

94 

60 

27 

116 

476 

19 734 

700 

472 

Zusammen . . . 

31 459 

443 937 

6 593 

39 771 

3 330 

2 759 

861 

2 123 

27 393 

558 226 

43 065 

73 710 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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1953 

1954 

1955 

1956 

1957 

1958 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 
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Anlage 22 


Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle innerhalb und außerhalb 

von Ortschaften 

1953 bis 1973 


Unfälle mit Personenschäden 

Getötete Personen 

insgesamt 

innerhalb | außerhalb 

von Ortschaften 

insgesamt | 

innerhalb | außerhalb 

von Ortschaften 


Anzahl 

i 

°/o 


Anzahl 

i 

°/n 

251 618 

193 254 

58 364 

23,2 

1 1 449 

6 567 

4 882 

42,6 

267 925 

205 329 

62 596 

23,4 

12 071 

7 000 

5 071 

42,0 

296 071 

225 075 

70 996 

24,0 

12 791 

7 169 

5 622 

44,0 

307 012 

234 626 

72 386 

23,6 

13 427 

7 644 

5 783 

43,1 

299 866 

227 270 

72 596 

24,2 

13 004 

6 965 

6 039 

46,4 

296 697 

217 274 

79 423 

26,8 

12 169 

5 833 

6 336 

52,1 

327 595 

239 435 

88 160 

26,9 

13 822 

6 763 

7 059 

51,1 

349 315 

252 816 

96 499 

27,6 

14 406 

6 858 

7 548 

52,4 

339 547 

243 708 

95 839 

28,2 

14 543 

6 899 

7 644 

52,6 

321 257 

224 558 

96 699 

30,1 

14 445 

6 771 

7 674 

53,1 

314 642 

218 104 

96 538 

30,7 

14513 

6 766 

7 747 

53,4 

328 668 

225 926 

102 742 

31,3 

16 494 

7 635 

8 859 

53,7 

316 361 

214 676 

101 685 

32,1 

15 753 

7411 

8 342 

53,0 

332 622 

225 284 

107 338 

32,3 

16 868 

7 737 

9 131 

54,1 

335 552 

225 748 

109 804 

32,7 

17 084 

7 628 

9 456 

55,4 

339 704 

229 070 

110 634 

32,5 

16 636 

7 273 

9 363 

56,3 

338 921 

227 599 

111 322 

32,8 

16 646 

7 245 

9 401 

56,5 

377 610 

254 198 

123 412 

32,7 

19 193 

8 494 

10 699 

55,7 

369 177 

247 133 

122 044 

33,1 

18 753 

7 900 

10 853 

57,9 

378 775 

257 318 

121 457 

32,1 

18811 

8 011 

10 800 

57,4 

353 725 

243 451 

1 10 274 

31,2 

16 302 

7 043 

9 259 

56,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 23 


Straßenverkehrsunfälle und Verunglückte 


Zeit 

Unfälle mit Personenschaden 

Verunglückte 

Unfälle 
mit nur 
Sach- 
schaden 

zusammen 

innerhalb 

außerhalb 

Getötete 

Verletzte 

von Ortschaften 

zusammen 

Schwer- 

verletzte 

Leicht- 

verletzte 

1953 

251 618 

193 254 

58 364 

11 449 

315 157 

128 800 

186 357 

221 000 

1954 

267 925 

205 329 

62 596 

12 071 

334 961 

133 141 

201 820 

256 000 

1955 

296 071 

225 075 

70 996 

12 791 

371 160 

143 719 

227 441 

307 000 

1956 

307 012 

234 626 

72 386 

13 427 

383 145 

150 584 

232 561 

357 000 

1957 

299 866 

227 270 

72 596 

13 004 

376 141 

148 909 

227 232 

379 000 

1958 

296 697 

217 274 

79 423 

12 169 

372 524 

143 039 

229 485 

455 000 

1959 

327 595 

239 435 

88 160 

13 822 

419 827 

146 951 

272 876 

516 000 

1960 

349 315 

252 816 

96 499 

14 406 

454 960 

145 439 

309 521 

641 000 

1961 

339 547 

243 708 

95 839 

14 543 

447 927 

137 615 

310 312 

690 000 

1962 

321 257 

224 558 

96 699 

14 445 

428 488 

130 573 

297 915 

758 000 

1963 

314 642 

218 104 

96 538 

14 513 

424 298 

129 925 

294 373 

800 000 

1964 

328 668 

225 926 

102 742 

16 494 

446 172 

140 360 

305 812 

760 000 

1965 

316 361 

214 676 

101 685 

15 753 

433 490 

132 725 

300 765 

783 000 

1966 

332 622 

225 284 

107 338 

16 868 

456 832 

141 344 

315 488 

834 000 

1967 

335 552 

229 070 

109 804 

17 084 

462 048 

147 270 

314 778 

808 000 

1968 

339 704 

227 599 

110 634 

16 636 

468 718 

147 432 

321 286 

841 000 

1969 

338 921 

254 198 

1 1 1 322 

16 646 

472 387 

150 101 

322 286 

875 000 

1970 

377 610 

225 748 

123 412 

19 193 

531 795 

164 437 

367 358 

1 015 000 

1971 

369 177 

247 133 

122 041 

18 753 

518 059 

160 612 

357 447 

969 000 

1972 

378 775 

257 318 

121 457 

18811 

528 527 

165 784 

362 743 

1 002 000 

1973 

353 725 

243 451 

110 274 

16 302 

488 246 

150 014 

338 232 

970 000 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 24 


BEI STRASSENVERKEHRSUNFÄLLEN GETÖTETE PERSONEN 

nach dem Ort des Unfalls und nach der Art der Verkehrsbeteiligung 


Tausend 



Tausend 

10 


STAT. BUNDESAMT 74702 


1) Führer und Mitfahrer. 
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Anlage 25 


Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 
Verunglückte nach Straßenarten und Ortslage 


Straßenart 

Ortslage 

Getötete 

Schwer- | Leicht- 
verletzte 

Getötete 

Schwer- | Leicht- 
verletzte 

Abnahme 

Ge- 

tötete 

Schwer- | Leicht- 
verletzte 

Januar bis Dezember 1973 

Januar bis Dezember 1972 

Anzahl 

°/o 

Bundesauto- 


1 147 

7 754 

19 246 

1 154 

7 952 

20 140 

0,6 

2,5 

4,4 

bahnen 











Bundesstraßen 

innerhalb 

1 895 

18 395 

49 946 

2 185 

21 158 

54 974 

13,3 

13,1 

9,1 


außerhalb 

3 581 

21 674 

39 079 

4 378 

26 563 

45 139 

18,2 

18,4 

13,4 


zusammen 

5 476 

40 069 

89 025 

6 563 

47 721 

100 113 

16,6 

16,0 

11.1 

Landesstraßen 

innerhalb 

1 292 

14 129 

30 448 

1 553 

15 710 

33 232 

16,8 

10,1 

8,4 


außerhalb 

2 750 

19 814 

32 175 

3 183 

21 836 

34 651 

13,6 

9,3 

7,1 


zusammen 

4 042 

33 943 

62 623 

4 736 

37 546 

67 883 

14,7 

9,6 

7,7 

Kreisstraßen 

innerhalb 

457 

5 447 

10 764 

608 

5 989 

11 496 

24,8 

9,1 

6,4 


außerhalb 

1 103 

8 086 

11 485 

1 309 

8 598 

12 451 

15,7 

6,0 

7,8 


zusammen 

1 560 

13 533 

22 249 

1 917 

14 587 

23 947 

18,6 

7,2 

7,1 

Andere Straßen 

innerhalb 

3 399 

48 834 

135 002 

3 665 

51 819 

140 087 

7,3 

5,8 

3,6 


außerhalb 

678 

5 881 

10 087 

776 

6 159 

10 573 

12,6 

4,5 

4,6 


zusammen 

4 077 

54 715 

145 089 

4 441 

57 978 

150 660 

8,2 

5,6 

3,7 

insgesamt 

innerhalb 

7 043 

86 805 

226 160 

8011 

94 676 

239 789 

12,1 

8,3 

5,7 


außerhalb 

9 259 

63 209 

112 072 

10 800 

71 108 

122 954 

14,3 

1 U 

8,9 


zusammen 

16 302 

150 014 

338 232 

18811 

165 784 

362 743 

13,3 

9,5 

6,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anteil bestimmter Gruppen von Unfallursachen 
an der Gesamtzahl aller Ursachen in °/o 


Ursachen 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

bei Fahrzeugführern 

Unfälle mit Getöteten 

67,4 68,5 70,0 70,6 

71,3 

71,0 

73,1 

75,2 

73,7 

bei Fahrzeugen 

2,5 

2,7 

2,7 

2,7 

2,1 

2,0 

2,0 

1,6 

1,8 

bei Fußgängern 

22,7 

22,1 

20,9 

20,2 

19,1 

19,9 

18,6 

17,2 

17,6 

Straßenverhältnisse 

5,2 

4,6 

4,1 

4,5 

5,3 

5,0 

4,5 

4,1 

5,1 

Witterungseinflüsse, Hindernisse, 
sonstige Ursachen 

2,2 

2,1 

2,3 

2,0 

2,2 

2,2 

1,9 

1,9 

1,9 

i 

bei Fahrzeugführern 

Unfälle mit Personenschaden 

75,1 76,3 77,1 77,1 

77,2 

77,8 

80,0 

80,7 

79,7 

bei Fahrzeugen 

2,2 

2,3 

2,2 

2,1 

1,8 

1,6 

1,7 

1,5 

1,4 

bei Fußgängern 

13,3 

13,0 

13,0 

12,5 

12,2 

12,2 

11,6 

11,4 

11,1 

Straßenverhältnisse 

7,2 

6,4 

5,5 

6,2 

6,7 

6,5 

5,0 

4,6 

6,0 

Witterungseinflüsse, Hindernisse, 
sonstige Ursachen 

2,2 

2,0 

2,2 

2,1 

2,1 

1,9 

1,8 

1,8 

1,8 

bei Fahrzeugführern 

Unfälle mit nur 

86,0 87,4 

Sachschaden 

88,4 88,2 

88,2 

89,0 

91,3 

91,9 

90,0 

bei Fahrzeugen 

2,6 

2,4 

2,5 

2,2 

1,8 

1,7 

1,6 

1,5 

1,3 

bei Fußgängern 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Straßenverhältnisse 

8,8 

7,8 

6,4 

7,2 

7,6 

7,2 

5,0 

4,7 

6,8 

Witterungseinflüsse, Hindernisse, 
sonstige Ursachen 

2,3 

2,2 

2,5 

2,3 

2,1 

1,9 

1,9 

1,8 

1,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Von der Polizei festgestellte Ursachen bei Straßenverkehrsunfällen 1973 

— in Klammern: 1972 — 





Ursachen bei Unfällen 



Ursache 

mit 


darunter bei Unfällen 

mit nur 

Personenschaden 

mit Getöteten 

Sachschaden A ) 


Anzahl 

°/o 

Anzahl 

| o/o 

Anzahl 

| o/o 

Ursachen insgesamt 

538 490 

100,0 

26 763 

100,0 

313 341 

100,0 


(576 046) 

( 100 , 0 ) 

(30 995) 

( 100 , 0 ) 

(315 953) 

( 100 , 0 ) 

Ursachen bei Fahrzeugführern .... 

429 302 

79,7 

19713 

73,7 

281 905 

90,0 

davon: 

Mangelnde Verkehrstüchtigkeit 

(464 952) 

( 80 , 7 ) 

(23 308) 

( 75 , 2 ) 

(290 377) 

( 91 , 9 ) 

der Fahrzeugführer 

50 638 

9,4 

3411 

12,7 

30 179 

9,6 


(59 325) 

( 10 , 3 ) 

(4 296) 

( 13 , 9 ) 

(33 693) 

( 10 , 7 ) 

Alkoholeinfluß 

45 736 

8,5 

2 932 

11,0 

28 271 

9,0 

Ermüdung (auch Einschla- 

(53 729) 

( 9 , 3 ) 

(3 765) 

( 12 , 1 ) 

(31 650) 

( 10 , 0 ) 

fen) 

3 408 

0,6 

310 

1,2 

1 482 

0,5 

Körperliche oder gesund- 

(3 951) 

( 0 , 7 ) 

(333) 

( 1 , 1 ) 

(1 600) 

( 0 , 5 ) 

heitliche Behinderung 

1 494 

0,3 

169 

0,6 

426 

0,1 

Fehler von Fahrzeugführern 

(1 645) 

( 0 , 3 ) 

(198) 

( 0 , 6 ) 

(443) 

( 0 , 1 ) 

beim Fahren und Parken 

378 664 

70,3 

16 302 

60,9 

251 726 

80,3 

davon: 

(405 627) 

( 70 , 4 ) 

(19 012) 

( 61 , 3 ) 

(256 684) 

( 81 , 2 ) 

Zu schnelles Fahren 

96 149 

17,9 

6 261 

23,4 

55 065 

17,6 

darunter: 

Zu schnelles Fahren in 
Kurven und beim Abbie- 

(107 921) 

( 18 , 7 ) 

(7 717) 

( 24 , 9 ) 

(57 209) 

( 18 , 1 ) 

gen 

56 144 

10,4 

3 547 

13,3 

29 392 

9,4 


(64 695) 

( 11 , 2 ) 

(4 423) 

( 14 , 3 ) 

(32 070) 

( 10 , 2 ) 

Vorfahrt/Verkehrsregelung . 

66 903 

12,4 

1 650 

6,2 

47 693 

15,2 

darunter: 

Nichtbeachten der die 
Vorfahrt regelnden Ver- 
kehrszeichen (ohne Ver- 
kehrsampeln) an Kreu- 
zungen und Einmündun- 

(71 266) 

( 12 , 4 ) 

(1 815) 

( 5 , 9 ) 

(48 922) 

( 15 , 5 ) 

gen 

45 755 

8,5 

1 193 

4,5 

31 430 

10,0 

Nichtbeachten der Vor- 
fahrtregel „rechts vor 
links" an Kreuzungen und 

(48 691) 

( 8 , 5 ) 

(1 373) 

( 4 , 4 ) 

(32 310) 

( 10 , 2 ) 

Einmündungen 

11 146 

2,1 

130 

0,5 

9 643 

3,1 


(12 251) 

( 2 , 1 ) 

(133) 

( 0 , 4 ) 

(10 273) 

( 3 , 3 ) 


*) Unfälle mit nur Sachschaden von 1 000 DM und mehr bei einem der Beteiligten 
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Ursachen bei Unfällen 


Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden J ) 


Anzahl | 

°/o 

Anzahl 

°/o 

Anzahl | 

°/o 

Uberholen/Vorbeifahren/Be- 







gegnen 

56 134 

10,4 

2 755 

10,3 

53 262 

17,0 

darunter: 

Verstoß gegen das Rechts- 
fahrgebot beim Begegnungs- 

(61 047) 

( 10 , 6 ) 

(3 114) 

( 10 , 0 ) 

(56 049) 

( 17 , 7 ) 

verkehr 

22 185 

4,1 

1 378 

5,1 

17 332 

5,5 


(23 827) 

(4,1) 

(1 602) 

(5,2) 

(17 594) 

( 5 , 6 ) 

Fehler beim Vorbeifahren . 

10 121 

1,9 

238 

0,9 

19 387 

6,2 


(10 831) 

(1,9) 

(242) 

(0,8) 

(20 757) 

(6,6) 

Einbiegen/Ein- oder Ausfah- 







ren/Wenden 

47 045 

8,7 

874 

3,3 

29 123 

9,3 

darunter: 

Falsches Einbiegen nach 

(47 602) 

(8,3) 

(974) 

( 3 , 1 ) 

(28 659) 

(9,1) 

links in eine andere Straße . 

25 624 

4,8 

503 

1,9 

14 284 

4,6 


(26 099) 

(4,5) 

(576) 

( 1 , 9 ) 

(14 098) 

( 4 , 5 ) 

Zu dichtes Auffahren 

34 554 

6,4 

637 

2,4 

29 693 

9,5 

darunter: 

Zu geringer Sicherheits- 

(36 288) 

(6,3) 

(660) 

( 2 , 1 ) 

(29 361) 

(9,3) 

abstand 

21 323 

4,0 

293 

1,1 

20 094 

6,4 


(22 735) 

( 3 , 9 ) 

(291) 

( 0 , 9 ) 

(20 163) 

(6,4) 

Falsches Verhalten gegenüber 







Fußgängern 

24 210 

4,5 

1 656 

6,2 

55 

0,0 


(24 988) 

(4,3) 

(1 916) 

( 6 , 2 ) 

(62) 

( 0 , 0 ) 

Einordnen 

10 076 

1,9 

278 

1,0 

11 004 

3,5 


(10 573) 

( 1 , 8 ) 

(327) 

(U) 

(10 929) 

( 3 , 5 ) 

Zeichengebung/Beleuchtungs- 







vorschriften 

6 440 

1,2 

209 

0,8 

4 068 

1,3 


(7 339) 

( 1 , 3 ) 

(269) 

( 0 , 9 ) 

(4 514) 

( 1 , 4 ) 

Halten/Parken 

3 112 

0,6 

93 

0,3 

1 440 

0,5 


(3 167) 

( 0 , 5 ) 

(86) 

( 0 , 3 ) 

(1 489) 

( 0 , 5 ) 

Sonstige 

34 041 

6,3 

1 889 

7,1 

20 323 

6,5 

Ursachen beim Fahrzeug 

(35 436) 

( 6 , 2 ) 

(2 134) 

( 6 , 9 ) 

(19 490) 

(6,2) 

(Technische Mängel, Wartungs- 







mängel) 

7 486 

1,4 

485 

1,8 

4 051 

1,3 


(8 558) 

( 1 , 5 ) 

(504) 

( 1 , 6 ) 

(4 625) 

( 1 , 5 ) 

darunter: 







Mängel an der Bereifung .... 

3 447 

0,6 

218 

0,8 

1 796 

0,6 


(4 258) 

( 0 , 7 ) 

(262) 

( 0 , 8 ) 

(2 216) 

( 0 , 7 ) 

Mängel an den Bremsen .... 

2 130 

0,4 

142 

0,5 

1 255 

0,4 


(2 235) 

( 0 , 4 ) 

(131) 

( 0 , 4 ) 

(1 376) 

(0,4) 
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Ursachen bei Unfällen 



Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 

Sachschaden *) 


Anzahl | 

°/o 

Anzahl 

| o/o 

Anzahl | 

°/o 

Ursachen bei Fußgängern 

59 713 

11,1 

4 712 

17,6 

568 

0,2 


(65 857) 

( 11 , 4 ) 

(5 319) 

(17,2) 

(551) 

(0,2) 

davon: 

Mangelnde Verkehrstüchtig- 







keit 

4 653 

0,9 

631 

2,4 

74 

0,0 


(4 988) 

(0,9) 

(769) 

(2,5) 

(78) 

(0,0) 

darunter: Alkoholeinfluß . . 

4 446 

0,8 

608 

2,3 

68 

0,0 


(4 782) 

(0,8) 

(728) 

(2,3) 

(75) 

(0,0) 

Fehlverhalten von Fußgängern 

55 060 

10,2 

4 081 

15,2 

494 

0,2 


(60 869) 

(10,6) 

(4 407) 

(14,2) 

(473) 

(0,1) 

darunter: 

Falsches Verhalten beim 







Überschreiten der Fahrbahn 

49 857 

9,3 

3 585 

13,4 

105 

0,0 


(55 505) 

(9,6) 

(4 071) 

(13,1) 

(383) 

(0,1) 

auf Fußgängerüberwegen 
mit Verkehrsampeln oder 
polizeilicher Verkehrs- 







regelung 

3 028 

0,6 

196 

0,7 

105 

0,0 


(3 044) 

(0,5) 

(234) 

(0,8) 

(91) 

(0,0) 

auf anderen Fußgänger- 







überwegen 

2 441 

0,5 

172 

0,6 

13 

0,0 


(2 861) 

(0,5) 

(178) 

(0,6) 

(14) 

(0,0) 

an anderen Stellen, ohne 
auf den Fahrzeugverkehr 







zu achten 

44 388 

8,2 

3 217 

12,0 

280 

0,1 


(46 710) 

(8,1) 

(3 659) 

(11,8) 

(278) 

(0,1) 

Spielen auf oder neben der 







Fahrbahn 

2 532 

0,5 

127 

0,5 

19 

0,0 


(2 615) 

(0,5) 

(143) 

(0,5) 

(13) 

(0,0) 

Straßenverhältnisse 

32 458 

6,0 

1 353 

5,1 

21 207 

6,8 


(26 418) 

(4,6) 

(1 285) 

(4,1) 

(14 818) 

( 4 , 7 ) 

Witterungseinflüsse, Hindernisse 







und sonstige Ursachen 

9 531 

1,8 

500 

1,9 

5610 

1,8 


(10 261) 

(18) 

(579) 

(1,9) 

(5 582) 

( 1 , 8 ) 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


111 


Drucksache 7/3685 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 31 


Unfallursachen bei Unfällen mit Personenschaden in den Ländern 
und im Bundesgebiet in den Jahren 1972/73 

Veränderungen und Anteil 


Land 

Schleswig-Holstein 

Hamburg 

Niedersachsen 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu- ( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

%> 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- ( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

°/o 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

°/o 

Anteil 

%> 

Alle Ursachen 











1973 

26 976 


100,0 

15 745 


100,0 

69 705 


100,0 


1972 

27 871 


100,0 

17 297 


100,0 

70 898 


100,0 


Abnahme ( — ) 

-895 

- 3,2 


-1552 

- 9,0 


-1 193 

- 1,7 


1. 

Zu schnelles Fahren 











1973 

5 402 


20,0 

2 495 


15,8 

13 102 


18,8 


1972 

5 947 


21,3 

3 017 


17,4 

14 851 


20,9 


Abnahme ( — ) 

-545 

- 9,2 


-522 

- 17,3 


-1 749 

- 11,8 


2. 

Nichtbeachten der Vor- 











fahrt, Verkehrsregelung, 











Wenden 











1973 

2 714 


10,1 

2 335 


14,8 

7 598 


10,9 


1972 

2 929 


10,5 

2 515 


14,5 

7 790 


11,0 


Abnahme ( — ) 

-215 

- 7,3 


-180 

~ 7,2 


- 192 

- 2,5 


3. 

Falsches Überholen, Vor- 











beifahren, Begegnen 











1973 

2 588 


9,6 

744 


4,7 

6 667 


9,6 


1972 

2 967 


10,6 

825 


4,8 

7 185 


10,1 


Abnahme ( — ) 

-379 

- 12,8 


- 81 

- 9,8 


- 518 

~ 7,2 


4. 

Falsches Verhalten der 











Fußgänger beim über- 











schreiten der Fahrbahn 











1973 

2 303 


8,5 

2 273 


14,4 

4 410 


6,3 


1972 

2 469 


8,9 

2 584 


14,9 

4 982 


7,0 


Abnahme ( — ) 

-166 

~ 6,7 


-311 

- 12,0 


- 572 

- 11,5 


5. 

Alkoholeinfluß bei Fahr- 











zeugführern 











1973 

2 689 


10,0 

1 417 


9,0 

6 944 


10,0 


1972 

3 214 


11,5 

1 787 


10,3 

8 012 


11,3 


Abnahme ( — ) 

-525 

- 16,3 


-370 

- 20,7 


-1 068 

- 13,3 
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Land 

Bremen 

Nordrhein-Westfalen 

Hessen 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

•/« 

Anteil 

°/o 

-JL 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

%> 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

%> 

Anteil 

°/o 


Alle Ursachen 

1973 

1972 

Zu- ( + ) bzw. 

Abnahme ( — ) 

1. Zu schnelles Fahren 

1973 

1972 

Zu- (+) bzw. 

Abnahme ( — ) 

2. Ni chtbe achten der Vor- 
fahrt, Verkehrsregelung, 
Wenden 

1973 

1972 

Zu- (+) bzw. 

Abnahme ( — ) 

3. Falsches Überholen, Vor- 
beifahren, Begegnen 

1973 

1972 

Zu- ( + ) bzw. 

Abnahme ( — ) 

4. Falsches Verhalten der 
Fußgänger beim über- 
schreiten der Fahrbahn 

1973 

1972 

Abnahme ( — ) 

5. Alkoholeinfluß bei Fahr- 
zeugführern 

1973 

1972 

Abnahme ( — ) 


6 251 



100,0 

125 407 

100,0 

49 608 


100,0 

5 929 



100,0 

139 389 

100,0 

53 582 


100,0 

+ 322 

+ 

5,4 


-13 982 

- 10,0 

-3 974 

- 7,4 


643 



10,3 

18 200 

14,5 

9 749 


19,7 

581 



9,8 

21 334 

15,3 

11 150 


20,8 

+ 62 

+ 10,7 


-3 134 

- 14,7 

-1 401 

- 12,6 


1 007 



16,1 

18 096 

14,4 

6 542 


13,2 

947 



16,0 

19 751 

14,2 

6 897 


12,9 

+ 60 

+ 

6,3 


-1 655 

~ 8,4 

- 355 

~ 5,1 


460 



7,4 

10 494 

8,4 

5 208 


10,5 

389 



6,6 

11 981 

8,6 

5 477 


10,2 

+ 71 

+ 18,3 


-1 487 

- 12,4 

- 269 

- 4,9 


961 



15,4 

14 977 

11,9 

4 300 


8,7 

1 017 



17,2 

17 280 

12,4 

4 646 


8,7 

- 56 


5,5 


-2 303 

- 13,3 

- 346 

~ 7,4 


533 



8,5 

10 203 

8,1 

4 613 


9,3 

580 



9,8 

13 172 

9,4 

5 224 


9,7 

- 47 

— 

8,1 


-2 969 

- 22,5 

- 611 

- 11,7 
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Land 

Rheinland-Pfalz 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu-(+) 

bzw. 

Ab- 

nahme 

(-) 

% 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- ( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

<-) 

o/o 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

% 

Anteil 

°/o 

Alle Ursachen 










1973 

32 254 


100,0 

86 178 


100,0 

96 882 


100,0 

1972 

33 681 


100,0 

92 841 


100,0 

103 484 


100,0 

Abnahme ( — ) 

-1 427 

- 4,2 


-6 663 

- 7,2 


-6 602 

- 6,4 


1. Zu schnelles Fahren 










1973 

7 731 


24,0 

15 129 


17,6 

19 918 


20,6 

1972 

8 056 


23,9 

16 807 


18,1 

21 964 


21,2 

Abnahme ( — ) 

- 325 

- 4,0 


-1 678 

- 10,0 


-2 046 

- 9,3 


2. Nichtbeachten der Vor- 










fahrt, Verkehrsregelung, 










Wenden 










1973 

3 672 


11,4 

10 149 


11,8 

10 902 


11,3 

1972 

3 903 


11,6 

10 696 


11,5 

11 762 


11,4 

Abnahme ( — ) 

- 231 

- 5,9 


- 547 

5,1 


- 860 

~ 7,3 


3. Falsches Überholen, Vor- 










beifahren, Begegnen 










1973 

4 328 


13,4 

11 237 


13,0 

11 440 


11,8 

1972 

4 778 


14,2 

11 793 


12,7 

12 259 


11,8 

Abnahme ( — ) 

- 450 

- 9,4 


- 556 

- 4,7 


- 819 

- 6,7 


4. Falsches Verhalten der 










Fußgänger beim über- 










schreiten der Fahrbahn 










1973 

2 591 


8,0 

6517 


7,6 

7 031 


7,3 

1972 

2 669 


7,9 

7 370 


7,9 

7 898 


7,6 

Abnahme ( — ) 

- 78 

~ 2,9 


- 853 

- 11,6 


- 867 

- 11,0 


5. Alkoholeinfluß bei Fahr- 










zeugführern 










1973 

2 869 


8,9 

6 296 


7,3 

7 591 


7,8 

1972 

3 232 


9,6 

6 944 


7,5 

8 640 


8,3 

Abnahme ( — ) 

- 363 

— 1 1,2 


- 648 

- 9,3 


-1 049 

- 12,1 
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Land 

Saarland 

Berlin (West) 

Bundesgebiet 

Unfallursachen 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

°/o 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

%> 

Anteil 

°/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

%> 

Anteil 

°/o 

Alle Ursachen 










1973 

8 632 


100,0 

20 852 


100,0 

538 490 

100,0 

1972 

9 146 


100,0 

21 928 


100,0 

576 046 

100,0 

Abnahme ( — ) 

-514 

- 5,6 


-1 076 

- 4,9 


-37 556 - 6,5 


1. Zu schnelles Fahren 










1973 

1 551 


18,0 

2 229 


10,7 

96 149 

17,9 

1972 

1 719 


18,8 

2 495 


11,4 

107 921 

18,7 

Abnahme ( — ) 

-168 

- 9,8 


- 266 

- 10,7 


-11 772 - 10,9 


2. Nichtbeachten der Vor- 










fahrt, Verkehrsregelung, 










Wenden 










1973 

973 


11,3 

2915 


14,0 

66 903 

12,4 

1972 

1 086 


11,9 

2 990 


13,6 

71 266 

12,4 

Abnahme ( — ) 

-113 

- 10,4 


- 75 

~ 2,5 


- 4 363 - 6,1 


3. Falsches Überholen, Vor- 










beifahren, Begegnen 










1973 

1 083 


12,5 

1 885 


9,0 

56 134 

10,4 

1972 

1 199 


13,1 

2 194 


10,0 

61 047 

10,6 

Abnahme ( — ) 

-116 

~ 9,7 


- 309 

- 14,1 


- 4 913 - 8,0 


4. Falsches Verhalten der 










Fußgänger beim über- 










schreiten der Fahrbahn 










1973 

902 


10,4 

3 592 


17,2 

49 857 

9,3 

1972 

1 022 


11,2 

3 568 


16,3 

55 505 

9,6 

Zu- ( + ) bzw. 










Abnahme ( — ) 

-120 

- 11,7 


+ 24 

+ 0,7 


- 5 648 - 10,2 


5. Alkoholeinfluß bei Fahr- 










zeugführern 










1973 

891 


10,3 

1 690 


8,1 

45 736 

8,5 

1972 

981 


10,7 

1 943 


8,9 

53 729 

9,3 

Abnahme ( — ) 

- 90 

~ 9,2 


253 

- 13,0 


- 7 993 - 14,9 



Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Ursachen von Straßenverkehrsunfällen mit Personenschaden 
im Bundesgebiet bei denen Kinder verunglückten 



1969 l 

1970 

1971 

1972 

1973 

Ursache 

Anzahl der 
Ursachen 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 

nähme 

(-) 

ge- 

gen- 
iiber 
1969 
in °/o 

Anzahl 

der 

Ursa- 

chen 

Zu- 

nahme 

( + ) 
Ab- 
nahme 

(-) 
ge- 
gen- 
über 
1970 
in °/o 

Anzahl 

der 

Ursa- 

chen 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 

nahme 

M 
ge- 
gen- 
über 
1971 
in °/o 

Anzahl 

der 

Ursa- 

chen 

Zu- 

nahme 

(+) 

Ab- 
nahme 
(-) 
ge- 
gen- 
über 
1972 
in o/o 

a) Ui 

Falsches Verhalten beim über- 
schreiten der Fahrbahn 

ifallur Sachen bei 1 

27 850 30 900 

? ußgänc 

+ 11,0 

jern unter 15 Jal 

28 748 -7,0 

iren 

30 065 

+ 4,6 

25 930 

-13,8 

darunter: 

Nichtbeachten des Fahrzeug- 
verkehrs 

16 859 

18 606 

+ 10,4 

17 142 

-7,9 

17 854 

+ 4,2 

15 427 

-13,6 

Plötzliches Hervortreten hin- 
ter Sichthindernissen 

9 401 

10 563 

+ 12,4 

9 856 

-6,7 

10 255 

+ 4,0 

8 730 

-14,9 

Spielen auf der Straße 

2 878 

2 524 

~12,3 

2 384 

- 5,5 

2 543 

+ 6,7 

2 478 

- 2,6 

b) U 

Nichtbeachten der Vorfahrt . . . 

nfallursachen bei 

2 410 2 614 

Radlahi 

+ 8,5 

r ein unter 15 Jal 

2 820 + 7,9 

iren 

3 033 

+ 7,6 

2 947 

- 2,8 

Falsches Einbiegen nach links . . 

1 481 

1 525 

+ 3,0 

1 620 

+ 6,2 

1 535 

~ 5,2 

1 597 

+ 4,0 

Unachtsames Ausfahren aus 
Grundstücken 

966 

1 049 

+ 8,6 

1 183 

+ 12,8 

1 304 

+ 10,2 

1 252 

- 4,0 

Unachtsamer oder verbotener 
Wechsel des Fahrstreifens im 
fließenden Verkehr 

908 

1 018 

+ 12,1 

1 153 

+ 13,3 

1 106 

~ 4,1 

1 077 

- 2,6 

Keine, nicht rechtzeitige oder 
falsche Anzeige der Richtungs- 
änderung 

822 

889 

+ 8,2 

829 

- 6,7 

727 

-12,3 

715 

~ 1,7 

Verstoß gegen das Rechtsfahr- 
gebot 

703 

655 

- 6,8 

743 

+ 13,4 

694 

- 6,6 

751 

+ 8,2 

Falsches Wenden 

298 

345 

+ 15,8 

343 

- 0,6 

425 

+ 23,9 

351 

-17,4 

Technische Mängel 

215 

207 

~ 3,7 

246 

+ 18,8 

217 

-11,8 

261 

+20,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet 
in den Monaten Januar bis August 1973 und 1974 

(1974 vorläufige Zahlen) 




Unfälle 


Getötete und verletzte Personen 

Monat 


davon 


davon 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

mit nur 
Sachschaden 

insgesamt 

Getötete 

Verletzte 

1973 

Januar 

103 200 

25 715 

77 500 

36 779 

1 334 

35 445 

Februar 

109 100 

26 418 

82 700 

37 749 

1 152 

36 597 

März 

106 100 

28 160 

77 900 

39 545 

1 252 

38 293 

April 

113 600 

29 031 

84 600 

42 714 

1 292 

41 422 

Mai 

123 600 

35 417 

88 200 

50 711 

1 586 

49 125 

Juni 

113 900 

33 906 

80 000 

48 990 

1 565 

47 425 

Juli 

109 400 

31 612 

77 800 

46 657 

1 541 

45 116 

August 

99 000 

29 965 

69 000 

42 424 

1 369 

41 055 

Insgesamt 

877 900 

240 224 

637 700 

345 569 

11 091 

334 478 

1974 

Januar 

84 900 

21 248 

63 600 

28 866 

979 

27 887 

Februar 

82 900 

20 885 

62 000 

28 331 

849 

27 482 

März 

94 100 

24 486 

69 600 

34 174 

1 065 

33 109 

April 

97 700 

27 159 

70 600 

38 057 

1 068 

36 989 

Mai 

104 400 

29 747 

74 600 

41 013 

1 219 

39 794 

Juni 

99 100 

28 887 

70 200 

41 140 

1 206 

39 934 

Juli 

102 000 

28 542 

73 400 

40 412 

1 181 

39 231 

August 

96 700 

28 941 

67 800 

41 366 

1 264 

40 102 

Insgesamt 

761 700 

209 895 

551 800 

293 359 

8 831 

284 528 

Veränderung % 

- 13,2 

- 12,6 

- 13,5 

- 15,1 

- 20,4 

- 14,9 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Unlallursache Alkoholeinfluß bei Straßenverkehrsunfällen 
mit Personenschaden 


Monat 

1972 

1973 

1974 

Ursachen bei 
Fahrzeug- 
führern und 
Fußgängern 

Zunahme ( + ) 
bzw. Ab- 
nahme ( — ) 
gegenüber 
1971 

Ursachen bei 
Fahrzeug- 
führern und 
Fußgängern 

Zunahme ( + ) 
bzw. Ab- 
nahme ( — ) 
gegenüber 
1972 

Ursachen bei 
Fahrzeug- 
führern und 
Fußgängern 

Zunahme ( + ) 
bzw. Ab- 
nahme ( — ) 
gegenüber 
1973 

Anzahl 

%> 

Anzahl j 

o/o 

Anzahl 

| o/o 

Januar 

4 263 

+ 11,2 

4 308 

+ hl 

3 474 

-19,4 

Februar 

4 423 

+ 9,7 

4 055 

- 8,3 

3 728 

- 8,1 

März 

4 604 

+ 30,0 

4 442 

- 3,5 

3 688 

-17,0 

April 

4 492 

+ 12,9 

4 231 

- 5,8 

3 825 

- 9,6 

Mai 

5 070 

- 0,1 

5 143 

+ 1,4 

4 228 

- 17,8 

Juni 

4 893 

+ 4,1 

4 707 

- 3,8 

4 255 

- 9,6 

Juli 

5 028 

+ 4,9 

4 292 

-14,6 



August 

4 754 

+ 3,9 

3 271 

-31,2 



September 

5 068 

+ 3,1 

4 094 

-19,2 



Oktober 

5 167 

- 3,5 

4 204 

-18,6 



November 

5 014 

- 0,1 

3 830 

- 23,6 



Dezember 

5 700 

- 3,9 

3 586 

-31,1 



insgesamt *) . . . 

58 511 

+ 4,9 

50 182 

- 14,2 



davon bei: 







Fahrzeugführern 







innerhalb 

33 823 

+ 7,8 

29 001 

-14,3 



außerhalb 

19 906 

+ 2,7 

16 735 

-15,9 



zusammen 

53 729 

+ 5,8 

45 736 

-14,9 



Fußgängern 







innerhalb 

3 879 

- 3,7 

3 588 

- 1,5 



außerhalb 

903 

- 7,8 

858 

- 5,0 



zusammen 

4 782 

- 4,5 

4 446 

- 1,0 




0 Die Summe der Monatsergebnisse wurde durch Jahreskorrekturen bereinigt. 
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Straßenverkehrsunfälle nach Monaten, Straßenarten und Ortslage 

a) Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 

Veränderungen in °/o (Zunahme + , Abnahme — ) gegenüber dem entsprechenden 

Monat des Vorjahres 


Jahr 

Autobahnen 

Bundesstraßen 

Landesstraßen 



außer- 

halb 




Monat 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

1972 *) 


16 345 

99 804 

55 969 

43 835 

72 712 

36 774 

35 938 



+ 2,3 

- 2,2 

- Iß 

- 3,0 

+ 0,4 

+ 2,7 

" 1,8 

Januar 


1 051 

7 139 

3 760 

3 379 

5 023 

2 502 

2 521 


Vo 

~ 2,6 

- 2,0 

- 5,1 

+ 1,6 

~ 0,2 

- 0,8 

+ 0,5 

Februar 


864 

6 595 

3 651 

2 944 

4 890 

2 473 

2 417 


°/o 

~17,6 

- 3,5 

- 1,5 

- 5,9 

+ 7,3 

+ 8,6 

+ 5,9 

März 


1 328 

8 257 

4 506 

3 751 

6 028 

3 054 

2 974 


°/o 

+ 19,1 

+ 19,6 

+ 18,1 

+ 21,5 

+ 21,8 

+ 22,2 

+ 21,3 

April 


1 372 

7 856 

4 446 

3410 

5 570 

2 884 

2 686 


°/o 

+ 2,6 

+ 2,1 

+ 2,6 

+ 1,4 

+ 1,8 

+ 6,0 

- 2,4 

Mai 


1 423 

9 014 

5 067 

3 947 

6 478 

3 281 

3 197 


°/o 

+ 3,3 

- 2,4 

- 1,7 

- 3,3 

- 3,9 

- 1,1 

- 6,7 

Juni 


1 476 

8 888 

4 929 

3 959 

6 540 

3 398 

3 142 


% 

- 2,1 

“ Iß 

“ 1,7 

~ 1,4 

+ 1,2 

+ 4,9 

~ 2,6 

Juli 


1 707 

9211 

5 062 

4 149 

6 729 

3 178 

3 551 


% 

+ 10,5 

“ 2,5 

- 5,3 

+ 1,2 

+ 0,9 

+ 1,5 

+ 0,3 

August 


1 565 

8 664 

4 845 

3 819 

6 571 

3 155 

3 416 


°/o 

+ 1,6 

- 4,9 

- 3,5 

- 6ß 

- 1,4 

- 3,1 

+ 0,2 

September 


1 440 

8 634 

4 898 

3 736 

6 292 

3 173 

3 119 


°/o 

+ 4,2 

- 3,3 

- 3,7 

- 2,9 

- 2,5 

- U 

- 3,9 

Oktober 


1 547 

8 602 

5 113 

3 489 

6 146 

3 226 

2 920 


°/o 

“ 1,1 

-10,2 

- 5,2 

-16,6 

-10,6 

~ 4,8 

-16,1 

November 


1 375 

8 680 

5 005 

3 675 

6 233 

3 222 

3011 


% 

+ 6,2 

“ 6,3 

- 3,1 

-10,3 

“ 2,7 

- 0,1 

- 5,3 

Dezember 


1 165 

8 235 

4 671 

3 564 

6 168 

3 206 

2 962 


% 

- 1,3 

- 4,9 

“ 2,7 

- 7,6 

+ 0,8 

+ 6,5 

~ 4,8 

1973 *) 


16 032 

88 515 

51 191 

37 324 

67 024 

33 951 

33 073 



~ 1,9 

-11,3 

- 8,5 

-14,9 

- 7,8 

- 7,7 

- 8,0 

Januar 


1 177 

6 709 

3 727 

2 982 

5 027 

2 493 

2 534 


°/o 

+ 12,0 

- 6,0 

- 0,9 

-11,7 

+ 0,1 

- 0,4 

+ 0,5 

Februar 


1 151 

7 177 

3 903 

3 274 

5 027 

2 520 

2 507 


°/d 

+ 33,2 

+ 8,8 

+ 6,9 

+ 11,2 

+ 2,8 

+ 1,9 

+ 3,7 

März 


1 169 

6 925 

4 061 

2 864 

5 259 

2 758 

2 501 


%> 

-12,0 

-16,1 

- 9,9 

-23,6 

-12,8 

- 9,7 

-15,9 

April 


1 693 

7 435 

4 082 

3 353 

5 491 

2 668 

2 823 


°/o 

+ 23,4 

- 5,4 

8,2 

- 1,7 

- 1,4 

~ 7,5 

+ 5,1 
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Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

26 990 
+ 5,9 

13 167 
+ 7,8 

13 823 
+ 4,1 

162 924 
+ 6,3 

151 408 
+ 6,4 

11 516 
+ 4,8 

378 775 
+ 2,6 

257 318 
+ 4,1 

121 457 
- 0,5 

1 817 
+ 13,7 

906 
+ 17,4 

911 
+ 10,3 

10 023 
- 0,6 

9 336 
- 0,5 

687 
“ 2,4 

25 053 
- 0,1 

16 504 
- 0,8 

8 549 
+ 1,3 

1 677 
+ 9,7 

796 
+ 2,3 

881 
+ 17,3 

10 725 
+ 10,0 

10 017 
+ 9,3 

708 
+ 21,2 

24 751 
+ 4,3 

16 937 
+ 6,4 

7 814 
+ 0,2 

2 226 
+ 31,6 

1 097 
+ 28,2 

1 129 
+ 35,0 

13210 

+26,1 

12 371 
+26,4 

839 
+ 22,1 

31 049 
+ 23,5 

21 028 
+24,0 

10 021 
+22,6 

2 123 
+ 8,4 

1 099 
+ 16,1 

1 024 
+ 1,3 

13 312 
+ 10,5 

12 478 
+ 11,2 

834 
+ 0,6 

30 233 
+ 6,0 

20 907 
+ 8,8 

9 326 
+ 0,4 

2 454 
~ 1,7 

1 184 
- 3,1 

1 270 
- 0,4 

15 062 
+ 2,9 

13 949 
+ 3,2 

1 113 
- 0,5 

34 431 
- 0,2 

23 481 
+ 1,2 

10 950 
- 2,9 

2 591 
+ 9,2 

1 305 
+ 15,5 

1 286 
+ 3,5 

15 742 
+ 10,3 

14517 
+ 9,9 

1 225 
+ 16,2 

35 237 
+ 4,7 

24 149 
+ 6,9 

11 088 
+ 0,4 

2 560 
+ 7,2 

1 121 
- 0,6 

1 439 
+ 14,2 

14 875 
+ 1,5 

13 493 
+ 0,9 

1 382 
+ 7,8 

35 082 
+ U 

22 854 
- 0,6 

12 228 
+ 4,3 

2 417 
+ 1,8 

1 118 
+ 1,5 

1 299 
+ 2,1 

14 078 
+ 7,8 

12 843 
+ 7,6 

1 235 

4 - 9,4 

33 295 
+ 1,7 

21 961 
+ 3,0 

11 334 
- 0,9 

2 284 
- 5,3 

1 111 
1,6 

1 173 
- 8,6 

14 062 
+ 0,9 

13 063 
+ 1,2 

999 
- 3,8 

32 712 
- 1,3 

22 245 
- 0,4 

10 467 
“ 3,1 

2 438 
+ 5,5 

1 219 
+ 14,4 

1 219 
- 2,1 

14 980 
+ 4,2 

14 022 
+ 4,5 

958 
- 0,1 

33 713 
- 2,9 

23 580 
+ 1,3 

10 133 
-11,4 

2 187 
- 1,6 

1 129 
+ 6,7 

1 058 
“ 9,1 

13 673 
+ 2,1 

12 907 
+ 2,4 

766 
- 3,3 

32 148 
- 1,3 

22 263 
+ 1,0 

9 885 
“ 6,1 

2 207 
+ 4,0 

1 078 
+ 5,8 

1 129 
+ 2,4 

13 116 
+ 4,3 

12 355 
+ 5,0 

761 
- 5,5 

30 891 
+ 0,8 

21 310 
+ 3,5 

9 581 
- 4,7 

25 035 
- 7,2 

12 266 
- 6,8 

12 769 
- 7,6 

157 119 
- 3,6 

146 043 
- 3,5 

11 076 
- 3,8 

353 725 
- 6,6 

243 451 
- 5,4 

110 274 
- 9,2 

1 798 
- 1,0 

893 
~ 1,4 

905 
“ 0,7 

10 732 
+ 7,1 

10 078 
+ 7,9 

654 
- 4,8 

25 443 
+ 1,6 

17 191 
+ 4,2 

8 252 
- 3,5 

1 812 
+ 8,1 

912 
+ 14,6 

900 
+ 2,2 

11 090 
+ 3,4 

10 396 
+ 3,8 

694 
- 2,0 

26 257 
+ 6,1 

17 731 
+ 4,7 

8 526 
+ 9,1 

1 970 
-11,5 

1 059 
- 3,5 

911 

- 19,3 

12 772 
- 3,3 

11 991 
- 3,1 

781 
- 6,9 

28 095 
- 9,5 

19 869 
- 5,5 

8 226 
- 17,9 

2 063 
- 2,8 

1 015 
~ 7,6 

1 048 
+ 2,3 

12 084 
- 9,2 

11 290 
- 9,5 

794 
- 4,8 

28 766 
- 4,9 

19 055 
- 8,9 

9711 
+ 4,1 
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noch Anlage 35 a 


Jahr 

Autobahnen 

Bundesstraßen 

Landesstraßen 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

Monat 

Mai 

1 439 

8 480 

5 064 

3 416 

6 691 

3 561 

3 130 

% 

+ 1,1 

- 5,9 

- 0,1 

-13,5 

+ 3,3 

+ 8,5 

- 2,1 

Juni 

1 518 

8 035 

4 622 

3413 

6 307 

3 141 

3 166 

°/o 

+ 2,8 

- 9,6 

- 6,2 

- 13,8 

- 3,6 

- 7,6 

+ 0,8 

Juli 

1 719 

7 894 

4 633 

3 261 

5 960 

2 930 

3 030 

°/o 

+ 0,7 

- 14,3 

- 3,5 

- 21,4 

- 11,4 

- 7,8 

-14,7 

August 

1 407 

7 140 

4 199 

2 941 

5 577 

2 845 

2 732 

o/o 

~ 10,1 

- 17,6 

-13,3 

-23,0 

- 15,1 

- 9,8 

-20,0 

September 

1 431 

7 685 

4 528 

3 157 

5 936 

3 030 

2 906 

°/o 

- 0,6 

- 11,0 

- 7,6 

-15,5 

- 5,7 

- 4,5 

- 6,8 

Oktober 

1 500 

8 026 

4 743 

3 283 

5 960 

3 027 

2 933 

°/o 

- 3,0 

“ 6,7 

~ 7,2 

- 5,9 

- 3,0 

- 6,2 

+ 0,4 

November 

v 1 149 

7 327 

4 288 

3 039 

5 406 

2 786 

2 620 

°/o 

- 16,4 

- 15,6 

- 14,3 

- 17,3 

-13,3 

-13,5 

-13,0 

Dezember 

703 

5 631 

3 312 

2 319 

4 370 

2 186 

2 184 

°/o 

-39,7 

- 31,6 

-29,1 

- 34,9 

-29,2 

-31,8 

-26,3 

1974 








Januar 

518 

5 375 

3 289 

2 086 

4 112 

2 201 

1 911 

°/o 

- 56,0 

- 19,9 

- 11,8 

-30,0 

- 18,2 

- 11,7 

-24,6 

Februar 

568 

4 988 

3 129 

1 859 

3 853 

2 177 

1 676 

°/o 

- 50,7 

-30,5 

- 19,8 

- 43,2 

- 23,4 

- 13,6 

-33,1 

März 

826 

5 749 

3 477 

2 272 

4 525 

2 448 

2 077 

°/o 

-29,3 

- 17,0 

- 14,4 

-20,7 

— 14,0 

- 11,2 

-17,0 

April 

1 018 

6 344 

3 914 

2 430 

5 044 

2 681 

2 363 

% 

-39,9 

- 14,7 

- 4,1 

-27,5 

- s,i 

- 0,5 

- 16,3 

Mai 

1 087 

6 681 

4 050 

2 631 

5 505 

2 817 

2 688 

°/o 

- 24,5 

- 21,2 

-20,0 

- 23,0 

-17,7 

-20,9 

- 14,1 

Juni 

1 267 

6 769 

4 006 

2 763 

5 207 

2 644 

2 563 

°/o 

- 16,5 

- 15,8 

- 13,3 

-19,0 

- 17,4 

-15,8 

- 19,0 


9 Die Summe der Monatsergebnisse wurde durch Jahreskorrekturen bereinigt. 


122 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3685 


noch Anlage 35 a 


Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

2 480 
+ 1,1 

1 267 
+ 7,0 

1 213 
- 4,5 

16 028 
+ 6,4 

14 865 
+ 6,6 

1 163 
+ 4,5 

35 118 
+ 2,0 

24 757 
+ 5,4 

10 361 
- 5,4 

2 465 
- 4,9 

1 185 
- 9,2 

1 280 
- 0,5 

15 326 
- 2,6 

14014 
- 3,5 

1 312 
+ 7,1 

33 651 
- 4,5 

22 962 
- 4,9 

10 689 
- 3,6 

2 321 
- 9,3 

1 026 

- 8,5 

1 295 
- 10,0 

14 122 
- 5,1 

12 893 
- 4,4 

1 229 
-11,1 

32 016 
- 8,7 

21 482 
- 6,0 

10 534 
-13,9 

2 231 
- 7,7 

1 080 
- 3,4 

1 151 
- 11,4 

13 797 
- 2,0 

12 647 
- 1,5 

1 150 
- 6,9 

30 152 
- 9,4 

20 771 
~ 5,4 

9 381 
-17,2 

2 156 
- 5,6 

1 032 
- 7,1 

1 124 
- 4,2 

14 374 
+ 2,2 

13 340 
+ 2,1 

1 034 
+ 3,5 

31 582 
- 3,5 

21 930 
- 1,4 

9 652 
“ 7,8 

2 197 
- 9,9 

1 084 
- 11,1 

1 113 
~ 8,7 

14 259 
- 4,8 

13 343 
- 4,8 

916 
- 4,4 

31 942 
- 5,3 

22 197 
- 5,9 

9 745 
- 3,8 

2 004 
- 8,4 

973 
- 13,8 

1 031 
- 2,6 

12 409 
- 9,2 

11 654 
- 9,7 

755 
- 1,4 

28 295 
-12,0 

19 701 
-11,5 

8 594 
- 13,1 

1 522 
- 31,0 

733 

- 32,0 

789 
- 30,1 

10 049 
- 23,4 

9 454 
-23,5 

595 

-21,8 

22 275 
-27,9 

15 685 
-26,4 

6 590 
-31,2 

1 483 
- 17,5 

740 
- 17,1 

743 

- 17,9 

9 760 
- 9,1 

9 222 
- 8,5 

538 

-17,7 

21 248 
- 16,5 

15 452 
- 10,1 

5 796 
-29,8 

1 432 
- 21,0 

765 

- 16,1 

667 

-25,9 

10 044 
- 9,4 

9 494 
- 8,7 

550 

-20,7 

20 885 
-20,5 

15 565 
-12,2 

5 320 
-37,6 

1 764 
- 10,5 

914 

- 13,7 

850 
- 6,7 

11 622 
- 9,0 

10919 
- 8,9 

703 

- 10,0 

24 486 
-12,8 

17 758 
-10,6 

6 728 
-18,2 

1 920 
- 6,9 

954 
- 6,0 

966 
- 7,8 

12 833 
+ 6,2 

11 967 
+ 6,0 

866 
+ 9,1 

27 159 
- 5,6 

19516 
+ 2,4 

7 643 
-21,3 

2 156 
- 13,1 

1 058 
16,5 

1 098 
- 9,5 

14318 

- 10,7 

13313 

- 10,4 

1 005 
- 13,6 

29 747 
-15,3 

21 238 
- 14,2 

8 509 
-17,9 

2 094 
- 15,1 

995 
^ 16,0 

1 099 
- 14,1 

13 550 
- 11,6 

12 446 
- 11,2 

1 104 
-15,9 

28 887 
- 14,2 

20 091 
- 12,5 

8 796 
- 17,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


123 


Drucksache 7/3685 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 35 b 


Straßenverkehrsunfälle nach Monaten, Straßenarten und Ortslage 

b) Getötete 

Veränderungen in °/o (Zunahme +, Abnahme — ) gegenüber dem entsprechenden 

Monat des Vorjahres 


Jahr 

Autobahnen 

Bundesstraßen 

Landesstraßen 

zu- 

sammen 






Monat 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

1972 *) 

1 154 

6 563 

2 185 

4 378 

4 736 

1 553 

3 183 


+ 11,0 

- 5,6 

- 5,6 

- 5,6 

+ +9 

+ 7,5 

- 0,6 

Januar 

65 

479 

162 

317 

365 

125 

240 

%> 

- 13,3 

- 9,5 

-21,0 

- 2,2 

+ 12,0 

+ 22,5 

+ 7,1 

Februar 

56 

444 

155 

289 

330 

120 

210 

°/o 

-11,1 

-10,1 

-10,9 

- 9,7 

+ 16,6 

+ 26,3 

+ 1+7 

März 

90 

512 

169 

343 

344 

115 

229 

°/o 

+ 13,9 

+ 15,1 

+ 1+2 

+ 17,1 

+ 15,8 

+ 30,7 

+ 9,6 

April 

91 

480 

146 

334 

337 

98 

239 

°/o 

+ 16,7 

+ 5,0 

- 7,6 

+ 1+7 

+ 12,7 

+ 5,4 

+ 16,0 

Mai 

112 

600 

184 

416 

388 

105 

283 

°/o 

+ 14,3 

+ 7,5 

+ 8,9 

+ 6,9 

+ 1,8 

+ +9 

+ +8 

Juni 

89 

583 

190 

393 

387 

135 

252 

°/o 

+ 15,6 

+ 5,0 

+ 5,0 

+ 5,1 

- 0,5 

+ 13,4 

- 6/7 

Juli 

141 

644 

201 

443 

456 

124 

332 

°/o 

+ 24,8 

- +2 

+ 4,7 

~ 3,7 

+ 7,3 

— 

+ 10,3 

August 

87 

547 

169 

378 

450 

136 

314 

°/o 

+ 3,6 

-11,8 

- 2,3 

-15,4 

- +1 

- 4,2 

+ 0,3 

September 

96 

529 

171 

358 

398 

131 

267 

°/o 

— 

-12,0 

- 8,6 

-13,5 

- 7,9 

- 8,4 

- +6 

Oktober 

134 

571 

170 

401 

389 

137 

252 

°/o 

+ 36,7 

-18,3 

-28,3 

-13,2 

-13,9 

- 6,8 

-17,4 

November 

96 

576 

234 

342 

419 

157 

262 

°/o 

+ 6,7 

-13,1 

- 2,1 

-19,3 

- 6,5 

+ 9,8 

-14,1 

Dezember 

95 

597 

234 

363 

461 

166 

295 

°/o 

+ 6,7 

-10,5 

“ 4,5 

-14,0 

+ 2,4 

+ 16,9 

~ 4,2 

1973 *) 

1 147 

5 476 

1 895 

3 581 

4 042 

1 292 

2 750 


- 0,6 

-16,6 

-13,3 

-18,2 

-14,7 

-16,8 

-13,6 

Januar 

77 

471 

170 

301 

336 

117 

219 

°/o 

+ 18,5 

- +7 

+ 4,9 

- 5,0 

- 7,9 

- 6,4 

- 8,8 

Februar 

73 

415 

154 

261 

264 

93 

171 

°/o 

+ 30,4 

- 6,5 

- 0,6 

- 9,7 

-20,0 

-22,5 

-18,6 

März 

82 

412 

139 

273 

314 

121 

193 

°/o 

- 8,9 

-19,5 

-17,8 

-20,4 

- 8,1 

+ 5,2 

-15,7 

April 

101 

445 

147 

298 

303 

69 

234 

°/o 

+ 1+0 

“ 7,3 

+ 0,7 

-10,8 

-10,1 

-29,6 

- 2,1 
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Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

1 917 
+ 1,6 

608 
- 6,3 

1 309 
+ 5,8 

4 441 
+ 5,0 

3 665 
+ 5,0 

776 
+ 5,1 

18 811 
+ 0,3 

8011 
+ 1,4 

10 800 
- 0,5 

122 

+ 17,3 

43 

+ 19,4 

79 

+ 16,2 

300 
- 2,6 

265 
- 2,9 

35 

1 331 
- 0,8 

595 
- 3,4 

736 
+ 1,4 

123 
+ 20,6 

48 

+ 11,6 

75 
+ 27,7 

318 
+ 6,4 

277 
+ 7,8 

41 

- 2,4 

1 271 
+ 2,4 

600 
+ 5,4 

671 
- 0,1 

155 
+ 47,6 

47 

+ 11,9 

108 
+ 77,4 

345 
+ 75,4 

278 
+ 4,9 

67 
+ 97,1 

1 446 
+ 18,0 

609 
+ 11,3 

837 
+ 23,5 

136 
- 4,2 

42 
- 8,7 

94 
- 2,7 

313 
- 3,4 

265 
+ 7,7 

48 

-22,6 

1 357 
+ 4,4 

551 
- 1,4 

806 
+ 8,8 

185 
+ 1,6 

49 

- 14,0 

136 
+ 8,8 

352 
+ 7,0 

294 
+ 11,8 

58 

- 12,1 

1 637 
+ 5,7 

632 
+ 6,8 

1 005 
+ 5,1 

175 
+ 27,7 

54 
+ 12,5 

121 
+ 36,0 

388 
+ 14,1 

306 
+ 13,8 

82 
+ 15,5 

1 622 
+ 8,3 

685 
+ 11,0 

937 
+ 6,4 

190 
+ 1,6 

48 

- 21,3 

142 
+ 12,7 

390 
+ 6,8 

310 
+ 6,9 

80 
+ 6,7 

1 821 
+ 4,5 

683 
+ 2,4 

1 138 
+ 5,9 

199 
+ 3,6 

54 

- 14,3 

145 
+ 12,4 

388 
+ 10,9 

281 
+ 1,8 

107 
+ 44,6 

1 671 
- 1,8 

640 
- 2,1 

1 031 
- 1,5 

158 

- 19,4 

44 

- 31,3 

114 

- 13,6 

347 
- 3,1 

280 
+ 1,4 

67 

- 18,3 

1 528 
“ 9,2 

626 
- 6,6 

902 

-11,0 

173 

- 12,6 

68 
- 5,6 

105 

-16,7 

408 
“ 2,4 

339 

69 

- 12,7 

1 675 
-10,2 

714 

-10,2 

961 

-10,2 

143 

- 22,7 

53 

-23,2 

90 

- 22,4 

463 
+ 11,6 

393 
+ 9,8 

70 

+22,8 

1 697 
- 5,8 

837 
+ 3,5 

860 
- 13,3 

161 
+ 8,1 

59 

+28,3 

102 
- 1,0 

423 
- 0,7 

369 
+ 0,5 

54 
- 8,5 

1 737 
- 2,5 

828 
+ 3,5 

909 
- 7,3 

1 560 
- 18,6 

457 

- 24,8 

1 103 
- 15,7 

4 077 
- 8,2 

3 399 
- 7,3 

678 

- 12,6 

16 302 
- 13,3 

7 043 
-12,1 

9 259 
- 14,3 

113 
“ 7,4 

35 

- 18,6 

78 
- 1,3 

325 
+ 8,3 

288 
+ 8,7 

37 
+ 5,7 

1 322 
- 0,7 

610 
+ 2,5 

712 
- 3,3 

98 

- 20,3 

38 

-20,8 

60 

-20,0 

298 
- 6,3 

257 
- 7,2 

41 

1 148 
” 9,7 

542 
- 9,7 

606 
“ 9,7 

116 

- 25,2 

38 

- 19,1 

78 

- 27,8 

324 
“ 6,1 

287 
+ 3,2 

37 

- 44,8 

1 248 
- 13,7 

585 
- 3,9 

663 

- 20,8 

137 
+ 0,7 

37 

- 11,9 

100 
+ 6,4 

298 
“ +8 

252 
- 4,9 

46 
- 4,2 

1 284 
- 5,4 

505 
- 8,3 

779 
- 3,3 
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Jahr 


Bundesstraßen 

Landesstraßen 


Autobahnen 



außer- 

halb 



außer- 

halb 

Monat 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

Mai 

121 

541 

175 

366 

390 

110 

280 

°/o 

+ 8,0 

“ 9,8 

- 4,9 

-12,0 

+ 0,5 

+ 4,8 

- 1,1 

Juni 

110 

523 

147 

376 

380 

109 

271 

°/o 

+23,6 

- 10,3 

-22,6 

- 4,3 

- 1,8 

-19,3 

+ 7,5 

Juli 

145 

488 

166 

322 

418 

122 

296 

°/o 

+ 2,8 

-24,2 

- 17,4 

-27,3 

- 8,3 

- 1,6 

-10,8 

August 

101 

408 

126 

282 

338 

110 

228 

°/o 

+ 16,1 

-25,4 

-25,4 

-25,4 

-24,9 

- 19,1 

- 27,4 

September 

119 

476 

165 

311 

359 

92 

267 

°/o 

+ 2+0 

- 10,0 

- 3,5 

- 13,1 

- 9,8 

-29,8 

— 

Oktober 

93 

506 

187 

319 

380 

135 

245 

°/o 

-30,6 

- 11,4 

+ 10,0 

-20,4 

- 2,3 

“ 1,5 

2,8 

November 

73 

442 

173 

269 

339 

130 

209 

% 

-24,0 

-23,3 

-26,1 

-21,3 

- 19,1 

-17,2 

-20,2 

Dezember 

55 

348 

146 

202 

231 

87 

144 

% 

- 42,1 

- 41,7 

-37,6 

-44,4 

-49,9 

-47,6 

-51,2 

1974 








Januar 

29 

326 

146 

180 

227 

97 

130 

°/o 

-62,3 

-30,8 

-14,1 

-40,2 

-32,4 

-17,1 

-40,6 

Februar 

35 

291 

110 

181 

205 

81 

124 

°/o 

- 52,1 

-29,9 

-28,6 

-30,7 

-22,3 

-12,9 

-27,5 

März 

66 

346 

129 

217 

245 

85 

160 

°/o 

- 19,5 

-16,0 

- 7,2 

-20,5 

-22,0 

-29,8 

-17,1 

April 

74 

330 

113 

217 

273 

91 

182 

°/o 

-26,7 

-25,8 

- 23,1 

-27,2 

- 9,9 

+ 31,9 

-22,2 

Mai 

65 

383 

112 

271 

307 

77 

230 

°/o 

- 46,3 

-29,2 

-36,0 

-26,0 

-21,3 

-30,0 

-17,9 

Juni 

89 

395 

110 

285 

281 

87 

194 

% 

- 19,1 

-24,5 

-25,2 

-24,2 

-26,1 

-20,2 

- 28,4 


9 Die Summe der Monatsergebnisse wurde durch Jahreskorrekturen bereinigt. 
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Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 
sammen ] 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

' inner- 
1 halb 

außer- 

halb 

159 

-14,1 

50 

+ 2,0 

109 

-19,9 

365 
+ 3,7 

303 
+ 3,1 

62 
+ 6,9 

1 576 
- 3,7 

638 
+ 0,9 

938 
- 6,7 

154 

-12,0 

50 
“ 7,4 

104 

-14,0 

373 
- 3,9 

301 
- Iß 

72 

-12,2 

1 540 
- 5,1 

607 

-11,4 

933 
- 0,4 

162 

-14,7 

48 

114 

-19,7 

356 
- 8,7 

271 

-12,6 

85 
+ 6,3 

1 569 
-13,8 

607 

-11,1 

962 

-15,5 

146 

-26,6 

36 

-33,3 

110 

-24,1 

391 
+ 0,3 

307 
+ 9,3 

84 

-21,5 

1 384 
-17,2 

579 
- 9,5 

805 

-21,9 

137 

-13,3 

29 

-34,1 

108 
- 5,3 

318 
“ 8,4 

260 
- 7,1 

58 

-13,4 

1 409 
" 7,8 

546 

-12,8 

863 
~ +3 

137 

-20,8 

38 

-44,1 

99 

5,7 

360 

-11,8 

303 

-10,6 

57 

-17,4 

1 476 
-11,9 

663 
- 7,1 

813 

-15,4 

121 

-15,4 

31 

-41,5 

90 

364 

-21,4 

296 

-24,7 

68 
- 2,9 

1 339 
-21,1 

630 

-24,7 

709 

-17,6 

81 

-49,7 

27 

-54,2 

54 

-47,1 

307 

-27,4 

273 

-26,0 

34 

-37,0 

1 022 
-41,2 

533 

-35,6 

489 

-46,2 

99 

-12,4 

34 
- 2,9 

65 

-16,7 

298 
- 8,3 

269 
- 6,6 

29 

-21,6 

979 

-25,9 

546 

-10,5 

433 

-39,2 

74 

-24,5 

22 

-42,1 

52 

-13,3 

244 

-18,1 

212 

-17,5 

32 

-22,0 

849 

-26,0 

425 

-21,6 

424 

-30,0 

106 
- 8,6 

35 
“ 7,9 

71 

- 9,0 

302 
- 6,8 

25,2 

-12,2 

50 
+ 35,1 

1 065 
-14,7 

501 

-14,4 

564 

-14,9 

98 

-28,5 

24 

-35,1 

74 

-26,0 

293 
- ?,7 

233 
- 7,5 

60 
+ 30,4 

1 068 
-16,8 

461 
- 8,7 

607 

-22,1 

137 

-13,8 

45 

-10,0 

92 

-15,6 

327 

-10,4 

267 

-11,9 

60 
- 3,2 

1 219 
-22,7 

501 

-21,5 

718 

-23,5 

113 

-26,6 

27 

-46,0 

86 

-17,3 

328 

-12,1 

257 

-14,6 

71 

“ +4 

1 206 
-21,7 

481 

-20,8 

725 

-22,3 
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Straßenverkehrsunfälle nach Monaten, Straßenarten und Ortslage 

c) Schwerverletzte 

Veränderungen in °/o (Zunahme + , Abnahme — ) gegenüber dem entsprechenden 

Monat des Vorjahres 


Jahr 

Autobahnen 

Bundesstraßen 

Landesstraßen 







Monat 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

1972 *) 

7 952 

47 721 

21 158 

26 563 

37 546 

15710 

21 836 


- 2,0 

- 1,0 

+ 0,7 

- 2,3 

+ 0,8 

+ 4,2 

- 1,5 

Januar 

502 

3 524 

1 512 

2 012 

2 568 

1 102 

1 466 

°/o 

-10,2 

+ 4,3 

+ 2,5 

+ 5,7 

+ 1,7 

+ 7,5 

- 2,2 

Februar 

412 

3 117 

1 421 

1 696 

2 427 

1 033 

1 394 

% 

-16,8 

- 4,6 

+ 0,2 

- 8,3 

+ 9,1 

+ 10,1 

+ 8,3 

März 

621 

3 854 

1 571 

2 283 

3 090 

1 250 

1 840 

°/o 

+22,0 

+ 20,8 

+ 11,8 

+ 27,8 

+28,6 

+ 28,5 

+ 28,7 

April 

631 

3 754 

1 634 

2 120 

3 013 

1 311 

1 702 

°/o 

- 6,1 

+ 1,7 

+ 4,9 

- 0,6 

+ 8,6 

+ 15,2 

+ 4,0 

Mai 

711 

4 401 

1 913 

2 488 

3 339 

1 368 

1 971 

% 

- 5,1 

+ 0,1 

+ 3,2 

- 2,2 

- 5,4 

+ 1,1 

- 9,4 

Juni 

735 

4 286 

1 841 

2 445 

3 438 

1 425 

2 013 

°/o 

- 6,7 

- 1,4 

- 3,3 

+ 0,1 

+ 2,4 

+ 4,5 

+ 1,0 

Juli 

938 

4 615 

1 956 

2 659 

3 630 

1 348 

2 282 

°/o 

+ 12,3 

+ 2,2 

+ 2,0 

+ 2,3 

+ 4,3 

+ 2,0 

+ 5,7 

August 

789 

4 138 

1 814 

2 324 

3 525 

1 331 

2 194 

°/o 

- 7,0 

- 5,8 

- 2,1 

- 8,5 

- 2,0 

“ 7,9 

+ 2,0 

September 

708 

4 264 

1 881 

2 383 

3 239 

1 373 

1 866 

°/o 

- 5,2 

+ 2,4 

“ 0,2 

+ 4,6 

- 3,2 

- 2,1 

- 4,0 

Oktober 

715 

3 822 

1 879 

1 943 

3 148 

1 384 

1 764 

°/o 

- 5,7 

-12,8 

- 3,7 

-20,0 

-14,5 

- 6,7 

-19,8 

November 

646 

3 914 

1 887 

2 027 

3 004 

1 360 

1 644 

°/o 

+ 7,5 

~ 7,8 

- 1,5 

-13,0 

- 5,7 

+ 1,9 

-11,2 

Dezember 

532 

4 016 

1 842 

2 174 

3 117 

1 422 

1 695 

°/o 

- 4,0 

- 4,5 

- 0,9 

- 7,4 

- 0,7 

+ 9,5 

- 7,8 

1973 *) 

7 754 

40 069 

18 395 

21 674 

33 943 

14 129 

19 814 


- 2,5 

-16,0 

-13,1 

-18,4 

- 9,6 

-10,1 

- 9,3 

Januar 

559 

3 187 

1 423 

1 764 

2 539 

1 073 

1 466 

Vo 

+ 11,4 

- 9,6 

- 5,9 

-12,3 

- 1,1 

- 2,6 

— 

Februar 

519 

3 308 

1 419 

1 889 

2 550 

1 107 

1 443 

°/o 

+ 26,0 

+ 6,1 

~ 0,1 

+ 11,4 

+ 5,1 

+ 7,2 

+ 3,5 

März 

566 

3 110 

1 489 

1 621 

2 633 

1 183 

1 450 

Vo 

- 8,9 

-19,3 

- 5,2 

-29,0 

-14,8 

- 5,4 

-21,2 

April 

794 

3 417 

1 457 

1 960 

2 762 

1 052 

1 710 

°/o 

+ 25,8 

- 9,0 

-10,8 

~ 7,5 

- 8,3 

-19,8 

+ 0,5 
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Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

14 587 
+ 7,2 

5 989 
+ 10,4 

8 598 
+ 5,0 

57 978 
+ 8,5 

51 819 
+ 8,8 

6 159 
+ 5,5 

165 784 
+ 3,2 

94 676 
+ 6,2 

71 108 
- 0,5 

956 
+ 23,0 

402 
+ 24,8 

554 
+ 21,8 

3 606 
+ 4,6 

3 259 
+ 3,8 

347 
+ 11,9 

11 156 
+ 4,4 

6 275 
+ 5,3 

4 881 
+ 3,3 

+ 

Co O 

315 
- 7,1 

505 
+ 15,8 

3 859 
+ 18,6 

3 442 
+ 16,6 

417 
+ 39,0 

10 635 
+ 6,2 

6211 
+ 10,0 

4 424 
+ 1/3 

1 142 
+ 29,6 

462 
+ 24,2 

680 
+ 33,6 

4 657 
+ 35,9 

4 209 
+ 35,9 

448 
+ 36,2 

13 364 
+28,4 

7 492 
+ 28,1 

5 872 
+ 28,7 

1 170 
+ 5,9 

524 
+ 18,6 

646 
- 2,6 

4 676 
+ 10,1 

4 207 
+ 11,2 

469 
+ 1/1 

13 244 
+ 6,1 

7 676 
+ 10,9 

5 568 

1 394 
- 2,2 

560 
+ 0,7 

834 
- 4,0 

5 353 
+ 7,4 

4 740 
+ 7,9 

613 
+ 3,2 

15 198 
+ 0,8 

8 581 
+ 5,2 

6 617 
- 4,5 

1 423 
+ 16,3 

615 
+ 27,9 

808 
+ 8,7 

5 560 
+ 11,3 

4 913 
+ 11,2 

647 
+ 12,3 

15 442 
+ 5,0 

8 794 
+ 7,7 

6 648 
+ 1,6 

1 444 
+ 5,1 

501 

943 
+ 8,0 

5 228 
- 0,6 

4 480 
- 1,5 

748 
+ 5,6 

15 855 
+ 2,5 

8 285 
- 0,1 

7 570 
+ 5,5 

1 350 
+ 7,6 

526 
+ 13,1 

824 
+ 4,3 

5 205 
+ 9,7 

4 542 
+ 10,5 

663 
+ 4,9 

15 007 
+ 1/2 

8213 
+ 4,3 

6 794 
- 2,4 

1 263 
- 2,5 

520 
- 1,3 

743 
- 3,4 

5 035 
+ 2,0 

4 490 
+ 2,8 

545 
- 4,0 

14 509 
+ 0,1 

8 264 
+ 1,0 

6 245 
- 1/0 

1 314 
+ 6,3 

568 
+ 13,1 

746 
+ 1,6 

5 288 
+ 7,1 

4 806 
+ 8,7 

482 
- 6,6 

14 287 
- 4,7 

8 637 
+ 3,3 

5 650 
-14,9 

1 128 
- 1,7 

495 
+ 10,0 

633 
- 9,2 

4 722 
- 0,7 

4 337 
+ 0,0 

385 
- 8,6 

13 414 
- 3,7 

8 079 
+ 0,5 

5 335 
- 9,6 

1 182 
+ 7,5 

501 
+ 8,7 

681 
+ 6,6 

4 753 
+ 6,3 

4 370 
+ 7,9 

383 
- 9,0 

13 600 
+ 1/0 

8 135 
+ 6,1 

5 465 
- 5,8 

13 533 
- 7,2 

5 447 
- 9,0 

8 086 
- 6,0 

54 715 
- 5,6 

48 834 
- 5,8 

5 881 
- 4,5 

150 014 
- 9,5 

86 805 
- 8,3 

63 209 
-11,1 

928 
- 2,9 

401 
- 0.2 

527 
- 4,9 

3 833 
+ 6,3 

3 503 
+ 7.5 

330 
- 4,9 

11 046 
- 1,0 

6 400 
+ 2,0 

4 646 
- 4,8 

864 
+ 5,4 

370 
+ 17,5 

494 
- 2,2 

3 815 
- hl 

3 479 
+ 1,1 

336 

-19,4 

11 056 
,+ 4,0 

6 375 
+ 2,6 

4 681 
+ 5,8 

1 029 
- 9,9 

465 
+ 0,6 

564 

-17,1 

4 478 
- 3,8 

4 083 
- 3,0 

395 

-11,8 

11 816 
-11,6 

7 220 
- 3,6 

4 596 
-21,7 

1 144 

- 2,2 

467 

-10,9 

677 
+ 4,8 

4 226 
- 9,6 

3 796 
- 9,8 

430 
- 8,3 

12 343 
- 6,8 

6 772 
-11,8 

5 571 
+ 0,1 
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Jahr 

Autobahnen 

Bundesstraßen 

Landesstraßen 







Monat 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

Mai 

697 

3 783 

1 766 

2017 

3 486 

1 507 

1 979 

°/o 

- 2,0 

-14,0 

- 7,7 

-18,9 

+ 4,4 

+ 10,2 

+ 0,4 

Juni 

730 

3 687 

1 669 

2 018 

3 243 

1 274 

1 969 

°/o 

- 0,7 

-14,0 

- 9,3 

-17,5 

“ 5,7 

-10,6 

- 2,2 

Juli 

918 

3 587 

1 626 

1 961 

3 153 

1 313 

1 840 

°/o 

- 2,J 

-22,3 

-16,9 

-26,3 

-23,1 

- 2,6 

-19,4 

August 

770 

3 132 

1 464 

1 668 

2 794 

1 094 

1 700 

o/o 

- 2,4 

-24,3 

-19,3 

-28,2 

-20,7 

-17,8 

-22,5 

September 

678 

3 481 

1 586 

1 895 

3 005 

1 216 

1 789 

°/o 

- 4,2 

-13,4 

-15,7 

-20,5 

- 7,2 

-11,4 

- 4,1 

Oktober 

759 

3 551 

1 712 

1 839 

2 986 

1 228 

1 758 

o/o 

+ 6,2 

- 7,1 

- 8,9 

- 5,4 

- 5,1 

-11,3 

- 0,3 

November 

502 

3 247 

1 564 

1 683 

2 618 

1 134 

1 484 

°/o 

-22,3 

-17,0 

-17,1 

-17,0 

-22,8 

-16,6 

- 9,7 

Dezember 

280 

2 544 

1 204 

1 340 

2 168 

946 

1 222 

°/o 

~ 47,4 

-36,7 

-34,6 

-38,4 

-30,4 

-33,5 

-27,9 

1974 








Januar 

192 

2 402 

1 220 

1 182 

1 926 

900 

1 026 

% 

-65,7 

-24,6 

-14,3 

-33,0 

-24,1 

-16,2 

-30,0 

Februar 

241 

2 260 

1 153 

1 107 

1 856 

863 

993 

°/o 

-53,6 

-31,7 

-18,7 

-41,4 

-27,2 

-22,0 

—31,2 

März 

422 

2 644 

1 259 

1 385 

2 320 

1 054 

1 266 

°/o 

-25,4 

-15,0 

-15,4 

-14,6 

-11,9 

-10,9 

-12,7 

April 

523 

2 824 

1 346 

1 478 

2 578 

1 116 

1 462 

°/o 

-34,1 

-17,4 

- 7,6 

-24,6 

- 6,7 

+ 6,1 

-14,5 

Mai 

557 

2 839 

1 360 

1 479 

2 854 

1 128 

1 726 

°/o 

-20,1 

-24,9 

-23,0 

-26,7 

-18,1 

-25,1 

-22,8 

Juni 

652 

3 127 

1 452 

1 675 

2 806 

1 149 

1 657 

°/o 

-10,7 

-15,2 

-13,0 

-17,0 

-13,5 

- 9,8 

-15,8 


*) Die Summe der Monatsergebnisse wurde durch Jahreskorrekturen bereinigt. 
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Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

1 418 
+ 1,7 

583 
+ 4,1 

835 
+ 0,1 

5 730 
+ 7,0 

5 037 
+ 6,3 

693 
+ 13,1 

15 114 
- 6,6 

8 893 
+ 3,6 

6 221 
- 6,0 

1 404 
- 1,3 

554 
- 9,9 

850 
+ 5,2 

5 409 
- 2,7 

4 642 
- 5,5 

767 
+ 18,5 

14 473 
- 6,3 

8 139 
- 7,4 

6 334 
- 4,7 

1 385 
- 4,1 

475 
- 5,2 

910 
- 3,5 

5 122 
- 2,0 

4 436 
- 1,0 

686 
- 8,3 

14 165 
- 10,7 

7 850 
- 5,3 

6315 

- 16,6 

1 211 
- 10,3 

482 
- 8,4 

729 

- 11,5 

4 788 
- 8,0 

4 220 
- 7,1 

568 

- 14,3 

12 695 
- 15,4 

7 260 
- 11,6 

5 435 
- 20,0 

1 217 
- 3,6 

479 
- 7,9 

738 
- 0,7 

4 894 
- 2,8 

4 329 
- 3,6 

565 
+ 3,7 

13 275 
- 8,5 

7 610 
- 7,9 

5 665 
- 9,3 

1 116 
- 15,1 

449 

- 21,0 

667 
- 10,6 

4 740 
- 10,4 

4 266 
- 11,2 

474 
- 1.7 

13 152 
- 7,9 

7 655 
- 11,4 

5 497 
- 2,7 

1 027 
- 9,0 

410 

- 17,2 

617 
- 2,5 

4 288 
- 9,2 

3 912 
- 9,8 

376 
- 2,3 

11 682 
- 12,9 

7 020 
- 13,1 

4 662 
- 12,6 

777 

- 34,3 

307 

- 38,7 

470 

- 31,0 

3 365 
- 29,2 

3 087 
- 29,4 

278 

- 27,4 

9 134 
- 32,8 

5 544 
- 31,9 

3 590 
- 34,3 

781 

- 15,8 

348 

- 13,2 

433 

- 17,8 

3 447 
- 10,1 

3 166 
- 9,6 

281 

- 14,8 

8 748 
- 20,8 

5 634 
- 12,0 

3 114 
- 33,0 

733 

- 15,2 

333 

- 10,0 

400 

- 19,0 

3 534 
- 7,4 

3 244 
- 6,8 

290 

- 13,7 

8 624 
- 22,0 

5 593 
- 12,3 

3 031 
- 35,2 

895 

- 13,0 

381 

- 18,1 

514 
- 8,9 

3 987 
- 11,0 

3 619 
- 11,4 

368 
- 6,8 

10 268 
- 13,1 

6313 

- 12,6 

3 955 
- 13,9 

1 040 
- 9,1 

402 

- 13,9 

638 
- 5,8 

4 448 
+ 5,3 

3 960 
+ 4,3 

488 
+ 13,5 

11 413 
- 7,5 

6 824 
+ 0,8 

4 589 
- 17,6 

1 165 
- 17,8 

459 

- 21,3 

706 

- 15,4 

5 127 
- 10,5 

4 553 
- 9,6 

574 

- 17,2 

12 542 
- 17,0 

7 500 
- 15,7 

5 042 
- 19,0 

1 173 
- 16,5 

424 

- 23,5 

749 

- 11,9 

4 862 
- 10,1 

4 278 
- 7,8 

584 

- 23,9 

12 620 
- 12,8 

7 303 
- 10,3 

5317 

- 16,1 
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Straßenverkehrsunfälle nach Monaten, Straßenarten und Ortslage 

d) Leichtverletzte 

Veränderungen in °/o (Zunahme + r Abnahme — ) gegenüber dem entsprechenden 

Monat des Vorjahres 


Jahr 


Bundesstraßen 


Landesstraßen 



Autobahnen 







Monat 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

1972 *) 

20 140 

100 113 

54 974 

45 139 

67 883 

33 232 

34 651 


+ 2,1 

- 3,7 

- 2,2 

- 5,4 

“ 0,7 

+ 2,5 

- 3,6 

Januar 

1 141 

7 196 

3 673 

3 523 

4 721 

2 257 

2 464 

Vo 

-12,7 

- 2,0 

- 5,3 

+ 1,7 

- 1,3 

- 2,5 

- 0,2 

Februar 

941 

6 436 

3 459 

2 977 

4 569 

2 263 

2 306 

°/o 

-23,4 

- 7,4 

- 5,2 

- 9,8 

+ 5,9 

+ 9,4 

+ 2,7 

März 

1 583 

8 342 

4 470 

3 872 

5 714 

2 847 

2 867 

°/o 

+ 27,9 

+ 20,9 

4-20,7 

4-21,0 

4-22,4 

4-25,1 

+ 19,8 

April 

1 684 

8 064 

4 438 

3 626 

5 130 

2 493 

2 637 

°/o 

+ 0,4 

+ 1,2 

+ 2,4 

- 0,3 

- U 

0,0 

- 2,7 

Mai 

1 763 

9 070 

5011 

4 059 

6 258 

3 125 

3 133 

Vo 

+ 2,8 

- 4,9 

- 3,6 

- 6,4 

- 4,6 

- 0,9 

- 8,0 

Juni 

1 856 

8 836 

4 840 

3 996 

6 193 

3 161 

3 032 

Vo 

- 0,4 

- 6,5 

~ 6,1 

- 6,9 

- 1,4 

+ 6,8 

- 8,6 

Juli 

2 384 

9 616 

5 192 

4 424 

6 453 

2 961 

3 492 

% 

4-17,6 

“ 0,7 

“ 2,1 

+ 1,0 

+ 1,3 

+ 3,8 

- 0,8 

August 

2 024 

8 841 

4 839 

4 002 

6 214 

2 840 

3 374 

Vo 

+ 1A 

- 7,3 

- 5,6 

- 9,3 

” 2,8 

- 5,9 

0,0 

September 

1 802 

8 770 

4 854 

3 916 

5 839 

2 833 

3 006 

Vo 

+ 3,4 

- 3,6 

- 2,4 

“ 5,2 

~ 2,2 

+ 3,1 

- 6,6 

Oktober 

1 997 

8 569 

4 994 

3 575 

5 483 

2 798 

2 685 

Vo 

- 3,6 

- 12,6 

- 6,9 

-19,5 

-14,0 

- 6,5 

-20,7 

November 

1 600 

8 370 

4 692 

3 678 

5 705 

2 855 

2 850 

Vo 

+ 3,4 

- 9,0 

- 6,5 

-12,0 

- 4,5 

- 1,6 

- 7,3 

Dezember 

1 310 

7 968 

4 493 

3 475 

5 540 

2 768 

2 772 

°/o 

- 0,5 

- 5,3 

- 0,4 

- H,1 

+ 1,0 

+ 4,5 

- 2,2 

1973 ») 

19 246 

89 025 

49 946 

39 079 

62 623 

30 448 

32 175 


- 4,4 

-11,1 

" 9,1 

-13,4 

- 7,7 

- 6,4 

- 7,1 

Januar 

1 284 

6 576 

3 569 

3 007 

4 638 

2 215 

2 423 

Vo 

4-12,5 

- 8,6 

- 2,8 

-14,6 

! 

00 

- 1,9 

- 1,7 

Februar 

1 322 

7 115 

3 766 

3 349 

4 834 

2 257 

2 577 

Vo 

4-40,5 

4-10,6 

+ 8,9 

4-12,5 

+ 5,8 

- 0,3 

+ 11,8 

März 

1 374 

6 942 

3 974 

2 968 

4 763 

2 381 

2 382 

Vo 

-13,2 

-16,8 

-11,1 

-23,3 

-16,6 

-16,4 

-16,9 

April 

2 125 

7 854 

4 202 

3 652 

5 354 

2 542 

2 812 

Vo 

4-26,2 

- 2,6 

- 5,3 

+ 0,7 

4- 4,4 

+ 2,0 

+ 6,6 
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Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

23-947 
+ 5,8 

11 496 
+ 9,7 

12 451 
+ 2,4 

150 660 
+ 5,5 

140 087 
+ 5,5 

10 573 
+ 5,4 

362 743 
+ 1,5 

239 789 
+ 3,4 

122 954 
“ 2,1 

1 602 
+ 9,2 

780 
+ 14,9 

822 
+ 4,3 

9 287 
- 2,7 

8 595 
- 2,8 

692 
- 0,7 

23 947 
” 2,0 

15 305 
“ 2,6 

8 642 
- 0,9 

1 524 

+ 11,6 

700 
+ 6,2 

824 
+ 16,7 

9 808 
+ 6,4 

9 222 
+ 6,4 

586 
+ 5,4 

23 278 
+ 0,9 

15 644 
+ 4,0 

7 634 
- 5,0 

2 017 
+ 30,9 

986 
+ 37,1 

1 031 
+ 25,4 

12 085 
+ 23,3 

11 341 
+ 24,0 

744 
+ 13,1 

29 741 
+ 23,1 

19 644 
+ 24,0 

10 097 
+ 21,5 

1 960 
+ 12,8 

1 017 
+ 25,4 

943 
+ 1,7 

12 523 
+ 13,3 

11 801 

+ 14,2 

722 
+ 0,6 

29 361 
+ 6,2 

19 749 
+ 9,9 

9 612 
- 0,6 

2 195 
“ 1,0 

998 
- 7,8 

1 197 
+ 5,5 

13 985 
+ 1,5 

12 941 
+ 1,4 

1 044 
+ 2,5 

33 271 
- 1,6 

22 075 
- 0,5 

11 196 
- 3,6 

2 356 
+ 9,9 

1 118 
+ 12,0 

1 238 
+ 8,0 

14 831 
+ 11,5 

13 633 
+ 10,2 

1 198 
+ 27,4 

34 072 
+ 3,1 

22 752 
+ 5,9 

11 320 
" 2,1 

2 226 
+ 3,1 

987 
- 1,2 

1 239 
+ 6,7 

14 050 
+ 2,2 

12 740 
+ 1,2 

1 310 
+ 13,8 

34 729 
+ 2,2 

21 880 
+ 0,6 

12 849 
+ 5,0 

2 106 
- 3,8 

944 
- 2,7 

1 162 
- 4,7 

12 907 
+ 3,5 

11 771 
+ 3,3 

1 136 
+ 4,9 

32 092 
- 1,5 

20 394 
- 0,5 

11 698 
- 3,2 

2 009 
- 3,8 

986 
+ 3,8 

1 023 
-10,1 

12 870 
+ 0,1 

11 965 
+ 0,6 

905 
“ 5,7 

31 290 
- 1,5 

20 638 
+ 0,4 

10 652 
- 4,8 

2 121 
+ 9,6 

1 048 
+27,3 

1 073 
- 3,6 

13 736 
+ 4,5 

12 880 
+ 4,6 

856 
+ 3,3 

31 906 
- 4,3 

21 720 
+ 1,0 

10 186 
-14,0 

1 918 

991 
+ 11,1 

927 
- 9,6 

12 498 
+ 2,1 

11 856 
+ 2,6 

642 
- 6,0 

30 091 
“ 2,5 

20 394 
+ 0,1 

9 697 
- 7,8 

1 906 
+ 14 

938 
+ 4,6 

968 
- 1,5 

12 029 
+ 4,1 

11 304 
+ 4,4 

725 
“ 1,0 

28 753 
+ 0,3 

19 503 
+ 3,3 

9 250 
- 5,4 

22 249 
- 7,1 

10 764 
- 6,4 

11 485 
- 7,8 

145 089 
- 3,7 

135 002 
- 3,6 

10 087 
- 4,6 

338 232 
- 6,8 

226 160 
- 5,7 

112 072 
- 8,9 

1 539 
- 3,9 

766 
” 1,8 

773 
- 6,0 

9 955 
+ 7,2 

9 316 
+ 8,4 

639 

“7,7 

23 992 
+ 0,2 

15 866 
+ 3,7 

8 126 
- 6,0 

1 691 
+ 11,0 

794 
+ 13,4 

897 
+ 8,9 

10 347 
+ 5,5 

9 699 
+ 5,2 

648 
+ 10,6 

25 309 
+ 8,7 

16 516 
+ 5,6 

8 793 
+ 15,2 

1 739 
~13,8 

931 
“ 5,6 

808 

-21,6 

11 596 
- 4,0 

10 886 
- 4,0 

710 
- 4,6 

26 414 
- 11,2 

18 172 
“ 7,5 

8 242 
-18,4 

1 912 
- 2,4 

905 

-11,0 

1 007 
+ 6,8 

11 484 
- 8,3 

10 762 
- 8,8 

722 

28 729 
“ 2,2 

18411 
- 6,8 

10 318 
+ 7,3 
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Jahr 


Bundesstraßen 

Landesstraßen 


Autobahnen 


inner- 

halb 

außer- 

halb 



außer- 

halb 

Monat 

zu- 

sammen 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

Mai 

1 627 

8 688 

5 151 

3 537 

6 249 

3 259 

2 990 

°/o 

- 7,7 

- 4,2 

+ 2,8 

-12,9 

- 0,1 

+ 4,3 

- 4,6 

Juni 

1 841 

8 191 

4 557 

3 634 

5 985 

2 900 

3 085 

°/o 

- 0,8 

- 7,3 

- 5,8 

- 9,1 

“ 3,4 

- 8,3 

+ 1/7 

Juli 

2 299 

8 267 

4 734 

3 533 

5 649 

2 647 

3 002 

°/o 

- 3,6 

-14,0 

- 8,8 

-10,1 

-12,5 

-10,6 

-14,0 

August 

1 842 

7 209 

3 996 

3 213 

5 234 

2 598 

2 636 

°/o 

- 9,0 

-18,5 

-17,4 

-19,7 

-15,8 

- 8,5 

-21,9 

September 

1 754 

7 636 

4 384 

3 252 

5 467 

2 726 

2 741 

o/o 

- 2,7 

-12,9 

~ 9,7 

-17,0 

- 6,4 

- 3,8 

- 8,8 

Oktober 

1 747 

7 927 

4 524 

3 403 

5 480 

2 658 

2 822 

°/o 

-12,5 

- 7,5 

- 9,4 

- 4,8 

- 0,1 

- 5,0 

+ 5,1 

November 

1 314 

7 146 

4 031 

3 115 

4 907 

2 386 

2 521 

°/o 

-17,9 

-14,6 

-14,1 

-15,3 

-14,0 

-16,4 

-11,5 

Dezember 

761 

54 38 

3 038 

2 400 

4 018 

1 857 

2 161 

°/o 

-41,9 

-31,8 

-32,4 

-30,9 

-27,5 

-32,9 

-22,0 

1974 








Januar 

559 

5 069 

3 068 

2 001 

3 697 

1 916 

1 781 

°/o 

-56,5 

-22,9 

-14,0 

-33,5 

-20,3 

-13,5 

-26,5 

Februar 

616 

4 703 

2 880 

1 823 

3 436 

1 894 

1 542 

°/o 

-53,4 

-33,9 

-23,5 

-45,6 

-28,9 

-16,1 

-40,2 

März 

900 

5 674 

3 355 

2 319 

4 167 

2 094 

2 073 

°/o 

-34,5 

-18,3 

-15,6 

-21,9 

-12,5 

-12,1 

-13,0 

April 

1 231 

6 311 

3 787 

2 524 

4 693 

2 393 

2 300 

°/o 

-42,1 

-19,6 

- 9,9 

-30,1 

-12,3 

- 5,9 

-18,2 

Mai 

1 213 

6 435 

3 884 

2 551 

4 948 

2 559 

2 389 

°/o 

-25,4 

-25,9 

-25,0 

-27,9 

-20,8 

-21,5 

-20,1 

Juni 

1 549 

6 679 

3 890 

2 789 

4 866 

2 405 

2 461 

°/o 

-15,9 

-18,5 

-14,6 

-23,3 

-18,7 

-17,1 

-20,2 


*) Die Summe der Monatsergebnisse wurde durch Jahreskorrekturen bereinigt. 
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noch Anlage 35 d 


Kreisstraßen 

Andere Straßen 

Insgesamt 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

zu- 

sammen 

inner- 

halb 

außer- 

halb 

2 177 
- 0,8 

1 134 
+ 13,6 

1 043 
- 12,9 

14 822 
+ 6,0 

13 789 
+ 6,6 

1 033 
- 1,1 

33 563 
+ 0,9 

23 333 
+ 5,7 

10 230 
- 8,6 

2 142 
- 9,1 

1 011 
- 9,6 

1 131 
- 8,6 

14312 
- 3,5 

13 090 
- 4,0 

1 222 
+ 2,0 

32 471 
- 4,7 

21 558 
- 5,2 

10 913 
- 3,6 

2 090 
- 6,1 

920 
- 6,8 

1 170 
5,6 

13 251 
- 5,7 

12 101 
- 5,0 

1 150 
- 12,2 

31 556 
- 9,1 

20 402 
- 6,8 

11 154 
-13,2 

1 961 
- 6,9 

922 
- 2,3 

1 039 
- 10,6 

12 459 
- 3,5 

11 429 
- 2,9 

1 030 
- 9,3 

28 705 
- 10,6 

18 945 
- 7,1 

9 760 
-16,6 

1 880 
- 6,4 

875 

- 11,3 

1 005 
- 1,8 

13 288 
+ 3,2 

12 408 
+ 3,7 

880 
~ 2,8 

30 025 
- 4,0 

20 393 
“ 1,2 

9 632 
- 9,6 

1 935 
- 8,8 

941 

- 10,2 

994 
~ 7,4 

13 160 
- 4,2 

12 359 
- 4,0 

801 
- 6,4 

30 249 
- 5,2 

20 482 
“ 5,7 

9 767 
- 4,1 

1 732 
“ 9,7 

832 

-16,0 

900 
- 2,9 

11 173 
- 10,6 

10 520 
- 11,3 

653 
+ 1,7 

26 272 
-12,7 

17 769 
-12,9 

8 503 
-12,3 

1 437 
- 24,6 

726 

- 22,6 

711 

-26,5 

9 185 
-23,6 

8 614 
-23,8 

571 

- 21,2 

20 839 
-27,5 

14 235 
- 27,0 

6 604 
-28,6 

1 208 
- 21,5 

599 

- 21,8 

609 

- 21,2 

8 606 
- 13,6 

8 090 
- 13,2 

516 

- 19,2 

19 139 
-20,2 

13 673 
-13,8 

5 466 
-32,6 

1 185 
— 29,9 

640 

- 19,4 

545 

- 39,2 

8 918 
- 13,8 

8 455 
- 12,8 

463 

-28,5 

18 858 
-25,5 

13 869 
-16,0 

4 989 
- 43,3 

1 536 
- 11,7 

771 

- 17,2 

765 
- 5,3 

10 564 
- 8,9 

9 923 
- 8,8 

641 
~ 9,7 

22 841 
-13,5 

16 143 
-11,2 

6 698 
-18,7 

1 641 
- 14,2 

831 
- 8,2 

810 

- 19,6 

11 700 
+ 1,9 

10 953 
+ 1,8 

747 
+ 3,5 

25 576 
- 11,0 

17 964 
- 2,4 

7 612 
- 26,2 

1 868 
- 14,2 

886 

- 21,9 

982 
- 5,8 

12 788 
- 13,7 

11 957 
- 13,3 

831 
- 19,6 

27 252 
-18,8 

19 286 
-17,3 

7 966 
- 22,1 

1 906 
- 11,0 

891 

- 11,9 

1 015 
- 10,3 

12 314 
- 14,0 

11 321 
- 13,5 

993 

- 18,7 

27 314 
-15,9 

18 507 
- 14,2 

8 807 
- 19,3 
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Aufwendungen des Bundes für Maßnahmen der Verkehrssicherheit 

— ohne Bundesanstalt für Straßenwesen — 


Haushaltsjahr 

Aufklärungs- 
und Erziehungs- 
maßnahmen 

Fürsorge- 
maßnahmen für 
Unfallverletzte 
im 

Straßenverkehr 

Wissenschaft- 
liche Unter- 
suchungen zur 
Hebung der 
Verkehrssicher- 
heit 

Technische 
Fortentwicklung 
der Kfz zur 
Förderung der 
Verkehrssicher- 
heit 

Zusammen 

2 bis 5 

l 

2 

3 

1 4 

1 5 

1 6 

1961 

2 430 000 



410 000 

775 000 

3 615 000 

1962 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 , 

3 770 000 

1963 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1964 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1965 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1966 

3 300 000 

200 000 

410 000 

360 000 

4 270 000 

1967 

3 100 000 

250 000 

375 000 

360 000 

4 085 000 

1968 

3 100 000 

500 000 

410 000 

360 000 

4 370 000 

1969 

4 100 000 J ) 

300 000 

410 000 

360 000 

5 170 000 J ) 

1970 

13 100 000 1 2 ) 

350 000 

410 000 

360 000 

14 220 000 2 ) 

1971 

4 500 000 

350 000 

410 000 

360 000 

5 620 000 

1972 

5 500 000 

500 000 

410 000 

360 000 

6 770 000 

1973 

6 000 000 

500 000 

410 000 

400 000 

7 310 000 

1974 

20 000 000 

600 000 

410 000 

450 000 

21 460 000 

1975 3 ) 

20 000 000 

600 000 

300 000 

450 000 

21 350 000 


1 ) davon 800 000 DM Sondermittel für die Aufklärung der Bevölkerung über die neue StVO 

2 ) davon 9,6 Millionen DM Sondermittel für die Aufklärung der Bevölkerung über die neue StVO 

3 ) von der Bundesregierung vorgesehen 
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Befragungsergebnisse zur Anlegequote von Sicherheitsgurten 
bei Pkw-Fahrern in Abhängigkeit von Fahrweite und Fahrzweck 


Anlegequote bei 
Pkw-Fahrern 



Quelle: Bundesanstalt für Straßenwesen 
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Im Verkehrszentralregister erfaßte Personen nach Täterbereichen 

Stand: jeweils Ende des Monats 


Verurteilungen 

Dezember 1972 

März 1973 

Juni 1973 

September 1973 

Dezember 1973 

und Bußgeld- 
entscheidungen 

Anzahl 

°/o 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl 

% 

je Person 

i 1 

2 

3 1 

4 

1 5 | 

6 

1 7 | 

8 1 

9 1 

10 





Anzahl 






bis 2 

3 481 920 

89,9 

3 392 033 

89,9 

3 494 827 

90,2 

3 586 965 

90,2 

3 622 098 

90,4 

3 bis 6 

368 732 

9,5 

357 337 

9,5 

361 907 

9,3 

368 693 

9,3 

363 549 

9,1 

7 und mehr 

23 756 

0,6 

21 833 

0,6 

20 692 

0,5 

20 150 

0,5 

18 669 

0,5 

zusammen . . . 

3 874 408 

100 

3 771 203 

100 

3 877 426 

1 

100 

3 975 808 

100 

4 004 316 

100 




Veränderung gegen Vorjahr in °/o 





bis 2 

+ 4,8 


— 0,6 


— 1,4 


— 1,9 


+ 4,0 


3 bis 6 

+ 6,8 


+ 0,8 


— 2,5 


— 3,0 


— 1,4 


7 und mehr 

+ 2,1 


— 9,5 


— 11,8 


— 22,9 


— 21,4 


zusammen . . . 

+ 5,0 

— 0,5 

— 1,6 

— 2,2 

+ 3,4 


Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Maßnahmen der Gerichte und Verwaltungsbehörden 

nach Fahrerlaubnis- 



Insgesamt 


Darunter weibliche Personen 

Fahrerlaubnis- bzw. Entscheidungsart 








1971 | 

1972 | 

1973 

1971 | 

1972 | 

1973 


1 1 

2 | 

3 1 

4 I 

5 I 

6 

Allgemeine Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 







Entziehungen insgesamt 

130 713 

142 395 

142 744 

2 952 

3 675 

4 417 

davon durch: Gerichte 

127 798 

139 722 

140 085 

2 805 

3 527 

4 235 

Verwaltungsbehörden . . . 

2915 

2 673 

2 659 

147 

148 

182 

Isolierte Sperren 

22 609 

24 842 

27 964 

380 

374 

561 

Aberkennungen insgesamt 

1 589 

1 719 

1 629 

28 

26 

31 

davon durch: Gerichte 

1 578 

1 708 

1 614 

28 

26 

31 

Verwaltungsbehörden . . . 

11 

11 

15 


— 

— 

Verzichte *) 

618 

496 

488 

78 

46 

48 

Versagungen 

11 155 

10 786 

10 906 

2 103 

1 823 

1 980 

Fahrverbote insgesamt 

20 049 

20 176 

24 025 

1 128 

1 174 

1 566 

davon durch: Gerichte nach § 37 StGB . . 

14 688 

15 097 

15 341 

817 

885 

1 023 

nach §25 StVG .. 

574 

573 

667 

20 

38 

42 

Bußgeldbehörden 

4 400 

4 193 

7 664 

278 

244 

488 

Verwaltungsbehörden . . . 

387 

313 

353 

13 

7 

13 

zusammen . . . 

186 733 

200 414 

207 756 

6 669 

7 118 

8 603 

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 







Entziehungen *) 

109 

101 

85 

3 

3 

3 

Verzichte 

2 

2 

1 


— 

— 

Versagungen 

951 

728 

723 

40 

35 

48 

zusammen . . . 

1 062 

831 

809 

43 

38 

51 

Fahrlehrerlaubnis 







Entziehungen 2 ) 

5 

8 

2 

— 

— 

— 

Verzichte *) 

— 

— 

2 

— 


— 

Versagungen 

285 

237 

191 

23 

12 

11 

zusammen . . . 

290 

245 

195 

23 

12 

11 

Maßnahmen insgesamt 

188 085 

201 490 

208 760 

6 735 

7 168 

8 665 

davon durch: Gerichte 

167 247 

181 942 

185 671 

4 050 

4 850 

5 892 

Bußgeldbehörden 

4 400 

4 193 

7 664 

278 

244 

488 

Verwaltungsbehörden 

15 818 

14 857 

14 934 

2 329 

2 028 

2 237 

betroffene Personen 

620 

498 

491 

78 

46 

48 


*) Von betroffenen Personen während eines gerichtlichen Entziehungsverfahrens 
2 ) Rücknahmen und Widerrufe 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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auf Grund des Straßenverkehrsrechts 
und Entscheidungarten 


Veränderung gegen Vorjahr 
°/o 


insgesamt 

darunter weibliche Personen 

1971 | 

1972 | 

1973 

1971 | 

1972 | 

1973 

7 1 

8 1 

9 ! 

10 | 

11 1 

12 

+ 0,8 

+ 8,9 

+ 0,2 

+ 18,2 

+ 24,5 

+ 20,2 

+ 0,9 

+ 9,3 

+ 0,3 

+ 19,6 

+ 25,7 

+ 20,1 

- 4,9 

- 8,3 

- 0,5 

- 3,9 

+ 0,7 

+ 23,0 

+ 1 7,8 

+ 9,9 

+ 12,6 

+ 24,6 

- 1,6 

+ 50,0 

+ 13,7 

+ 8,2 

~ 5,2 

— 

— 

— 

+ 14,1 

+ 8,2 

- 5,5 

— 

— 

— 

- 36,7 

- 19,7 

- 1,6 

— 

— 

— 

+ 9,4 

- 3,3 

+ 1,1 

+ 19,1 

- 13,3 

+ 8,6 

+ 0,1 

+ 0,6 

+ 19,1 

- 2,6 

+ 4,1 

+ 33,4 

+ 4,8 

+ 2,8 

+ 1,6 

+ 3,5 

+ 8,3 

+ 15,6 

- 15,0 

~ 0,2 

+ 16,4 

— 

— 

— 

- 11,2 

- 4,7 

+ 82,8 

- 17,0 

- 12,2 

+ 100,0 

+ 0,3 

- 19,1 

+ 12,8 

— 

— 

— 

+ 2,9 

+ 7,3 

+ 3,7 

+ 13,5 

+ 6,7 

+ 20,9 

- 

~ 7,3 

— 

— 

— 

— 

- 14,1 

— 23,4 

~ 0,7 

— 

— 

— 

- 11,6 

- 21,8 

- 2,6 

— 

— 

— 

+ 25,6 

- 16,8 

- 19,4 

— 

— 

— 

+ 21,8 

- 15,5 

- 20,4 

— 

— 

— 

+ 2,8 

+ 7,1 

+ 3,6 

+ 13,6 

+ 6,4 

+ 20,9 

+ 3,3 

+ 8,8 

+ 2,0 

+ 16,2 

+ 19,8 

+ 21,5 

- 11,2 

~ 4,7 

+ 82,8 

- 17,0 

- 12,2 

+ 100,0 

+ 4,8 

~ 6,1 

+ 0,5 

+ 17,6 

- 12,9 

+ 10,3 

- 36,8 

- 19,7 

- 1,6 

— 

— 

— 
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Entziehungen von allgemeinen Fahrerlaubnissen 
nach Entscheidungsgründen, 


Entscheidungsgrund 

Altersgruppe 

Sperrfrist 

insgesamt 

Darunter wegen Zuwider- 
handlungen in Verbindung 
mit 

1973 

1972 

Veränderung 

°/o 

Trunkenheit 
im Straßenverkehr 

1973 | 1972 

i 1 

2 

1 3 

1 4 

1 5 


Entscheidungsgrund 




Verkehrsunfallflucht 

13 263 

13 266 

0 

9 902 

9 962 

Fahren ohne Fahrerlaubnis 

3 450 

3 161 

+ 9,1 

2 915 

2 646 

Vorfahrtverletzung 

3 756 

3 133 

+ 19,9 

3 756 

3 133 

Geschwindigkeitsüberschreitung 

4 571 

3 938 

+ 16,1 

4 571 

3 938 

Vorschriftswidriges Verhalten beim Aus- 






weichen, Überholen und Begegnen .... 

4 391 

4 109 

+ 6,9 

4 391 

4 109 

Abbiegen, Wenden usw 

6 584 

5 809 

+ 13,3 

6 584 

5 809 

Auffahren, ungenügender Abstand .... 

9 575 

8 625 

+ 11,0 

9 575 

8 625 

Sonstige Verkehrszuwiderhandlungen . . 

92 366 *) 

95 426 *) 

- 3,2 

89 909 h 

i 92 981 *) 

Andere Straftaten *) 

2 129 

2 255 

- 5,6 

1 238 

1 431 

zusammen . . . 

140 085 

139 722 

+ 0,3 

132 841 

132 634 


Altersgruppe in Jahren 




unter 18 

1 050 

827 

+ 27,0 

936 

712 

18 bis 21 

13 071 

12 901 

+ 1,3 

11 620 

11 443 

21 bis 25 

24 520 

24 398 

+ 0,5 

22 814 

22 775 

25 bis 30 

24 877 

26 018 

- 4,4 

23 610 

24 736 

30 bis 40 

45 953 

44 850 

+ 2,5 

44 242 

43 130 

40 bis 50 

19 744 

19 795 

- 0,3 

19 172 

19 273 

50 bis 60 

7 983 

8 076 

- 1,2 

7 734 

7 852 

60 bis 70 

2 649 

2 671 

- 0,8 

2 512 

2 559 

70 und mehr 

238 

186 

+ 28,0 

201 

154 

zusammen . . . 

140 085 

139 722 

+ 0,3 

132 841 

132 634 


Sperrfrist in Monaten 




bis 6 

51 839 

50 200 

+ 3,3 

47 768 

46 189 

7 bis 12 

75 195 

74 548 

+ 0,9 

72 949 

72 356 

13 bis 18 

6 594 

7 096 

~ 7,1 

6 330 

6 835 

19 bis 24 

4 128 

4 879 

- 15,4 

3 841 

4 586 

25 bis 36 

1 607 

2 025 

- 20 , 6 . 

1 414 

1 847 

37 bis 48 

309 

435 

- 29,0 

237 

375 

49 bis 60 

344 

423 

- 18,7 

260 

356 

auf Lebenszeit 

69 

116 


42 

90 

zusammen . . . 

140 085 

139 722 

+ 0,3 

1 

132 841 

132 634 


*) Nicht Verkehrsstraftaten T ) Darunter alle Fälle von Trunkenheit allein 
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der Klasse 1 bis 5 durch Gerichte 1973 
Altersgruppen und Sperrfristen 


Darunter wegen Zuwiderhandlungen in Verbindung mit 

Trunkenheit im Straßenverkehr 

Verkehrsunfall 

Veränderung 

°/o 

Anteil von insgesamt 
ü /o 

1973 

1972 

Veränderung 

°/o 

Anteil von insgesamt 
°/o 

1973 

| 1972 



1973 | 

1972 

6 

7 

1 8 

9 1 

10 

1 ii 

i 12 | 

13 




Entscheidungsgrund 




- 0,6 

74,7 

75,1 

13 158 

13 147 

+ 0,1 

99,2 

99,1 

+ 10,2 

84,5 

83,7 

1 224 

1 148 

+ 6,6 

35,5 

36,3 

+ 19,9 

100 

100 

2 657 

2 307 

+ 15,2 

70,7 

73,6 

+ 16,1 

100 

100 

3812 

3 463 

+ 10,1 

83,4 

87,9 

+ 6,9 

100 

100 

3 250 

3 119 

+ 4,2 

74,0 

75,9 

+ 13,3 

100 

100 

5 287 

4 910 

+ 7,7 

80,3 

84,5 

+ 11,0 

100 

100 

9 499 

8 530 

+ 11,4 

99,2 

98,9 

- 3,3 

97,3 

97,4 

32 299 

37 117 

- 13,0 

35,0 

38,9 

- 13,5 

58,1 

63,5 

266 

394 

- 32,5 

12,5 

17,5 

+ 0,2 

94,8 

94,9 

71 452 

74 135 

- 3,6 

51,0 

53,1 




Altersgruppe in Jahren 




+ 31,5 

89,1 

86,1 

610 

473 

+ 29,0 

58,1 

57,2 

+ 1,5 

88,9 

88,7 

8 371 

8 629 

- 3,0 

64,0 

66,9 

+ 0,2 

93,0 

93,3 

13 449 

14 071 

- 4,4 

54,8 

57,7 

- 4,6 

94,9 

95,1 

12 246 

13 284 

- 7,8 

49,2 

51,1 

+ 2,6 

96,3 

96,2 

21 373 

21 826 

- 2,1 

46,5 

48,7 

- 0,5 

97,1 

97,4 

9 538 

9 858 

- 3,2 

48,3 

49,8 

- 1,5 

96,9 

97,2 

4 149 

4 273 

- 2,9 

52,0 

52,9 

- 1,8 

94,8 

95,8 

1 551 

1 598 

- 2,9 

58,6 

59,8 

+ 30,5 

84,5 

82,8 

165 

123 

4 - 34,1 

69,3 

66,1 

+ 0,2 

94,8 

94,9 

71 452 

74 135 

- 3,6 

51,0 

53,1 




Sperrfrist in Monaten 




+ 3,4 

92,1 

92,0 

26 749 

27 127 

- 1,4 

51,6 

54,0 

+ 0,8 

97,0 

97,1 

38 379 

39 375 

~ 2,5 

51,0 

52,8 

- 7,4 

96,0 

96,3 

3 248 

3 682 

- 11,8 

49,3 

51,9 

— 16,2 

93,0 

94,0 

1 968 

2 403 

- 18,1 

47,7 

49,3 

- 23,4 

88,0 

91,2 

775 

1 049 

- 26,1 

48,2 

51,8 

- 36,8 

76,7 

86,2 

145 

223 

- 35,0 

46,9 

51,3 

- 27,0 

75,6 

84,2 

144 

209 

- 31,1 

41,9 

49,4 


60,9 

77,6 

44 

67 


63,8 

57,8 

+ 0,2 

94,8 

94,9 

1 71 452 

74 135 

- 3,6 

51,0 

53,1 


Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Anordnungen von isolierten Sperren 
nach Entscheidungsgründen, 





Darunter wegen Zuwider- 



insgesamt 


handlungen in Verbindung 

Entscheidungsgrund 




mit 







Altersgruppe 




Trunkenheit 

Sperrfrist 

1973 

1972 

Veränderung 

% 

im Straßenverkehr 





1973 | 

1972 


i 1 

2 

1 3 ! 

4 1 

5 


Entscheidungsgrund 




Verkehrsunfallflucht 

3 229 

2 925 

+ 10,4 

1 792 

1 659 

Fahren ohne Fahrerlaubnis 

17 530 

15 985 

+ 9,7 

10 936 

9 941 

Vorfahrtverletzung 

143 

84 


143 

84 

Geschwindigkeitsüberschreitung 

20 

15 


20 

15 

Vorschriftswidriges Verhalten beim Aus- 






weichen, Überholen und Begegnen .... 

118 

80 


118 

80 

Abbiegen, Wenden usw 

168 

118 

+ 42,4 

168 

118 

Auffahren, ungenügender Abstand .... 

147 

87 


147 

87 

Sonstige Verkehrszuwiderhandlungen . . 

6 413 1 ) 

5 367 !) 

+ 19,5 

6 202 A ) 

5 152 A ) 

Andere Straftaten *) 

196 

181 

+ 8,3 

153 

146 

zusammen . . . 

27 964 

24 842 

+ 12,6 

19 679 

17 282 

L 

Altersgruppe in Jahren 




unter 18 

1 351 

1 126 

+ 20,0 

974 

760 

18 bis 21 

3 149 

2 945 

+ 6,9 

2 308 

2 063 

21 bis 25 

5 300 

4 898 

+ 8,2 

3 373 

3 085 

25 bis 30 

5 202 

4 950 

+ 5,1 

3 348 

3 233 

30 bis 40 

8 750 

7 438 

+ 17,6 

6 314 

5 348 

40 bis 50 

3 097 

2 552 

+ 21,4 

2 459 

2017 

50 bis 60 

865 

680 

+ 27,2 

693 

570 

60 bis 70 

234 

239 

~ 2,1 

197 

198 

70 und mehr 

16 

14 


13 

8 

zusammen . . . 

27 964 

24 842 

+ 12,6 

19 679 

17 282 


Sperrfrist in Monaten 




bis 6 

3 742 

3 337 

+ 12,1 

2 309 

2 006 

7 bis 12 

13 441 

11 604 

+ 15,8 

9 558 

8219 

13 bis 18 

2 369 

1 894 

+ 25,1 

1 788 

1 382 

19 bis 24 

3 822 

3 339 

+ 14,5 

2 693 

2 303 

25 bis 36 

2 223 

2 263 

- 1,8 

1 607 

1 617 

37 bis 48 

680 

684 

- 0,6 

496 

500 

49 bis 60 

1 331 

1 383 

- 3,8 

949 

994 

auf Lebenszeit 

356 

338 

+ 5,3 

279 

261 

zusammen . . . 

27 964 

24 842 

+ 12,6 

19 679 

17 282 


*) Nicht Verkehrsstraftaten *) Darunter alle Fälle von Trunkenheit allein 
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durch die Gerichte 1973 
Altersgruppen und Sperrfristen 


Darunter wegen Zuwiderhandlungen in Verbindung mit 


Trunkenheit im Straßenverkehr 


Verkehrsunfall 


Veränderung 

°/o 

Anteil von insgesamt 
°/o 

1973 

1972 

Veränderung 

°/o 

Anteil von insgesamt 
°/o 

1973 

\ 1972 



1973 | 

1972 

6 

7 

1 8 

9 1 

1 io | 

ii 

1 12 | 

13 




Entscheidungsgrund 




+ 8,0 

55,5 

56,7 

3 152 

2 839 

4 - 11,9 

97,6 

97,1 

+ 10,0 

62,4 

62,2 

5 157 

4 903 

+ 5,2 

29,4 

30,7 


100 

100 

97 

56 


67,8 

66,7 


100 

100 

17 

14 


85,0 

93,3 


100 

100 

69 

45 


58,5 

56,3 

+ 42,4 

100 

100 

98 

76 


58,3 

64,4 


100 

100 

145 

87 

. 

98,6 

100 

+ 20,4 

96,7 

96,0 

1 323 

1 258 

+ 5,2 

20,6 

23,4 

+ 4,8 

78,1 

80,7 

16 

14 


8,2 

7,7 

+ 13,9 

70,4 

69,6 

10 074 

9 292 

+ 8,4 

36,0 

37,4 




Altersgruppe in Jahren 




4 - 28,2 

72,1 

67,5 

646 

548 

4 - 17,9 

47,8 

48,7 

+ 11,9 

73,3 

70,1 

1 465 

1 400 

+ 4,6 

46,5 

47,5 

+ 9,3 

63,6 

63,0 

2 012 

1 959 

+ 2,7 

38,0 

40,0 

+ 3,6 

64,4 

65,3 

1 729 

1 760 

- 1,8 

33,2 

35,6 

4 - 18,1 

72,2 

71,9 

2 855 

2 476 

+ 15,3 

32,6 

33,3 

4 - 21,9 

79,4 

79,0 

936 

813 

4 - 15,1 

30,2 

31,9 

4 - 21,6 

80,1 

83,8 

323 

230 

4 - 40,4 

37,3 

33,8 

- 0,5 

84,2 

82,8 

103 

97 


44,0 

40,6 


81,3 

57,1 

5 

9 


31,3 

64,3 

+ 13,9 

70,4 

69,6 ' 

10 074 

l 

9 292 

+ 8,4 

36,0 

37,4 




Sperrfrist in Monaten 




+ 15,1 

61,7 

60,1 

1 338 

1 225 

+ 9,2 

35,8 

36,7 

+ 16,3 

71,1 

70,8 

4 794 

4 349 

+ 10,2 

35,7 

37,5 

+ 29,4 

75,5 

73,0 

922 

768 

4 - 20,1 

38,9 

40,5 

+ 16,9 

70,5 

69,0 

1 412 

1 254 

4 - 12,6 

36,9 

37,6 

- 0,6 

72,3 

71,5 

774 

849 

- 8,8 

34,8 

37,5 

- Oß 

72,9 

73,1 

253 

252 

+ 0,4 

37,2 

36,8 

- 4,5 

71,3 

71,9 

448 

473 

- 5,3 

33,7 

34,2 

+ 6,9 

78,4 

77,2 

133 

122 

+ 9,0 

37,4 

36,1 

+ 13,9 

70,4 

69,6 

j 10 074 

9 292 

+ 8,4 

36,0 

37,4 


Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Entwicklungstendenzen bei Fahrerlaubnisentziehungen, isolierten Sperren 
und Fahrverboten durch Gerichte und Bußgeldbehörden 
wegen einer Verkehrszuwiderhandlung in Trunkenheit 



1972 

1973 

1974 

Veränderung gegenüber Vorjahr 
in °/o 

Art der Entscheidung 

1. Halbjahr 

1972 

1973 

1974 

1. Halbjahr 


l 

2 1 

3 | 

4 I 

5 | 

6 

Entziehungen 







Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 

139 722 

140 085 

64 771 

+ 9,3 

+ 0,3 

- 12,6 

darunter wegen Trunkenheit . 

132 634 

132 841 

61 435 

+ 9,8 

+ 0,2 

- 12,9 

Anteil in °/o 

94,9 

94,8 

94,8 

— 

— 

— 

Isolierte Sperren 

24 842 

27 964 

14 426 

+ 9,9 

• 12,6 

4 - 7,8 

darunter wegen Trunkenheit . . . 

17 282 

19 679 

10 495 

+ 14,0 

+ 13,9 

+ 13,0 

Anteil in % 

69,6 

70,4 

72,8 

— 

— 

— 

Aberkennungen *) 







Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 

1 708 

1 614 

1 020 

+ 8,2 

- 5,5 

+ 42,9 

darunter wegen Trunkenheit . 

1 485 

1 452 

903 

+ 10,7 

- 2,2 

4 - 40,0 

Anteil in °/o 

86,9 

90,0 

88,5 

— 

— 

— 

Fahrverbote 







davon: 







1 nach § 37 StGB 

15 097 

15 341 

8 997 

+ 2,8 

+ 1,6 

+ 25,6 

darunter wegen Trunkenheit . 

3 502 

4 290 

2 636 

+ 15,4 

4 - 22,5 

+ 50,2 

; Anteil in °/o 

23,2 

28,0 

29,3 

— 

— 

— 

§ 25 StVG 

4 766 

8 331 

11 777 

- 4,2 

+ 74,8 

4 - 407,6 

darunter wegen Trunkenheit 
(0,8 Promille-Grenze) 2 ) 



3 227 

9 285 



_ 



Anteil in °/o 

1 

— 

38,7 

78,8 

— 

— 

— 


*) Aberkennungen des Rechts, von einem ausländischen Fahrausweis im Bundesgebiet Gebrauch zu machen. 

L ') § 24 a und § 25 Abs. 1 Satz 2 StVG lt. Gesetz vom 28. Juli 1973 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Maßnahmen der Gerichte und Verwaltungsbehörden 
zu Fahr- r Personen- und Güterbeförderungserlaubnissen 
nach Entscheidungsarten 



1974 

1973 

Veränderung 

°/o 



darunter 

weibliche 

Personen 



Erlaubnis- bzw. Genehmigungsart 

1. Halbjahr 

ins- 

gesamt 

ins- 

gesamt 

darunter 

weibliche 

Personen 

ins- 

gesamt 

darunter 

weibliche 

Personen 


i ! 

2 

1 3 | 

4 

1 5 | 

6 


Fahrerlaubnis 





Entziehungen 







Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 

66 275 

2 271 

75 395 

2 226 

- 12,1 

4 - 2,0 

außerdem: Isolierte Sperren 

14 426 

240 

13 386 

284 

+ 7,8 

- 15,5 

Aberkennungen 

1 033 

14 

716 

19 

+ 44,3 

— 

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung . . 

30 

1 

43 

— 

— 

— 

Fahrlehrerlaubnis *) 

1 

— 

2 

— 

— 

— 

Fahrverbote 

20 971 

1 083 

9 642 

586 

+ 117,5 

4 - 84,8 

Versagungen 







Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 

6 677 

1 299 

5 385 

962 

+ 24,0 

4 - 35,0 

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung . . 

392 

21 

302 

20 

+ 29,8 

— 

Fahrlehrerlaubnis 

89 

4 

90 

9 

— 

— 

zusammen . . . 

109 894 

4 933 

104 961 

4 106 

+ 4,7 

4 - 20,1 

Verzichte während eines Entziehungsver- 
fahrens 







Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 

248 

32 

279 

33 

- 11,1 

— 

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung . . 

3 

— 

1 

— 

— 

— 

Fahrlehrerlaubnis 

Erlaubnis bzw. Genehmig 

gung zur Personen- bz^ 

2 — 

v. Güterbeförderung 



Versagungen 







Personenbeförderung 

10 

— 

34 

— 

— 

— 

Güterbeförderung 

8 

— 

10 

— 

— 


davon: Güterfernverkehr 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Güternahverkehr 2 ) 

8 


10 




Rücknahmen 







Personenbeförderungen 

13 

— 

12 

- 


— 

Güterbeförderungen 

10 


12 

— 

— 

— 

davon* Güterfernverkehr ... 



2 





Güternahverkehr 2 ) 

10 

— 

10 

— 

— 

— 

zusammen . . . 

41 

— 

68 

— 

— 

— 


3 Rücknahmen und Widerrufe 

a ) Zum Güterliniennahverkehr keine Entscheidungen eingegangen. 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Maßnahmen der Gerichte und Verwaltungsbehörden 
nach Entscheidungsarten 


1. Halbjahr 


Art der Entscheidung 

1974 

i 

1973 


Veränderung 

% 

Anzahl 

°/o 

Anzahl | 

°/o 



l 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 

Entziehungen 

Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 ... . 

66 275 

100 

75 395 

100 

- 12,1 

davon durch: 

Gerichte nach § 42 m StGB 

64 771 

97,7 

74 117 

98,3 

- 12,6 

Verwaltungsbehörden nach 
§ 4 StVG 

1 504 

2,3 

1 278 

1,7 

+ 17,7 

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförde- 
rung durch Verwaltungsbehörden 
nach § 15 k StVZO 

30 

100 

43 

100 


Fahrlehrerlaubnis *) durch Verwal- 
tungsbehörden nach § 8 FahrlG . . . 

1 

100 

2 

100 

— 

Aberkennungen 

Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 ... . 

1 033 

100 

716 

100 

+ 44,3 

davon durch: 

Gerichte nach § 42 a StGB 

1 020 

98,7 

714 

99,7 

+ 42,9 

Verwaltungsbehörden nach 
§ 11 Abs. 2 IntkfZVO 

13 

1,3 

2 

0,3 

— 

Isolierte Sperren durch Gerichte nach 
§ 42 n StGB 

14 426 

100 

13 386 

100 

+ 7,8 

Fahrverbote 

Zusammen 

20 971 

100 

9 642 

100 

+ 117,5 

davon durch: 

Gerichte nach § 37 StGB 

8 997 

42,9 

7 164 

74,3 

+ 25,6 

Gerichte nach § 25 StVG 

1 377 

6,6 

256 

2,7 

+ 437,9 

Bußgeldbehörden nach § 25 StVG 

10 400 

49,6 

2 064 

21,4 

+ 403,9 

V erwaltungsbehörden 

nach § 3 StVZO 

197 

0,9 

158 

1,6 

+ 24,7 

Versagungen 

durch Verwaltungsbehörden 

7 158 

100 

5 777 

100 

+ 23,9 

davon: 

Fahrerlaubnis der Klasse 1 bis 5 
nach § 2 StVG 

6 677 

93,3 

5 385 

93,2 

+ 24,0 

Fahrerlaubnis zur Fahrgast- 
beförderung nach § 15 e StVZO 

351 

4,9 

302 

5,2 

+ 16,2 

Verlängerung der Geltungsdauer 
nach § 15 f StVZO 

41 

0,6 




Fahrlehrerlaubnis nach 
§ 2 FahrlG 

89 

1,2 

90 

1,6 

— 

insgesamt . . . 

109 894 

100 

104 961 

100 

+ 4,7 

davon durch: Gerichte 

90 591 

82,4 

95 637 

91,1 

- 5,3 

Bußgeldbehörden 

10 400 

9,5 

2 064 

2,0 

+ 403,9 

Verwaltungsbehörden . . 

8 903 

8,1 

7 260 

6,9 

+ 22,6 


*) Rücknahmen und Widerrufe 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Entziehungen von Fahr- und Fahrlehrerlaubnissen, Anordnungen von 
isolierten Sperren und Aberkennungen l ) im 1. Halbjahr 1974 
nach hauptsächlichen Entscheidungsgründen 



Entziehungen 

Isolierte Sperren 

Aberkennungen 


Fahrerlaubnis 
der Klasse 1 bis 5 

Fahr- 
erlaubnis 
zur Fahr- 
gast- 
beförde- 
rung 



Verände- 


Verände- 

Entscheidungsgrund 

Anzahl 

Verände- 
rung 
gegen- 
über Vor- 
jahr in °/o 

Fahrlehr- 
erlaub- 
nis 2 ) 

Anzahl 

rung 
gegen- 
über Vor- 
jahr in %> 

Anzahl 

rung 
gegen- 
über Vor- 
jahr in °/o 


l 

1 2 

1 3 

1 4 

1 5 

1 6 

i 7 

8 


Verkehrs- 
zuwiderhandlung 
in Trunkenheit 

61 435 

-12,9 

darunter: 3 ) 

Verkehrsunfallflucht 

4 538 

- 15,4 

Fahren ohne 
Fahrerlaubnis 

1 566 4 * 6 * 8 ) 

~ 7,6 

mit Verkehrsunfall . 

27 754 

- 22,1 

davon 

mit Personen- 
schaden 

5 818 

- 20,9 

mit Sachschaden . . 

21 936 

- 22,4 

V orfahrtverletzung 

1 199 

- 39,4 

Geschwindigkeits- 
überschreitung .... 

1 140 

- 53,8 

Vorschriftswidriges 
Verhalten beim Aus- 
weichen, Überholen 
und Begegnen 

1 340 

- 43,9 

Abbiegen, Wenden 
usw 

1 828 

- 48,6 

Auffahren, ungenü- 
gender Abstand 

2 156 

- 59,5 

ohne Trunkenheit .... 

2 935 

- 6,6 

darunter: 3 ) 

Verkehrs- 
unfallflucht 

1 626 

- 3,9 

Fahren ohne 
Fahrerlaubnis 

337 4 ) 

+ 3,4 

mit Verkehrsunfall 

2 466 

- 6,3 

davon 

mit Personen- 
schaden 

615 

- 7,4 

mit Sachschaden . . 

1 651 

- 5,7 


Entscheidungen der Gerichte 

903 +40,0 

63 

105 

342 +21,3 

85 

257 +19,0 

26 

13 

8 

18 

13 
117 

53 

30 
88 

41 
47 


10 495 +13,0 

977 + 6,7 

6 515 + 2,6 

3 687 - 2,6 

557 - 9,1 

3 130 - 1,3 

50 

8 

26 

51 

30 

3 906 - 4,1 

669 - 7,3 

3 757 - 5,5 

1 153 - 3,8 

238 - 2,5 

915 - 4,2 
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noch Anlage 45 


Entziehungen von Fahr- und Fahrlehrererlaubnissen, Anordnung von 
isolierten Sperren und Aberkennungen *) im 1. Halbjahr 1974 
nach hauptsächlichen Entscheidungsgründen 



Entziehungen 

Isolierte Sperren 

Aberkennungen 


Fahrerlaubnis 
der Klasse 1 bis 5 

Fahr- 
erlaubnis 
zur Fahr- 
gast- 
beförde- 
rung 



Verände- 


Verände- 

Entscheidungsgrund 

Anzahl 

Verände- 
rung 
gegen- 
über Vor- 
jahr in o/o 

Fahrlehr- 
erlaub- 
nis 2 ) 

Anzahl 

rung 
gegen- 
über Vor- 
jahr in °/o 

Anzahl 

rung 
gegen- 
über Vor- 
jahr in o/o 


i 

2 

3 

1 4 | 

5 

I 6 | 

7 

1 8 

Sonstige Straftaten 
nach StGB u. a. Ge- 
setzen (ohne Ver- 
kehrsstraftaten) 

401 

- 3,4 



25 




zusammen . . . 

64 771 

- 12,6 



14 426 

+ 7,8 

1 020 

+ 42,9 

darunter weibliche 
Personen 

2 181 

+ 2,1 



240 

-15,5 

14 





Entscheidungen der Verwaltungsbehörden 



Körperliche und 
geistige Mängel 

505 

+ 21,4 

4 

— 



2 


Charakterlicher 

Mängel 

325 

+ 33,7 

+ 10,8 

+ 7,4 

8 






! Vorstrafen 

298 

12 




2 


Sonstige 

Entscheidungsgründe 

376 

6 

1 



9 


zusammen . . . 

1 504 

+ 17,7 

30 

1 



13 


darunter weibliche 
Personen 

90 


1 













insgesamt . . . 

66 275 

- 12,1 

30 

1 

14 426 

+ 7,8 

1 033 

+ 44.3 

darunter weibliche 
Personen 

2 271 

+ 2,0 

1 


240 

- 15,5 

14 






Ü Aberkennungen des Rechts, von einem ausländischen Fahrausweis im Bundesgebiet Gebrauch zu machen, nach 
§ 42 a Abs. 1 StGB und § 11 Abs. 2 IntkfZVO. 
b Rücknahmen und Widerrufe 

:J ) Jeweils auch in Verbindung mit den aufgeführten und anderen Zuwiderhandlungen. 

4 ) ohne Fahrerlaubnis der entsprechenden Klasse. 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt 
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Anlage 46 


Stand: 1 . März 1974 


Grundsätze zur Verbesserung des Rettungswesens 


1. Vorbemerkung 

Der Bund/Länder-Ausschuß und die Ständige Kon- 
ferenz „Rettungswesen" halten es für erforderlich, 
die Ergebnisse ihrer Arbeit und ihrer Forderungen 
in einer programmatischen Gesamtdarstellung zu- 
sammenzufassen. 

Sie befinden sich damit in grundsätzlicher Überein- 
stimmung mit den Erkenntnissen aus Wissenschaft 
und Technik. 

Die zuständigen Stellen des Bundes und der Länder 
sowie die am Rettungswesen beteiligten Einrichtun- 
gen und Organisationen legen die nachfolgenden 
Grundsätze der Erfüllung ihrer Aufgaben zugrunde. 

Ein modernes Rettungswesen ist das funktionale 
Ineinandergreifen verschiedener Bereiche (Sofort- 
maßnahmen am Unfallort und Erste-Hilfe-Notruf- 
meldesystem, organisierter Rettungs- und Kranken- 
transportdienst, Krankenhausversorgung), für die 
der Begriff „Rettungskette" allgemein anerkannt 
ist. 


2. Sofortmaßnahmen am Notfallort und Erste Hilfe 

Die Wirksamkeit der Breitenausbildung der Bevöl- 
kerung in den Sofortmaßnahmen am Notfallort und 
in der Ersten Hilfe ist durch Berichte der Kranken- 
häuser und Rettungsorganisationen deutlich gewor- 
den. Dennoch hat diese Ausbildung den erforder- 
lichen Umfang noch nicht erreicht. 

Daher sind folgende Forderungen zu stellen: 

2.1. Unterrichtung auch der Führerscheininhaber in 
Sofortmaßnahmen am Unfallort. 

2.2. Verstärkte Erste-Hilfe-Ausbildung, auch in 
Schulen und anderen Ausbildungsstätten. 

2.3. Planmäßige Wiederholungskurse. 

2.4. Fortbildung der Ärzte in Notfallmedizin. 


3. Notrufmeldesystem 

Die Funktionsfähigkeit der Rettungskette wird ent- 
scheidend verbessert durch ein einheitliches Notruf- 
meldesystem. 

Es muß überall und jederzeit möglich sein, Notfall- 
meldungen über entsprechende technische Einrich- 
tungen abzusetzen. 


Daher sind folgende Forderungen zu stellen: 

3.1. Verwirklichung des modernen Notrufes 110 
(Feuerwehrruf 112) und die Einrichtung des 
münzfreien Notrufs in den Bundesländern. 

3.2. Schaffung der organisatorischen Grundlagen für 
die jederzeitige Annahme des Notrufes 110 
durch ständig besetzte Abfragestellen (ein- 
schließlich Ersatzabfragestellen). 

3.3. Weiterleitung des Notrufes an die Rettungslei- 
stelle (s. 4.6.1.). 

3.4. Schaffung von Normen für ein einheitliches 
System von Notruftelefonen. 

3.5. Aufstellung von Notruftelefonen an anderen 
Straßen als Bundesautobahnen einschließlich 
Hinweisbeschilderung. 


4. Aufgabe und Organisation des Rettungs- und 
Krankentransportdienstes 

Um eine einheitliche Leistungsfähigkeit des Ret- 
tungsdienstes nicht nur im Bereich einzelner Bun- 
desländer, sondern im gesamten Bundesgebiet zu ge- 
währleisten, wird folgendes gefordert: 

4.1. Anerkennung folgender Begriffsbestimmung 

des Rettungsdienstes: 

4.1.1. Aufgabe des Rettungsdienstes ist es, bei 
Notfallpatienten am Notfallort lebensret- 
tende Maßnahmen durchzuführen und die 
Transportfähigkeit herzustellen sowie 
diese Personen unter Aufrechterhaltung 
der Transportfähigkeit und Vermeidung 
weiterer Schäden in ein geeignetes Kran- 
kenhaus zu verbringen. Notfallpatienten 
sind Personen, die sich infolge von Ver- 
letzung, Krankheit oder sonstiger Um- 
stände in Lebensgefahr befinden oder de- 
ren Gesundheitszustand in kurzer Zeit 
eine Verschlechterung besorgen läßt, so- 
fern nicht unverzüglich medizinische 
Hilfe eingreift. 

4.1.2. Aufgabe des Rettungsdienstes ist es auch, 
kranke, verletzte oder sonstige hilfsbe- 
dürftige Personen unter sachgerechter Be- 
treuung zu befördern, die keine Notfall- 
patienten sind (Krankentransport). 

4.1.3. Notfallpatienten haben Vorrang. 
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4.2. Anerkennung des Rettungsdienstes als öffent- 
liche Aufgabe. 

4.3. Festlegung von Rettungsdienstbereichen. 

4.4. Festlegung der öffentlich-rechtlichen Träger des 
Rettungsdienstes für den jeweiligen Rettungs- 
dienstbereich. 

4.5. Regelung der Mitwirkung bestehender Organi- 
sationen und Einrichtungen bei der Durchfüh- 
rung des Rettungsdienstes. 

4.6. Festlegung der notwendigen Einrichtungen in- 
nerhalb der Rettungsdienstbereiche. 

4.6.1. Einrichtung einer ständig besetzten Ret- 
tungsleitstelle in jedem Rettungsdienst- 
bereich, die grundsätzlich die Einsätze 
des Rettungsdienstes leitet und koordi- 
niert, einen zentralen Bettennachweis 
führt sowie das Zusammenwirken des 
Rettungsdienstes mit anderen Einrichtun- 
gen (Polizei, Feuerwehr, ärztlicher Bereit- 
schaftsdienst, Krankenhaus) sicherstellt. 

4.6.2. Einrichtung der erforderlichen Anzahl 
von Rettungswachen, deren Standorte so 
gewählt werden müssen, daß jeder Punkt 
ihres Einsatzbereiches in der Regel in 10 
Minuten erreicht werden kann. 

4.7. Sicherung eines ausreichenden Bestandes norm- 
gerechter Krankenkraftwagen — Rettungswa- 
gen und Krankentransportwagen — (Richtzahl: 
1 Krankenkraftwagen auf 12 000 bis 15 000 Ein- 
wohner), von denen mindestens 60 °/o Rettungs- 
wagen sein sollen. 

4.8. Stationierung mindestens eines Rettungswa- 
gens an jeder Rettungswache. 

4.9. Ausrüstung aller Krankenkraftwagen mit Funk- 
sprechgeräten. 


4.10. Vermehrter Einsatz von Notärzten auf Ret- 
tungswagen. 

4.11. Besetzung aller Krankenkraftwagen mit Fahrer 
und Rettungssanitäter oder sonst fachlich ent- 
sprechend ausgebildetem Beifahrer. 

4.12. Fachlehrgang mit klinischem Praktikum für alle 
Fahrer. 

4.13. Ausbildung des Rettungssanitäters entspre- 
chend dem Entwurf eines Bundesgesetzes über 
den Beruf des Rettungssanitäters. 


5. Krankenhausversorgung 

Letztes Glied der Rettungskette stellt die Kranken- 
hausversorgung dar. Die Zusammenarbeit zwischen 
Krankenhäusern und dem Rettungsdienst ist daher 
entsprechend zu regeln. 

Um eine optimale Versorgung von Notfallpatienten 
sicherzustellen, ist folgendes zu fordern: 

5.1. Sicherstellung der Aufnahme von Notfallpatien- 
ten in dafür geeignete Krankenhäuser, die min- 
destens eine interdisziplinäre Intensiv-Pflege- 
station haben müssen. 

5.2. Bereitstellung von Ärzten für den Rettungs- 
dienst. 

5.3. Sicherstellung von Aus- und Weiterbildungs- 
plätzen für das Personal des Rettungsdienstes. 


6. Finanzierung 

Die geforderten Maßnahmen verlangen eine stär- 
kere finanzielle Beteiligung der öffentlichen Hand 
an den Investitionskosten der Einrichtungen des 
Rettungsdienstes. Für die Einsätze des Rettungs- 
dienstes sollen Entgelte festgesetzt werden, die die 
Betriebkosten decken. 
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Anlage 47 


Stand: 29. Mai 1974 

Grundsätze für den Einsatz von Hubschraubern im Rettungsdienst 


1. Vorbemerkung 

Der Bund/Länder-Ausschuß und die Ständige Kon- 
ferenz „Rettungswesen" halten es für erforderlich, 
folgende Anforderungen für den Einsatz von Hub- 
schraubern im Rettungsdienst festzulegen. 

Die Grundsätze sollen Bund und Ländern bei ihren 
Überlegungen und Entscheidungen im Zusammen- 
hang mit der Verwendung von Hubschraubern im 
Rettungsdienst als Maßstab dienen. Sie sollen ins- 
besondere Anhaltspunkte liefern, ob bestimmte Vor- 
haben in der Luftrettung nach ihrer Konzeption för- 
derungswürdig sind. Außerdem können sie bei Ein- 
zelentscheidungen helfen, z. B. ob bestimmte Geneh- 
migungen zu erteilen oder Auflagen zu machen sind. 
Schließlich sollen die Grundsätze 

— den im Rettungsdienst Tätigen als Anhalt für 
Ihre Mitwirkung beim Hubschrauberrettungs- 
dienst dienen und 

— die Öffentlichkeit über den Luftrettungsdienst 
unterrichten. 


2. Aufgaben 

2.1. Schnelle Heranführung von Notarzt und Ret- 
tungssanitäter an den Notfallort zur Durchfüh- 
rung lebensrettender Maßnahmen und Herstel- 
lung der Transportfähigkeit des Notfallpatien- 
ten. 

2.2. Transport von Notfallpatienten in das geeignete 
Krankenhaus unter Aufrechterhaltung der 
Transportfähigkeit und Vermeidung weiterer 
Schäden (Primärtransport), 

2.3. Transport bereits medizinisch erstversorgter 
Patienten aus einem Krankenhaus in ein für 
die Endbehandlung besser geeignetes Kranken- 
haus (Sekundärtransport). 

2.4. Transport von Arzneimitteln, Blutkonserven, 
Organen für Transplantationen oder medizini- 
schem Gerät. 

2.5. Suche von Personen, z. B. über Seen oder im 
Gebirge. 


3. Organisation 

3.1. Der Rettungshubschrauber (RTH) darf keine 
eigenständige Einrichtung sein, sondern muß 
Bestandteil des einheitlichen Rettungsdienstes 


mit einheitlichem Notfall-Meldesystem sein. Der 
RTH ist daher einer für den Rettungsdienst in 
seinem Einsatzbereich zuständigen Rettungs- 
leitstelle zuzuordnen, die seinen Einsatz leitet 
und mit dem Einsatz anderer Rettungsmittel 
koordiniert. Andere Rettungsleistellen fordern 
ihn über die zuständige Rettungsleitstelle an. 

3.2. Der Einsatz des RTH darf nicht von einer ärzt- 
lichen Diagnose oder von vorheriger Regelung 
der Kostentragung abhängig gemacht werden. 

3.3. Der RTH muß ständig für den Rettungseinsatz 
bereitstehen, sofern er nicht andere vorrangige 
Aufgaben, etwa Einsatz bei Katastrophen oder 
im SAR-Dienst, zu erfüllen hat. 

3.4. Als zweckmäßiger Einsatzradius des RTH für 
Einsätze nach 2.1 und 2.2 sind unter den der- 
zeitigen Gegebenheiten grundsätzlich 50 km an- 
zusehen. 

3.5. Allgemein-Krankenhäuser, insbesondere Kran- 
kenhäuser, die zur Aufnahme von Notfallpa- 
tienten geeignet sind, sollen über Hubschrau- 
berlandemöglichkeiten verfügen. 

3.6. Der Hubschrauber ist möglichst an einem Kran- 
kenhaus bereitzustellen (Rettungswache des 
RTH). Dabei ist durch organisatorische Maß- 
nahmen auch innerhalb des Krankenhauses 
sicherzustellen, daß er 2 Minuten nach der Alar- 
mierung einsatzbereit starten kann. 

3.7. Der Hubschrauber und seine Rettungswache 
sind in das regionale Notrufmeldesystem zu in- 
tegrieren. Hierfür sind die erforderlichen Fern- 
sprech- und Funkverbindungen herzustellen. 
Rettungswache und Hubschrauber sind insbe- 
sondere mit einem Vielkanal-Funkgerät (z. Z. 
FuG 7 b) auszustatten, das die wahlweise Schal- 
tung auf Frequenzen des Rettungsdienstes, des 
Katastrophenschutzes und der Polizei erlaubt. 

3.8. Ausfallzeiten des Hubschraubers wegen War- 
tung oder Reparatur müssen durch einen Ersatz- 
RTH abgedeckt werden. 


4. Besatzung des Rettungshubschraubers 

Der RTH ist neben dem Piloten bei allen Einsätzen 
mit einem Notarzt und einem Rettungssanitäter oder 
einer mindestens gleichwertig ausgebildeten Kraft 
zu besetzen. 
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5. Flugtechnische Eigenschaften des Rettungshub- 
schraubers 

Der Rettungshubschrauber muß besondere Voraus- 
setzungen erfüllen (siehe unten). 


6. Medizinische Ausstattung 

6.1. Die medizinische Ausstattung des RTH muß der 
in Entwicklung befindlichen Norm entsprechen. 
Bis zur Verabschiedung des Normblattes gilt 
folgendes: 

6.1.1. Im RTH müssen außer der Besatzung 
2 Notfallpatienten liegend nebeneinan- 
der befördert werden können. 

6.1.2. Der Raum innerhalb des RTH muß min- 
destens die zur Aufrechterhaltung der 
Transportfähigkeit eines Notfallpatienten 
notwendigen Maßnahmen ermöglichen. 
Ein Sitzplatz muß sich am Kopfende der 
Tragen befinden. 


6.1.3. Der RTH muß mit luftfahrtzugelassenen 
Tragen mit den Maßen nach DIN 13 124 
oder 13 125 und mit Vakuum-Matratzen 
ausgerüstet sein. 

6.1.4. Der RHT muß so ausgerüstet sein, daß 
lebensrettende Sofortmaßnahmen am Un- 
fallort sowie die Herstellung und Auf- 
rechterhaltung der Transportfähigkeit des 
Notfallpatienten auch während, des Flu- 
ges möglich sind. 

6.1.5. Die medizinische Ausrüstung des Hub- 
schraubers muß für Arzt und Rettungs- 
sanitäter auch während des Fluges leicht 
zugänglich sein. 

6.1.6. Alle Innenflächen des RTH einschließlich 
aller Einbauten und der Bodenbelag müs- 
sen zur Reinigung leicht zugänglich, ab- 
waschbar und zur Scheuer- und Sprüh- 
Desinfektion geeignet sein. 


Besondere technische Eigenschaften von Rettungshubschraubern 


— Turbinentriebwerke mit ausreichender Leistungs- 
reserve 

— Einsatzmöglichkeit unter ungünstigen Wetterbe- 
dingungen 

— Fluggeschwindigkeit über 200 km/h 

— Lärmentwicklung in der Kabine im Flug mög- 
lichst nicht über 80 dB (A) 


— Vibration in der Kabine bei voller Rotordrehzahl 
im Flug möglichst nicht über 30 Hertz 

— - Beheizbarkeit der Kabine 

— hochliegender Haupt- und Heckrotor 

— kleine Rotordurchmesser 

— Gegensprechanlage für Pilot, Notfallarzt und Ret- 
tungssanitäter 
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Anlage 48 

Standorte der Rettungshubschrauber 


50 100 km 


BERLIN 
I West) 


Mil.SAR*Dienst (Hubschrauber) 

Rettungshubschrauber (ZIVIL ) 
SAR* Leitstellen 


SAR s Searcb and Rescue 
(militärischer Such - 
und Rettungsdienst) 
für Luftfahrzeuge) 
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